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P·räside•nt HanCl·uer: Ich eröffne die 82. Sitzung 
des Bayerischen Landtags. Die Liste der entschul­
digten Kollegen wird zu Protokoll gegeben.*) 

Ich rufe auf Punkt 3a d.er Tagesordnung: 

Schreiben des Verfassungsgerichtshofs be­
treffend Antrag des Bauunternehmers Gal­
lus Binner und drei anderer, sämtliche in 
Manching, Landkreis Ingolstadt, auf Fest­
stellung der Verfassungswidrigkeit des § 3 
der Friedhofs- und Bestattungsordnung der 

Gemeinde Manching (Nr. 6714) 

Über die Beratungen des Ausschusses für Ver­
fassungsfragen und Rechtsfragen (Beilage 1942) be­
richtet der Herr Abgeordnete Dr. Kriegi:sch; ich 
erteile ihm das Wort. 

Dr. Kriegisch (SPD), Berichterstatter: 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der 
Ausschuß für Verfassungsfragen und Rechtsfragen 
beschäftigte sich in seiner 104. Sitzung mit einem 
Schreiben des Verfassungsgerichtshofs betreffend 
Antrag des Bauunternehmers Gallus Binner und 
drei anderer, sämtliche in Manching, Landkreis 
Ingolstadt, auf Feststellung der Verfassungswidrig­
keit des§ 3 der Friedhofs- und Bestattungsordnung 

* Nach Artikel 5 Absatz 2 des Aufwandsentschädi­
gungsgesetzes sind entschuldigt oder beurlaubt die Ab­
geordneten Dr. Baumgartner, Eiber, Dr. Fischer, Gräß­
ler, Dr. Held, Hilburger, von Knoeringen, Köglsperger, 
Lerch, Dr. Müller, Nagengast, Dr. Sahliger, Dr. Seidel, 
Weishäupl und Zillibiller. 

------------

der Gem'ein!de IVtanching. Nach kur.zer Beratung. 
beschloß der Ausschuß, dem Hohen Hause voxzu,.. 
schlagen, sich an dem Verfahr·en nicht zu beteiligen, 
da der Landtag heim Zustandekommen der Fried­
hofs- und Bestattungsordnung der Gemeinde Man­
ching b.ekanntlich nicht mitwirken konnte. 

Präs1Jdent Hanaue:r: Wir kommen zur Abs t i m -
m u n g. Der Beschluß ist auf Beilage 1942 i:üeder­
gelegt. Der Ausschuß schlägt dem Landtag vor, sich 
an dem Verfahren nicht zu beteiligen. 

Wer dem zustimmen will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. - Danke. Die Gegenprobe·! - S.timi:n­
enthaltungen? - Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe auf den Punkt 3 b: 

Schreiben des Verfassungsgerichtshofs be­
treffend Antrag der Firma Südhausbau 
GmbH. in München auf Feststellung der 
Verfassungswidrigkeit des Artikels 2 letz­
ter Halbsatz des Gesetzes über die Grund­
erwerbsteuerbefreiung für den sozialen 
Wohnungsbau vom 11. Februar 1954 in der 
Fassung des Gesetzes vom 12. November 
1958 (GVBI. S. 330) und des § 1 Absatz 2 
der Durchführungsbestimmungen zu die-

sem Gesetz (GVBl. 1959 S. 325) 
- Nr. 5778 -

Über di:e Beratungen des Ausschusses für V:er­
fass.ungsfragen und Rechtsfr.agen (Beilage 1943) be­
richtet der Herr Abgeordrrete Bezo.1d. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Bezo'ld (FDP), B er ich t er s· tat t er : Meine · 
sehr verehrten Damen und Herl'en! Die V:erfas­
sungsbeschwerde richtet sich gegen Artikel 2 Ab­
Batz 1 des Gesetzes über die Grunderwerbsteuer­
befreiung für den sozia1en Wohnungsbau vom 11. 
Februar 1954 in der Fassung des ÄnderungS1gesretzes 
vom 12. November 1958. Dieser Artikel lautet: 

Die Steuerbefreiung erstreckt sich nicht nur 
auf die Grundfläche, auf der das Gebäude er­
richtet wird (überbaute Fläche), sondern auch 
auf •die dazugehörigen Hofräume und Haus­
gärten, soweit si:e das Sechsfache der überbau­
ten Fläche nicht übersteigen. 

Die Beschwerde richtet sich weiter - was für 
d:en Landtag nicht intevessant ist, weil er diese 
Veror.dnung nicht erlassen hat, sondern die Exe­
kutive - gegen eine V:erordnung, di:e diese Ge­
setzesbestimmung ausführt. Die Beschwerde wivd 
damit begründet, daß bei den Hochbauten in den 
Großstädten, die zur Behebung der Wohnungsnot 
immer mehr notwendig werden, es kaum mehr 
gelinge und es kaum günstig sei, lediglich eine 
sechsfache Fläche des bebauten Grundes - auf dem 
also das Haus selbst steht - als Beifläche zu ha­
ben, weil sonst die Wohnhäuser zu nahe anein­
anderstünden. Es sei also eine ungleiche Behand­
lung, wenn beim Kleinhausbau die zwölffache Flä­
che steuerfrei sei, beim Miethausbau aber nur das 
Sechsfache der überbauten Fläch·e. Die Beschwerde 
erblickt darin einen Verstoß gegen die gleichartige 
und gleichmäßige Behandlung der Ap.träge auf 
St~uerbefreiung. 
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Der Rechts- und Verfassungsausschuß hat in 
zwei Sitzungen diese Fragen sehr eingehend b'e­
han'delt. Es bestand für den Rechts- und· Verfas­
sungsausschuß zunächst einmal die Frage, ob er, 
aus seinem Schoß gebomn, einen ·entspvechenden 
Abänderungsantrag zum Gesetz gutheißen wolle 
oder ob ·er sich lediglich auf die juristische Erledi­
gung der Sache beschränken solle. In der zweiten 
Sitzung ist vor allem durch den Vortrag der Ver­
treter des Finanzministeriums und nicht zuletzt 
durch den Hinweis, daß die Regierung diese Frage 
erl'edigen werde, die einmütige Meinung dahin­
gehend ·erzielt worden, daß die Beschwerde nur 
rechtlich behandelt werden solle. Und dazu ist zu 
sagen, daß nach meiner Meinung die Auffassung 
des Rechts- und Verfassungsausschusses richtig ist, 
von einer ungleichen Behandlung könne nicht die 
Rede sein. Sie kennen ja das Urteil des V erfas­
sungsgerich ts, nach dem gleichmäßige Behandlung 
heißt: Gleichmäßige Behandlung des gleichen Tat­
bestands. Man kann wohl nicht sagen, daß bei dem 
Einfamilienhaus oder dem Kleinhaus der gleiche 
Tatbestarud vorli'ege wie bei einem großen Miet­
haus. Und der Gesetzgeber hatte nach Auffassung 
des Rechts~ und Verfassungsausschusses zumindest 

. rechtlich gesehen die Möglichkeit, diese beiden Tat­
bestände verschieden zu behandeln. 

Der Rechts- und Verfassungsausschuß kam dann 
einstimmig zu folgendem Votum: 

I. Der La:n!dtag beteiligt sich am Verfahren, 
soweit ·es sich um Art. 2 .letzter Hal'bsatz 
des Gesetzes über die Grunderwer'bsteuer­
befreiung für den sozialen Wohnungsbau 
vom 11. Februar 1954 in der Fa:1Ssung des 
Gesetzes vom 12. November 1958 (GVBI. S. 
330} handelt. 

II. Es wird Abweisung der Klage beantragt. 

III. Zum Vertreter des Landtags wird der Ab­
geordnete Bezold bestimmt. 

· Ich bitte, dies·er Entscheidung durch Ihre Stimm­
abgabe beizutreten. · 

Präsl'd'ent Hanauer: Der Ausschußbeschluß auf 
Beilage 1943 i:st Ihnen soeben bekanntgegeben wor­
den. Wer dem beitr·eten will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. - Danke. Die Gegenprobe! - Stimm­
enthaltungen? - Es ist einstimmig so beschlossen. 

Meine s·ehr verehrten Damen und Herren! Wenn 
auch heute nach dem Kalender der Unsinnige Don­
nerstag ist, so bitte ich doch, Ihre Gemüter etwas 
zu beschwichtigen. Sonst ist es manchmal hie~ am 
Präsidentenplatz gar nicht mehr möglich, sein eige~ 
nes Wort zu hören. 

Ich rufe auf Punkt 5 der Tagesordnung: Z. w e i t e 
Lesung zum 

2 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die beamten- und dienst­
strafrechtliche Stellung, Besoldung und 
Versorgung der kommunalen Wahlbeamten 
(Gesetz über kommunale Wahlbeamte) 

. Beilage 1820 

Über die Verhandlungen des Ausschusses für 
Verfassungsfragen und Rechtsfragen (Beilage 1927) 
berichtet. der Herr Abgeordnete Dr. Merk. Ich er­
teile ihm das Wort. 

Dr. Me>rk (CSU), Bericht·erstatter: Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Der Aus­
schuß für Verfassungsfragen und Rechtsfragen hat 
sich mit dem Entwurf ·eines Gesetzes zur Änderung 
des Geset:oes über die beamten- und ilienststraf­
rechtliche Stellung, Besoldung und Versorgung der 
kommunalen Wahlbeamten beschäftigt. Das Ergeb­
nis dieser Beratungen liegt Ihnen auf der Benage 
1927 vor. Berichterstatter war ich selbst, Mitbe­
richterstatter der Herr Kollege Kramer. 

Der Ausischuß hat der Gesetzesvorlage einstim­
mig zugestimmt, jedoch mit ·einer Abänderung in 
Artikel 1 Ziffer 1 und 2, und zwar unter Auswei­
tung der globalen prozentualen Erhöhung auch auf 
die Beträge, die ein Landrat nach mindestens z·ehn­
j ähriger Dienstzeit zusätzlich über die Höchstrah­
mensätze hinaus erhalten kann. In Artikel 1 Ziffer 4 
wurde ·ein weiterer· Absatz •eingefügt, nach dem die 
Witwe und 1die unversorgten Kinder eines ehren­
amtlich tätigen Bürgermeisters im Falle des Ab­
lebens ebenfalls; eine Überbrückungshilfe, ähnlich 
wie im sonstigen Beamtenrecht üblich, .erhalten sol­
len. 

Nachdem es eine einstimmige Beschlußfassung 
war, ·erübrigt sich wohl eine weitere• Berichterstat­
tung. Ich bitte das Hohe Haus, den Beschlüssen des 
Rechts- und Verfassungsauss.chusses zuzustimmen. 

Präsident Hanauer: Ich eröffne die a 11 g ·e m e i -
n e Au s s p r a c h e. - W ortme1dungen liegen nicht 
vor. Die allgemeine Aussprache ist geschlossen. 

Wir treten gemäß § 60 Absatz 3 der Ge1schäf.ts­
ordnung in die Einzelberatung. Der Abstim­
mung liegt zugrunde die Zusammenstellung auf der 
Beilage 1927 mit rden Beschlüssen des Ausschusses 
für Verfassungsfragen und Rechtsfragen. 

Ich eröffne die Einzelaussprache. Ich rufe zu­
nächst auf Ar· t :i k e 1 1. Im Artikel 1 sind die vom 
Herrn Berichterstatter g·enannten Änderungen durch 
Zufügung j·enes gleichen Satzes in den Ziffern 1 
und 2 erfolgt, mit •entsprechendem Hinweis in den 
Einleitungssätzen. Außerdem ist eine Ziffer 4 neu 
hinzugefügt worden. 

Wer dem Artikel 1 mit den soeben bekan~tgege ... 
benen Änderungen die Zustimmung geben will, den 
btitte ich um ·ein Handzeichen. - Danke. Die Gegen-. 
probe! - Stimmenthaltungen? - Es ist einstimmig 
so beschlossen. 

Die Art i k e 1 2 und 3 sind be:i!de unverändert. 
Wer diesen Artikeln ·die Zustimmung geben will, 
den bitte· ich um ein Handzeichen. - Danke. Die 
Geg•enprobe! - Stimmenthaltungen? - Es ist ein­
stimmig so beschlossen. 

Der Artikel 4 lautet: 

Dieses Gesetz ist dringlich; es tritt am 1. Ja-
nuar 1961 in Kraft. · 

Der Bayerische Senat hat ums zwar den Wunsch 
übermittelt, nach Möglichkeit mit den Dringlich-
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keitsqualifikationen zurückhaltend zu sein; nach­
dem uns aber ein weiteres Gesetz vorliegt, das 
wohl die Dringlichkeitsbestimmung in der zweiten 
und dritten Lesung erhalten wird, möchte ich diese 
Bedenken heute nicht zur Sprache bringen. 

Wer dem. Artikel 4 in der vorliegenden Form zu­
stimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. -
Danke. Die Gegenprobe! - Stimmenthaltung·en? -
Es ist eirustimmig so beschlossen. Damit ist die Ein­
:zJelabstimmung abgeschlossen. 

Das Gesetz. hat den Titel: 
Gesetz zur Änderung des. Gesetl!ies über die 
beamten- und dienststrafrechtliche Stellung, 
Besoldung und Versorgung ·der kommunalen 
Wahlbeamten (Gesetz übet kommunaleWahl­
beamte). 

Da in der zweiten Lesung keine Änderungen be­
schlossen wurden, kann gemäß § 61 Abs'atz 2 Buch­
stabe b der Geschäftsordnung die dritte L, e1 

-

s u n g unmittelbar nach der zweiten Lesung erfol­
gen, wenn kein Widerspruch erfolgt. - Ich stelle 
fest, daß ein solcher Widerspruch nicht erfolgt. 

Die dritte Lesung beginnt mit ·einer allgemeinen 
Besprechung der Grundsätze der Vorlage. 

Ich eröffne die a 11 g e m e i n e Aus s p r a c h e. 
- Auch hierzu liegen mir keine Wortmeldungen 
vor. Die allgemeine Aussprache ist geschlossen. 

. Ich eröffne die· E i n z e 1 b e rat u n g. - Auch 
hierzu liegen keine Wortmeldungen vor. Ich schlie­
ße die Aussprache. 

Wir kommen zur Abs t i m m u n g in der drit­
ten Lesung. Ihr liegen die Beschlüsse der zweiten 
Lesung zugrunde. Ich rufe auf Artikel 1 -, Arti­
kel 2 -, Artikel 3 -, Artikel 4 -. 

Wir kommen nun zur S c h 1 u ß ab stimm u n g 
über das ganze Gesetz, die wir ebenfalls sofort an­
schließen können, da Änderungen nicht ·erfolgt sind, 
wenn sich Widerspruch nicht erhebt. - Da·s ist 
nicht der Fall. 

Ich schlage dem Hohen Hause vor, gemäß § 136 
Absatz 2 der Geschäftsordnung die Schlußabstim­
mung in einfacher Form vorzunehmen. - Auch 
damit besteht Einverständnis. 

Wer dem Gesetz in der soeben beschloss·enen 
Fassung zustimmen will, den bitte ich, sich vom 
Platz zu erheben. - Danke schön. Die Gegenprobe! 
- Stimmenthaltungen? - Es ist einstimmig so be­
schlossen. 

Das Gesetz hat den Titel: 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die be­
amten- und dienststrafrechtliche Stellung, Be­
soldung und Versorgung der kommunalen 
Wahlbeamten (Gesetz übeT komniunale Wahl-
beamte) · 

Der Punkt 6 der Tagesordnung ist, wie ich schon 
bekanntgegeben habe, zurückgestellt worden. Es 
handelt sich um die Inter p e 11 a t i o n der Ab­
geordneten Frau Dr. Hamm-Brücher, Bezold und 
Fraktion und Dr. Becher und Fraktion. 

Ich darf dann die Behandlung der Tagesordnung 
unterbrechen und die Nachtr·agstagesordnung auf­
rufen, und zwar zunächst Punkt 2: 

Neuwahl berufsrichterlicher Mitglieder des 
Bayerischen Verfassungsgerichtshofs 

Die entsprechende Unterlage liegt Ihnen in ver"" 
vielfältigter Form vor. Der Herr Ministerpräsident 
teilt mit Schreiben vom 27. Januar 1961 mit, daß 
an Ste11e der ausgeschiedenen Oberlandesgerichts­
räte Dr. Ludwig Baumeister und S.chäfer im Ein­
vernehmen mit dem Herrn Präsidenten des Bayeri­
schen Verfassungsgerichtshofs Herr Oberstlandes­
gerichtsrat Ottmar Dittmann, geboren am 4. Juli 
1904, und Herr Oberlandesgerichtsrat Ludwig Rau, 
geboren am 27. November 1910, als neue berufs:.. 
richterliche Mitglieder des Bayerischen Verfas:.. 
sungsgerichtshofs gewählt werden sollen. Die bei­
den vorgeschlagenen Herren haben da:s im § 5 des 
Gesetzes über den Verfassungsgerichtshof vorge­
sehene Mindestalter von 40 Jahren. Die entspre­
chenden Daten wurden den Fraktionen zugeleitet. 

Ich schlage Ihnen nun, meine sehr verehrten Da­
men und Herren, vor, in der auch sonst in diesen 
Fällen gewohnten Weise die Wahl in Form einer 
einfachen Abstimmung durchzuführen. Ich muß 
Sie aber ausdrücklich darauf hinweisen, daß Sie 
nach der Geschäftsordnung die Möglichkeit haben, 
diesem Verfahren zu widersprechen; es müßte dann 
geheim abgestimmt werden. - Ich stelle fest, daß 
sich ein derartiger Widerspruch nicht erhebt. 

Ich darf dann· die beiden Herren getrennt zur 
Abstimmung und damit zur Wahl stellen. 

Wer der Wahl des Herrn Oberstlandesgerichts:.. 
rats Ottmar Dittmann zustimmt, den bitte ich um 
ein Handzeichen. - Danke schön. Die Gegenprobe! 
- Stimmenthaltungen? - Bei 3 Stimmenthaltun­
gen ohne Gegenstimmen ist Herr Oberstlandesge­
richtsrat Dittmann gewählt. 

Ich bitte um Abstimmung über die Wahl des 
Herrn Oberlandesgerichtsrats Ludwig Rau. Wer 
dem Vorschlag zustimmen will, den bitte ich um 
ein Hal').dzeichen. - Danke. Die Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? - 4 Stimmenthaltungen, es 
ist einer mehr geworden. 'ohne Gegenstimmen ist 
Herr Oberlandesgerichtsrat Rau gewählt. Damit 
ist der Punkt der Tagesordnung ·ebenfalls erledigt. 

eGroße Unruhe) 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 

weiß mir wirklich kein besseres Mittel, um zu ver­
suchen, Ihre Aufmerksamkeit etwas anzuregen, als 
daß ich den Punkt 5 der Nachtragstagesordnung 
aufrufe: 

Antrag des Abgeordneten Dr. Heubl und 
Fraktion betreffend Abstandnahme von 
der Verlängerung der Spielbankkonzes-

sionen (Beilage 1881) 

Es berichtet über die Verhandlungen des Aus­
schusses für Wirtschaft und Verkehr (Beilage 1926) 
der Herr Abgeordnete Dr. Pöhner; 'ich erteile ihm 
das Wort. 

Dr. Pöhner (CSU}, Berichterstatter: Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Der Aus­
schuß für Wirtschaft und Verkehr hat am 19. Ja-
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nuar dieses Jahres den Antrag der CSU-Fraktion 
betreffend Abstandnahme von der Verlängerung 
der Spielbankkonzessionen gemäß Beilage 1881 be­
handelt. Berichterstatter war ich selbst, Mitberich­
ter der Herr Kollege Essl. 

Die Beratungen des Ausschusses zeigten etwa 
folgendes Bild: 

Der B e r i c h t ·e r s t a t t e r führte aus, daß ein 
Unstern - -

(Das Rednerpult rutscht herunter. - Heiter­
keit - Abg. Dr. Becher: Ein Unstern über 

dem Unstern!)· 

- Ich habe mich bereits am Pult in den Finger ge­
zwickt; das ist der beste Auftakt! 

(Große Heiterkeit - Abg. Gabert: Der erste 
Unstern!) 

Präsident Hanauer: Ich hoffe, daß ich keine ärzt­
liche Hilfe herbeirufen muß. 

(Erneute Heiterkeit) 

Dr. Pöhner (CSU), Berichterstatter: Das 
wäre noch zu früh im Stadium der Beratung dieses 
Punktes. 

Meine Damen und Herren! Die Beratungen des 
Ausschusses zeigten ·etwa folgendes Bild: . 

Der B e r i c h t e r s t a t t e r führte aus, daß ein 
Unstern über dem Thema „Spielbanken", einem 
der traurigsten Kapitel jüngster bayerischer Poli­
tik, gewaltet habe. Wohl selten habe ein Problem 
die Gemüter so erregt, Feindschaften und Prozesse 
hervorgerufen, die Sensationslust so befriedigt und 
das Ansehen des Staates .in der Öffentlichkeit so 
geschädigt wie das Problem der bayerischen Spiel­
banken. mit all den neinlichen Din1ten. die sich 
darum .herumgerankt -haben. - . 

(Zurufe urid Heiterkeit) 

Aus solchen Erwägungen und nicht aus dem Ge­
sichtspunkt der Staatsmoral heraus müsse der 
Wunsch der Antragsteller verstanden werden, die 
mit diesem Antrag im gemeinsamen staatspoliti­
schen Interesse einen Schlußstrich unter dieses un­
selige Kapitel bayerischer Politik ziehen wollen. 

(Abg. Gabert: Wollten!) 

Der Berichterstatte:r bekannte, daß es auch eine 
Reihe von sehr guten Gründen gebe, die sich zu­
gunsten der Spielbanken anführen ließen, und daß 
man nicht etwa aus moralischer Selbstgefälligkeit 
diese Gründe einfach nicht zur Kenntnis nehmen 
dürfe. 

(Abg. D~. Reichstein: Hört!) 

Er verwahrte sich deshalb auch gegen jegliche 
Diffamierung jener, die im guten Glauben an die 
sachliche Richtigkeit ihrer Argumente für die 
Spielbanken eintreten, ebenso wie man unsere 
Nachbarstaaten wegen der dort unterhaltenen 
Spielbanken nicht moralisch .disqualifizieren dürfe. 

(Sehr gut! bei der SPD - Abg. Dr. Merk: 
Das ist eine Berichterstattung, Herr Kollege!) 

Der Berichterstatter führte aus, daß 'eine Ent­
scheidung in der Spielbankfrage deshalb notwend1g 
sei, weil die Konzession der Spielbank Bad Rei­
chenhall bekannfäch bere'its am 30. April dieses 
Jahres abläuft. Er meinte, daß man sich vielleicht 
heute mit dem Problem nicht mehr befassen müßte, 
wenn man damals bei der Erteilung einzelner Kon­
zessionen mit der gebotenen Sorgfalt vorgegangen 
:wäre, und er verwies auf die seinerzeitige Haltung 
des Bayerischen Senats, der unüberhörbar vor der 
Einführung der Spielbanken gewarnt habe. 

Der Berichterstatter bezeichnete die Errichtung 
der Spielbanken eigentlich als Verstoß gegen gute 
und solide althergebrachte bayerische Grundsätze 
und empfahl, einen gemeinsamen Weg zu suchen, 
der heute wieder aus der Situation herausführen 
könnte. Im übrigen beleuchtete der Berichterstat­
ter in seinen Ausführungen die bekannten Argu­
mente, die sich sowohl für als auch gegen die Spiel­
banken anführen lassen. Während die Verfechter 
der Spielbanken nicht verstehen können, warum 
man diese Einnahmequelle für den Staat nicht 
mehr nutzen will, erklärte die Gegenseite, daß 
auch ·ein solider Unternehmer oft Wege zum Geld­
verdienen wisse, die er dennoch nicht gehen könne, 
weil sie einfach seiner grundsätzlichen Richtung 
zuwiderlaufen. Zwar seien die aus den Spielban­
ken alljährlich dem Sozialen Wohnungsbau zuge­
flossenen 5 Millionen DM eine willkommene finan­
zielle Beigabe, aber doch nicht von einer derartigen 
Größenordnung, die die Aufrechterhaltung dieser 
zweifelhaften Einnahmequelle rechtfertige. Er wies 
sc.11.ließlich darauf hin, daß man den Entartungs­
erscheinungen gewisser Schichten, die leider den 
rechten Maßstab für den Wert des Geldes verloren 
hätten, nicht durch die Errichtung staatlicher Spiel­
banken neue Möglichkeiten bieten sollte. 

Der Berichterstatter warnte weiterhin, grund­
sätzlic.11.e Dinge aus lckaler Sic.M zu 'beurteilen; 
wobei ·er trotzdem für einen gerechten Ausgleich 
etwaiger Härten bei den betroffenen Gemeinden 
ebenso wie für eine Überbrückung etwa auftreten­
der sozialer Schwierigkeiten bei den Angestellten 
eintrat. Abschließend betonte der Berichterstatter, 
daß die Entscheidung, die der vorliegende Antrag 
fordere, seiner Meinung nach nicht eine parteipoli­
tische, sondern eine menschliche Entscheidung des 
einzelnen sei. 

Herr Kollege J au m an n vertrat die Antrag­
steller urid erklärte, daß in erster Linie staatspoli­
tische Erwägungen für diesen Antrag bestimmend 
gewesen seien, weil sich um die Institution der 
Spielbanken ein gewisses Unbehagen angesammelt 
habe. Man sollte aber auch jene, die aus rein mora­
lischen Gründen gegen die Spielbanken eingestellt 
seien, achten und nicht des Muckertums zeihen. 
Wer die Atmosphäre bei den Verhandlungen um 
die Spielbanken im Gerichtssaal miterlebt habe, 
habe zu den Dingen eine strengere Einstellung. Die 
Tatsache, daß es der einheimischen Bevölkerung 
verboten sei, die am Ort befindlichen Spielbanken 
zu besuchen, sei übrigens ein Zeichen dafür, daß 
auch die Schöpfer der Spielbanken gewisse Beden­
ken ethischer Natur nicht ganz außer acht lassen 
konnten. Die CSU wolle, so ·meinte Kollege Jau-
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gen geklärt seien. 

mann, mit diesem Antrag verlorengegangenes Ter­
rain und Vertrauen zu Staat und Parlament zu­
rückgewinnen. 

(Zurufe von der SPD) 

- Meine Herren, ich berichte nur, was im Aus­
schuß passiert i:st, ich gehe aliso auf Ihre Zurufe 
nicht ein. 

Kollege E s s 1 als M i t b e r i c h t e r s t a t t e r 
hielt den Betrieib von Spiel'banken weder für. eine 
moralische noch für eine weltanschauliche Frage. 
Der Spieltrieb des Menschen sei so alt wie die 
Menschhe.it selbst, und Spielbanken gehörten ein­
fach notwendigerweise zur heuttgen Gesellschafts­
ordnung. Kollege Essl bat, mehr an die finanziellen 
Folgen einer Spielbarrkschließung zu denken im 
Hinblick 'auf die Gemeinden, den Sozialen W oh­
nungsbau und die an den Spielbanken tätigen Ar­
beitnehmer. Auch er gab zu, daß das, was sich um 
die Spiel'banken abgespielt habe, zu niemandes 
Freude gewesen sei, daß man aber wegen dieser 
menschlich-chara:kterlichen Schwächen nicht die 
ganze Einrichtung beseiti:gen solle, sondern nur die 
Aufsicht verschärf.en müsse. 

Kollege Dr. 0 e c h s 1 e bedauerte ebenfalls das 
um die Spielbanken Geschehene, das tiefe Spuren 
in der bayerischen parlamentarischen Demokratie 
hinterlassen habe. Viele seiner Fraktionsfreunde 
hätten damals der Errichtung von Spielbanken nur 
zugestimmt, weil ·sie glaubten, auf solche Weise 
das in Spielerkreisen vagabundierende Geld in 
Bayern abschöpfen zu können. Er persönlich sei 
der Auffassung, daß man diesen leider um :die 
Spiel!banken entstandenen Eiterherd durch Schlie­
ßung der Banken sanieren müsse. 

Kollege W e i 1 m a i e r wies darauf hin, daß aus 
einer Schließung der bayerischen Spielbanken nur 
die Nachbarstaaten in neu entstehenden oder be­
reits exi:stier·enden Spielbanken und Spielkasinos 
ebenso wie die bei uns sich unterirdisch dann bil­
denden Spielclubs Nutzen ziehen würden. Er be­
zifferte die Zahl der Spiel'bankbesucher in Bayern 
auf jährlich 600 000, die dann nach außerhalb Bay­
erns abwandern würden. Die Spielbanken seien 
deshalb für den bayerischen Fremdenverkehr wich­
tig. Er stellte die w1.rtschaftlichen und finanziellen 
Ergebnisse in den Vordergrund und behauptete, 
die gesamte, bei der Schließung der Spielbanken 
erforderlich werdende Summe würde bei 60 bis 70 
Millionen DM liegen. 

Herr Ministerialdfrigent Dr. D e in 1 e in vom 
Innenministerium warf ein, daß dieser Betrag 
nicht der Wirklichkeit entspreche, sondern daß die 
Summe erheblich unter 10 Millionen DM liege. 

Kollege Dr. K 1 in g s führte aus, wenn :die CSU 
auch ihren Antrag mit anderen Motiven begründe, 
so läge der Ursprung des Antrags letztlich doch in 
moralischen Bedenken. Für ihn seien die Spielban­
ken eine wirtschaftliche Frage und ihr Dasein ein, 
wenn auch negativer Bestandteil der Gesell­
schaftsordnung. Um Haushaltsmittel zu gewinnen, 
könne es sich der Landtag nicht leisten, die Spiel­
banken zu schließen. Er schlug vor, den Antrag zu-

Kollege Muth bat, zu untersche~den zwischen 
der Institution der Spielbanken ·selbst und den un­
schönen Dingen, die ·sich um sie abgespielt haben. 
Er forderte nach dem Grundsatz der gleichlnäßi­
gen Behandlung auch Verhandlungen mit der 
durch Staatsvertrag geschützten SpieIIOan'k Lindau 
und riet schließlich zu dem Versuch, ·alle bayeri­
schen Spielbanken privatwirtschaftlich weiter zu 
betreiben unter Wahrung gesunder wirtschaftl:icher 
und sittlicher Grundsätze. 

Auch Kollege N e r 1 i n g ·e r erklärte, daß er 
mehr die wirtschaftliche Seite des Problems sehe; 
er beschwerte sich über die seiner Meinung nach ·zu 
großzügige Albfindung der Konzes1sionäre. Er trat 
für eine Weiterführung der Spielbanken ein, da­
mit die daraus kommenden Gelder für 'Staat und 
Spielbankgemeinden weiter fließen könnten. 

Für eine Entschädigung der Gemeinden setzte 
sich auch der Kollege R ö h r 1in 1besond'erer Weise 
ein. 

Es kam dann schließlich noch zu ei11er 'kurzen 
Debatte darüber, ob man den Antrag sofort ent­
scheiden oder die EntscheMung noch aussetzen 
solle, um die in der Debatte gegebenen Anregun­
gen über Entschädigung an die Gemeinden, Ent­
schädigung der Spielbankangestellten und Zu­
schüsse für den Wohnungsbau noch zu berücksich­
tigen. Man einigte sich auf 1sofortige Entscheidung. 

In der Schlußabstimmung ergab sich eine An­
nahme de•s CSU-Antrags. Mit 12:10 Stimmen wur­
de er in einer durch den Ausschuß auf Anregung 
des Kollegen G r e i b leicht geänderten Form, die 
folgenden Wortlaut hat, angenommen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, die im 
Laufe dieses Jahres auslaufenden Konzes­
sionen für die Spielbanken 'in Bad Reichenhall, 
Garmisch, Bad Kissingen und Bad Wiessee 
nicht zu verlängern und weder ·an diesen noch 
an anderen Orten neue Kon:ziessionen zu er­
teilen. 

Präs:ident Ha·nauer: Über die Beratungen des 
Ausschusse'S für den Staatshaushalt und Finanzfra­
gen (Beilage 1957) berichtet der Herr A:bgeordnete 
Fink; ich erteile ihm das Wort. 

Fink Hugo (CSU), Berichterstatter: Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Der Aus­
schuß für den Staatshaushalt und Finanzfragen 
hat in vier Sitzungen - am Freitag, dem 27. Ja­
nuar, am Montag, dem 31. Januar, am Dienstag, 
dem 1. Februar und am Donnerstag, dem 3. Fe­
bruar 1961 - über den vorliegenden Antrag be­
raten. Am Freitag, in der ersten Sitzung, war Ge­
legenheit zu einer Generaldebatte, an der sich ne­
ben dem Berichterstatter die Kollegen Dr. Wüllner, 
Gabert, Kallenbach und Dr. Panholzer beteiligt ha­
ben. Es war Gelegenheit, die grundsätzlichen Auf­
fassungen darzulegen. 

Am Montag, in der folgenden Sitzung, wurde 
nach der Geschäftsordnung eine geheime Sitzung 
abgehalten; in dieser unterbreitete das Finanz-
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ministerium eingehende Darlegungen über die 
finanziellen Auswirkungen der Schließung. 

Der Ausschuß kam in einer weiteren Sitzung, am 
Dienstag, zu der Auffassung, daß es zweckmäßig 
sei, die gesamte Materie nochmals den Fraktionen 
zur Beratung zu ülberweisen - was 1beschlußmäßig 
einstimmig geschah. 

In der Schlußsitzung, am Donnerstag der v·erg·an­
genen Woche, wurde mit Mehrheit - genauer ge­
sagt: mit 13:12 Stimmen - empfohlen, dem vor­
liegenden Antrag der CSU-Fraktion zuzustimmen. 

Ich empfehle Ihnen, diesem Votum beizutreten. 

Präsident Hanauer: Über die Beratungen des 
Ausschusses für Verfassungsfragen und Rechtsfra­
gen (Beilage 1960) berichtet der Herr Abgeordnete 
Dr. Huber; ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Huber (CSU), Berichterstatt•er: Herr 
Präsident, meine Damen und Heuen! Der Aus­
schuß für Verfassungsfragen und Rechtsfragen hat 
sich in seiner 106. Sitzung am 2. Fe'bruar 196'1 mit 
dem Antrag auf Beilage 1881 'befaßt. Mitbericht­
erstatter is der Herr Kollege Dr. Zdralek gewesen, 
Berichterstatter bin ich gewesen. 

Ich habe als Berichters tat t·e r zunächst be­
merkt, daß Gegenstand der Beratungen des Aus­
schusses nur 1die Beilag·e 1881 sein kann, weil sich 
nur mit ihr die zuständigen Sachausschüs1se, der 
Wirtschafts- und der Haushaltsausschuß, befaßt 
haben. Der Herr Mitberichterstatter hat dieser 
Auffassung zugestimmt. 

Zur Sache habe ich angeführt, die arrtragstel­
lende Fraktion sei schon in der vergangenen Le­
gislaturperiode überwiegend gegen die Errichtung 
von Spielbanken gewesen. Die inzwischen gemach­
ten Erfahrungen gäben keinen Anlaß, von dieser 
grundsätzlichen Stellungnahme abzugehen. Durch 
die Spielbanken sei eine nicht unerhebliche Beein­
trächtigung des bayerischen Ansehens außerhalb 
Bayerns eingetreten. Auch cl:eshalb ·e·rscheine den 
Antragstellern eine Beschlußfassung im Sinne ihres 
.Antrags wünschenswert. Die Rechtsfragen, die !im 
Zusammenhang mit dem Auslaufen der Konzes­
sionen aufgeworfen worden seien, seien in erster 
Linie Finanzfragen, nämlich welche Belastungen 
auf den Bayerischen Staat zukommen, falls die 
Konzessionen nicht verlängert werden. Dabei habe 
ich vier Gruppen unterschieden, die theoretisch als 
Anspruchsberechtigte in Betracht kommen könnten, 
nämlich ·die Gruppe der Konzessionäre, 1die Gruppe 
der Mitgesellschafter, die Gruppe der Angestellten 
und die Gruppe der Gemeinden. Ich bin zu dem 
Ergebnis gekommen, 1daß, soweit Material zur Be­
urteilung zur Verfügung steht, Rechtsansprüche 
dieser Gruppen gegen den Fre1istaat Bayern nicht 
anerkannt werden können. 

Der Herr Mitberichte r statte r hat gegen 
den Antrag wie gegen die Beschlüsse des Wirt­
schaftsausschusses und des Finanz- und Haushalts-
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ausschusses weder rechtlich.e· noch verfassungsrecht­
liche Bedenken gehabt. 

Der Herr Kollege Dr. Seid 1 machte rechtliche 
Bedenken geltend. Er führte zunächst aus, die 
Spielbankabgabe sei die einzige öffentliche Abgalbe, 
die der Staa.t ohne eine einzige Mark Verwaltungs­
aufwand bekomme. Er hat im übrigen darauf hin­
gewiesen, daß die Kommanditisten Schadens'ersatz­
ansprüche aus dem Grundsatz der culpa in contra­
hendo herzuleiten versuchen würden, hat aller­
dings bemerkt, diese Frage sollte bei der Entschei­
dung des Rechts- und Verfassungsausschusses jetzt 
k;eine Rolle spielen. Er hat im übrigen drei Rechts­
fragen aufgeworf.en, nämlich ·erstens bezüglich der 
Ansprüche, die 1die Angestellten möglicherweise 
gegen den Freistaat Bayern erheben können, zwei­
tens bezüglich der Gemeinden, wenn man davon 
ausgehe, daß ·die Erteilung der Erlaubniis 1955 auch 
für sie ein begünstigender Verwaltungsakt gewe­
sen sei, und schließlich bezüglich einer Verletzung 
des Gleichheitsgrundsatzes, die der Herr Kollege 
Dr. Se:tdl darin erblickt hat, daß nur vier Spiel­
banken geschlossen werden, aber nicht die fünfte 
Spielbank in Lindau. 

Der Herr Kollege Bez o 1 d hat in der De!batte 
sein Mißfallen darüber zum Ausdruck gebracht, daß 
im Haushalts1ausschuß nur über den Antrag Dr. 
Heubl und Fraktion, nicht aber über den Antrag 
auf Beilage 1947 diskutiert werden konnte. 

Ich habe aJis: Bericht e r statte r entgegen­
gehalten, daß dem Ausschuß für Verfassungsfragen 
und Rechtsfragen bezüglich ·der Behandlung eines 
Antrags im Haushaltsausschuß kein Urteil zukom­
me. Ich bin ·dann als Berichterstatter auf die Aus­
führung,en des Herrn Kollegen Dr. Seidl eingegan­
.gen und habe festgestellt, daß es nach meiner Auf­
fa\Ssung keine Rechtsfrage sei, ob der Staat auf be'­
stimmte Einnahmen verzichte, sondern eine politi­
sche Sachfrage. Ich habe schließlich die Auffassung 
vertreten, daß eine Verletzung deS: Gleichheits;.. 
grunJdsatz·es im Hinblick auf die Spiel:bank in Lindau 
schon deshalb nicht vorliegen könne, weil eli.n öf­
fentlich-rechtlicher Anspruch auf eine Konzession 
überhaupt nicht bestehe. Infolgedessen könne auch 
nicht auf die gleichmäßige Erteilung von Konzes­
sionen an Verschiedene abgestellt werden. Der 
Gleichheitsgrundsatz werde in bezug auf Lindau 
auch deshalb nicht verletzt, weil hier Ungleich­
artiges verglichen werde. Die Entstehungsgeschich­
te der Sptelbank Lindau sei ·e'ine andere als die 
Geschichte der vier Spielbanken, über die zu ent­
scheiden sei. Im übrigen liege ein Unterschied auch 
darin, daß über das Auslaufen der Lindauer Kon­
zession - im Gegensatz zum Auslaufen der vier 
anderen Konzessionen - bisher eine rechtliche 
Festsetzung nicht erfolgt ist. Der Antrag auf Bei­
lage 1881 gehe vom Auslaufen der Konzessionen in 
diesem Jahr·e aus und beschäftige sich nur mit der 
Frage, was dann mit diesen Spielbanken geschehe. 
Das sei bei Lindau nicht der Fall. Gleich.artiges 
liege in dieser Beziehung deshalb rechtlich auch 
nicht vor. 

Auch der Herr .M i t b e r i c h t erst a t t er , der 
Herr Kollege Dr. Zdra1ek, sah keinen Grun!d, wieso 
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der Gleichheitsgrundsatz verletzt sein könnte. Die 
Staatsregierung habe mit Konzessionären verhan­
delt, und die Konzessionäre seien auf einen Ver­
gleich eingegangen. Volenti non fit iniurfa. 

Der Herr Abg·eordnete Dr. Ho e g n er hat fest­
gestellt, daß gegen einen Beschluß des Landtags 
und gegen einen Akt der· Regierung nicht schon 
deshalb rechtliche Bedenken geltend gemacht wer­
den können, weil sie mit Klage angefochten wer­
den können. Jeder Beschluß könne rechtlich irgend­
wie angefochten werden; deshalb könne man nicht 
von vornherein sagen, daß rechtliche Bedenken ge­
gen ihn bestehen. Zur Frage der Zuständigkeit in 
der Spielbankenangelegenheit hat der Herr Kol­
lege Dr. Hoegner ausgeführt: Zur Erteilung und 
zum Widerruf einer Konzession sei ausschließlich 
der Herr Staatsminister des Innern. zuständig. Der 
Landtag habe aber selbstverständlich, auch wenn er 
nicht zuständig sei, das Recht, aus politischen Grün­
den seine Meinung der Staatsregierung mitzutei­
len und einen entsprechenden Beschluß zu fassen, 
wie es hier der Fall sei. 

Der Herr Kollege Dr. Hoegner hat dann noch 
gefragt, ob es nach Meinung der Staatsregierung 
zutreffe, daß eine Konzesssionserteilung von An­
fang an nichtig war, weil die gesetzlichen Bestim­
mungen nicht eingehalten worden seien. 

Ich habe schließlich noch darauf hingewiesen, daß 
der Landtag, der 1955 die Einführung von Spiel­
banken beschlossen und damit eine politische, wenn 
auch nicht rechtliche Bindung der Staatsregierung 
herbeigeführt habe, die Staatsregierung von dieser 
Bindung wieder lösen und eine politische Willens­
kundgebung dahin abgeben solle, daß in Zukunft 
die Spielbanken nicht mehr weiterbetrieben wer­
den sollen. 

Der Herr Mit b er i c h t erstatte r hat zuletzt 
die Staatsregierung gefragt, ob sie rechtliche Be­
denken gegen den Antrag habe. Herr Ministerial­
dirigent Dr. Freud 1 in g vom Staatsministerium 
der Finanzen hat die Bedenken dann mit finanz­
politischen und verwaltungspolitischen Überlegun­
gen begründet. Zu der ausdrücklichen Frage des 
Mitberichterstatters, ob rechtliche Überlegungen 
mit eine Rolle gespielt haben, ergänzte er, die ver­
waltungspolitischen Überlegungen seien auf die 
Frage der rechtlichen Unsicherheit zurückgegangen, 
die durch diesen Beschluß womöglich entstehen 
könne. 

Als Ergebnis darf ich mitteilen: Mit 16 gegen 9 
Stimmen hat der Ausschuß für Verfassungsfragen 
und Rechtsfragen dem Antrag der beiden Bericht­
erstatter zugestimmt: Gegen den Antrag auf Bei­
lage 1881 sowie gegen die Beschlüsse des Wirt­
schaftsausschusses und des Ausschusses für Staats­
hauhalt und Finanzfragen bestehen weder recht­
liche noch verfassungsmäßige Bedenken. 

Ich darf das Hohe Haus bitten, sich diesem Be­
schluß anzuschließen. 

Präsident Hanauer: Die Berichterstattung ist ge­
schlossen. Zur Geschäftsordnung hat sich der Herr 

Wort. 

·Gabert (SPD): Meine Damen und Herren! Wir 
haben jetzt die Berichterstattung gehört, aber in 
der Zwischenzeit sind uns zwei Abänderungs -
an t r ä g e auf den Tisch des Hauses gelegt wor­
den, die immerhin die Situation etwas verändern 
und zum Teil sogar eine neue Situation schaffen. 
Ich möchte deshalb zur ge s c h äfts o rd nun g s­
m ä ß i gen Abwicklung vorschlagen, daß wir eine 
kurze Begründung der beiden Abänderungsanträge 
anhören und dann die Sitzung auf ungefähr drei 
Viertelstunden unterbrechen. 

Präsident Hanauer: Meine Damen und Herren! 
.Besteht mit dem Wunsch des Herrn Abgeordneten 
Gabert Einverständnis, zunächst eine Begründung 
der beiden Abänderungsanträge entgegenzunehmen 
und dann die Sitzung auf etwa drei Viertelstunden 
zu Fraktionsberatun;gen zu unterbrechen? -

(Zustimmung) 

Ich eröffne dann die Aussprache. Zum Wort hat 
sich der Herr Abgeordnete Dr. Huber gemeldet; 
ich erteile ihm das Wort. 

(Zuruf von der SPD: Zur Begründung?) 

- Zur Begründung des Abänderungsantrags. 

Dr. Huber (CSU): Herr Präsident, meine sehrver­
e'hrten Damen und Herren! Ich möchte unter Be­
zugnahme auf die Anregung des Herrn Kollegen 
Gabert den Antrag der Fraktion der Christlich.;. 
Sozialen Union auf Beilage 1881 in der Form des 
Ihnen jetzt vorgelegten Abänderungsantrages be­
gründen. 

Ich darf zunächst, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, auf etwas hinweisen, was bei den 
Debatten, die in der letzten Zeit in der Öffentlich­
keit geführt wurden, bisweilen übersehen oder 
nicht genügend stark herausgestellt worden ist. Ich 
meine die finanzielle Größenordnung, um die es 
sich bei diesem Problem handelt. Ich darf dazu 
sagen: Wir führen eine Debatte um etwas - ich 
will das keineswegs verniedlichen oder verklei­
nern -, was etwa ein Tausendstel des Staatsetats 
und etwa ein Hundertstel des Nachtragsetats aus­
macht. Ich sage nicht, daß es „nur" das ausmacht, 
sondern ich bemerke das nur, um die richtige Grö­
ßenordnung herauszustellen, und ich sage es des­
halb, weil ich meine, daß zumindest in dieser 
Plenarsitzung die Debatte darüber mit Gelassen­
heit geführt werden soll; denn es gibt für dieses 
Hohe Haus noch wichtigere Dinge als die Entschei­
dungen in der Spielbankfrage; 

{Allgemeiner Beifall) 

Meine Damen und Herren, wir müssen diese De­
batte allerdings hier in diesem Hohen Hause füh­
ren, weil 1955, ich sage: unglücklicherweise, durch 
dieses Hohe Haus eine Bindung der Staatsregie­
rung, wenn auch nicht verfassungsrechtlich, so doch 
immerhin politisch herbeigeführt worden ist. Ich 
darf allerdings für meine Fraktion in Anspruch 
nehmen, meine Damen und Herren, daß die CSU-
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Fraktion für diese Bindung, die 1955 herbeigeführt 
wurde, nicht verantwortlich zeichnet. Keiner von 
der CSU-Fraktion 

(Widerspruch bei der SPD) 

- ich bitte, sich das. Protokoll anzuschauen, meine 
Damen und Herren - hat am 21. April 1955 dafür 
gestimmt. 

(Zuruf von der SPD: Die Protoko.lle von 
früher!) 

Meine Damen und Herren, der Herr Kollege 
Zietsch hat gesagt, dem Steuerzahler dürfe nicht 
zugemutet werden, für politische Fehlspekt~lationen 
aufzukommen. Ich darf dazu sagen, mir scheint 
diese Bemerkung völlig schief zu sein; denn wenn 
Fehlspekulationen in Frage stehen, dann nicht sol­
che aus dem Jahre 1961 von der CSU, sondern sol­
che aus dem Jahre 1955 von anderen. 

(Beifall bei der CSU) 

Die Zeche, meine Damen und Herren, von 1955 -
ich will es gar nicht auf Parteien abstellen, meine 
Damen und Herren -

(Heiterkeit - Widerspruch ·bei der SPD) 

- nein, lassen Sie mich doch meinen Satz ausspre­
chen; dann werden Sie wieder rrüt mir einig sein-

(Heiterkeit) 

die Zeche von 1955 haben andere ibezahlt, nämlich 
hat ganz Bayern bezahlt. 

(Sehr gut! bei der CSU) 

A!ber ich darf doch die Feststellung treffen, daß 
die CSU als die einzige Fraktion für diese Fehlent­
wicklung 1955 keine Ursache gesetzt hat. 

{Zuruf von der SPD: Früher!) 

Meine Damen und Herren! Ich darf jetzt zur Be-. 
gründung des Antrags meiner Fraktion drei Kern­
sätze herausstellen: 

Erstens: Die CSU-Fraktion ist gegen die Auf­
rechterhaltung der Spielbanken in Bayer~. 

{Zuruf von der SPD: Allen?) 
- Die ·CSU-Fraktion mit wesentlich weniger Aus­
nahmen als bei Ihnen, meine Herren. 

(Zurufe von der SPD und der BP) 

- Ja, meine Damen und Herren, Sie werden ja 
gleich nachher feststellen, wie viele von uns dafür 
sind,. 

(Glocke des Präsidenten) 

Präsident Hanauer: Herr Kollege Huber, darf 
ich den Zwischenruf klarstellen. Die Frage: „Al­
len?" ·bezog sich auf die zu schließenden Spielban­
ken, womit Lindau angesprochen wurde. 

Dr. Huber (CSU): Meine Damen und Herren, ich 
bin für diese Aufklärung dankbar. Ich werde auf 
diese Materie noch zurückkommen. Im übrigen 
habe ·ich vorher anläßlich der Berichterstattung 
über die Beratungen des Rechts- und Verfassungs­
ausschusses schon einige Feststellungen darüber ge­
troffen. 

Ich darf den zweiten Kernsatz zur Begründung 
unseres Fraktionsantrags herausstellen: Die CSU­
Fraktion kann nicht irgendwelche Rechtsansprüche 
gegen den Freistaat Bayern aus der Schließung der 
Spielbanken anerkennen. 

Dritter Kernsatz - und damit komme ich auf 
den Abänderungsantrag zum Antrag auf Beilage 
1881 -: Die CSU-Fraktion legt jedoch Wert auf 
eine grundsätzliche Entscheidung des Hohen Hauses 
in der Spielbankfrage und ist, um diese Ent­
scheidung nicht unklar werden oder vernebeln zu 
lassen, letzten Endes auch bereit, eine Abwicklungs­
zeit noch in Kauf zu nehmen. 

Nun, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
zu den Gründen im einzelnen! Zum ersten Kern­
satz, den ich herausgestellt habe: „Wir sind für die 
Schließung der Spielbanken in Bayern", darf ich 
als erstes zur B e g r ü n d u n g anführen: Meine 
Damen und Herren, ohne jeden Zweifel· hat das 
Ans.ehen Bayerns unter dem, was sich im Zusam­
menhang mit den Spielbanken seit 1955 ereignet 
hat, erheblich gelitten. Mißstimmungen, Feind­
schaften, Prozesse, Sensationen - um nur einige 
Stichworte zu nennen - ranken sich um all das, 
was 1955 eingeführt worden ist. Ich will dazu den 
Herrn Kollegen Dr. Oechsle zitieren, und zwar eine 
Äußerung, die er am 19. Januar im Wirtschafts.aus­
schuß ,gemacht hat und die lautete - mit Ihrem 
Einverständnis, Herr Präsident, darf ich sie ver­
lesen-: 

Wenn die Abgeordneten mit der Gabe. der 
Prophetie begnadet gewesen wären, wäre es 
nicht zur Errichtung der Spielbanken in Bay­
ern gekommen. Das Geschehene hat im bayeri­
schen Volk tiefe Spuren hinterlassen; es hat 
die parlamentarische Demokratie in Bayern 
schwer belastet. 

(Zuruf von der SPD: Ah geh!) 

- Sagen Sie doch nicht „Ah geh!" meine Herren, 
das hat doch Ihr Fraktionskollege Dr. Oechsle ge­
sagt. Das werde ich doch wiedergeben dürfen. 

{Widerspruch und Unruhe bei der SPD) 

Es hat sich ein schwärender Eiterherd entwickelt, 
der saniert werden muß. 

(Starke Unruhe und Widerspruch bei 
der SPD) 

- So 'hat der Herr Kollege Dr. Oechsle erklärt; ja, 
meine Damen und Herren, Sie können doch nicht 
wegstreiten, daß er das erklärt hat. Er hat weiter 
gesagt, er werde deshalb für den CSU-Antrag 
stimmen. 

Meine Damen und Herren, ich darf auf den 
z w e i t e n G r u n d zur Begründung des ersten 
Kernsatzes eingehen, nämlich: Die Bevölkerung in 
ihren breiten Massen will keine Spielbanken. 

(Beifall bei der CSU und vereinzelt bei 
der SPD - Widerspruch) 

Arbeiter, Bauern, Beamte, die breite Schicht der 
Arbeitnehmer spielen nicht und sind gegen das 
Spiel. 

(Bei~all bei der CSU - Abg. Bezold: Die 
treiben Toto und Lotto!) 



2496 Bayerischer Landtag - 82. Sti.tzung. Donnerstag, den 9. Februar 1961 

(Dr. Huber [CSU]) 

Es erscheint mir 1bemerkswert, daß sich der Bayeri­
sche Senat einmütig gegen die Fortsetzung des 
Spielbetriebs ausgesprochen hat. 

(Sehr richtig! und Bravo! !bei der CSU) 

Ich bitte, zu berücksichtigen, daß dort für die Ein­
stellung des Spielbetrie·bs auch geschlossen ge­
stimmt haben die Vertreter der Gewerkschaften 
und die Vertreter der Gemeinden. 

(Abg. Kraus: Sehr richtig!) 

Sie halben einmütig mit vollem Recht für die rasche 
Schließu!llg der Spielbanken gestimmt. Meine Da­
men und Herren, der Herr Senator Hielscher,_ Mit­
glied ·der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, 
hat bei den Beratungen im Senat gesagt, er halte 
es für notwendig, daß sich das P.arlament nach der 
mutmaßlichen Meinung der Bürger richte; denn die 
Demokratie beruhe ihrem Wesen nach auf der Zu­
stimmung der Regierten. Die Meinung der Bürger 
sei gergen die Spielkasinos, wie er auf zahlreiche 
Fragen in den letzten Tagen festgestellt habe. Die 
Geschichte Nachkriegsbayerns, mindeste!l'S die Sit­
ten- und Kulturgeschichte Nachkriegsbayerrus, sei 
auf lange Zeit mit dem Makel behaftet, den die 
Einrichtung der Spielbanken über das Land ge­
bracht habe. - Vielleicht noch einen Satz von 
Herrn Senator Hielscher: Die 5 Millionen Mark 
jährliche Einnahme für das Land, die vielleicht gar 
nicht. einmal regelmäßig aufgekommen sei und die 
womöglich durch die Ablösung der Konzessionen 
zum größten Teil wieder kompensd.ert wurde, mache 
je Einwohner nur 50 Pfennig aus. Es mache keine 
budgetmäßige Schwierigkeit, für die Aufgaben, die 
aus dieser kleinen - ich zitiere wörtlich - schä:bi­
gen Abga·be von Großve11dienern finanziert werden, 
eine anderweitige Decku!llg zu finden. Das dürfe er 
als Vorsitzender des Finanz- und Haushaltsaus­
schusses wohl feststellen. 

Meine Damen und Herren, ich darf zur d i' i t t e n 
Begründung zum Kernsatz eins unseres Fraktions­
antrages übergehen. Meine·· Damen und Herren, 
Spielsäle passen nach unserer Überzeugung nicht 
in das bayerische· Milieu, nicht in die allgemeine 

· rStruktur des bayerischen Fremdenverkehrs, 

(Abg. Kraus: Sehr richtig!) 

sondern sie sind Attri1bute von Mode'bä:dern, nach 
denen sich vorwiegend ein gewisses snobistisch an­
gehauchtes Publikum sehnt, aber nicht die 'breite 
Masse der in Bayern Erholung Suchenden. 

(Lebhafter Beifall und zustimmende Zurufe 
von der CSU) 

Man sollte Entartungserscheinungen solcher Kreise, 
die den Maßstab für den Wert des Geldes verloren 
!haben, nicht von Staats· wegen in Bayern fördern. 

'(Beifall bei der CSU) 

Wir sollten schließlich auch nicht übersehen, daß 
nur vier von ·über 7000 Gemeinden in unserer 
bayerischen Heimat begünstigt sind. 

(A'bg. Kraus und Abg. Sackmann: Sehr 
richtig!) 

Übrigens darf ich vielleicht noch nebenher ein­
fügen: In 46 von: den 50 Bundesstaaten der USA 
ist der Spie~betrieb auch verboten. Ich möchte ein­
·mal darauf hinweisen, weil die Dinge immer so 
hingestellt werden, als ob das Bestehen von Spiel­
kasinos auf der ganzen Welt eine Selbstverständ­
lichkeit sei und nur wir hier· in Bayern eine Aus­
nahme machen würden. 

.(Zuruf von der SLPID: Andere Länder!). 

Meine Damen und Herren! V i er t e n s darf ich 
12:.ur Begründung dieses ersten Kernsatzes, den ich 
herausgestellt habe, folgendes anführen: Es spre­
chen grundsätzliche Erwägungen gegen den Spiel­
betrieb. Ich darf, um das abzukürzen, das zitieren, 
was der Herr Senator Veit am 25. Januar dieses 
Jahres in seiner Todesstunde im Senatsausschuß 
gesagt hat: 

„Um der Ehre der Arbeit willen, um der Ju­
gend willen, die keinen falschen Begriff vom 
Geldverdienen gewinnen soll, möge dieser 
SpieJJbetrie'b in Bayern eingestellt werden." 

(Lebhafter Beifall 'bei der CSU) 

Der Staat, meine Damen und Herren, darf nicht 
nach Gewinnen um jeden Preis1 streben, sondern 
er ist auch sich selbst etwas schuldig! 

Und ich darf schließlich, meine Damen und Her­
ren, zu einer f ü n f t e n Gruppe von Argumenten 
kommen. Jetzt müßten die Argumente der Moral 
kommen, und jetzt müßte ich das einzige Gegen­
argument behandeln, nämlich das Argument der 
wirtschaftlichen Vorteile. Lassen Sie mich diese 
betden Argumente zusammen behandeln, meine 
Damen und Herren, lassen Sie mich mit dem letz­
teren, dem Argument der wirtschaftlichen Vorteile, 
beginnen. Zunächst dazu einige Vorbemerkungen 
mit Feststellungen tatsäclilicher Art. 

Die jährliche Spielbankenabgabe 'beträgt zwi­
schen 7 und 7 ,5 Millionen DM. Davon fließen für 
den Staat bekanntermaßen 80 Prozent, d. 'h. etwas 
über 5 Millionen DM. Das ist, ich sage es nochmals, 
etwa ein Tausendstel des bayerischen Jahresetats 
und etwa ein Hundertstel des Nachtragsetats, den 
wir jetzt in Kürze in diesem Hohen Hause zu he­
!handeln haben werden. 

(Zuruf des Abg. Bantele) 

- Ich werde jetzt gleich auf den Wohnungsbau zu 
sprechen kommen. Oder anders, meine sehr verehr­
ten Damen und Herren! Seit 1955 bis jetzt sind für 
den ·sozialen Wohnungsibau insgesamt 344 Mil­
lionen DM ausgegeben worden, davon aus dem 

, Spiel'bankenahgabeaufkommen 18,9 Millionen DM. 

(Zuruf des Abg. Kallenbach) 

18,9 von 344 sind rund ein Zwanzigstel oder, wenn 
Sie's genau auf Kommastellen ausgerechnet !haben 
wollen, 5,49 Proz.ent. 

(Abg. Högn: Das sind aber 18 MilJlionen!) 

,...-- Natürlich sind's 18 Millionen, 

(Abg. Bezold: Und zwar rein!) 

ich ha:be ja diese Zahl selbst genannt, Herr Kol­
lege! 
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Meine Damen und Herren! Ich glau'be, wir soll­
ten schon jetzt bei der Beurteilung dieser Frage 
Wert legen auf die Feststellung des Herrn Staats­
sekretärs Dr. Lippert, der von vornherein erklärt 
hat: 

„Das Volumen ·des sozialen Wohnungsbaus 
wird durch einen Mindereingang aus dem weg­
fallenden Spielbankenaufkommen nicht .gemin­
dert oder geändert werden." 

Doch nun, meine Damen und Herren, zur Seite 
der Moral und ·zur Frage der finanziellen Ausfälle! 
Mit Ihrer Genehmigung, Herr Präsident, vier Zi­
tate, von denen ke'ines aus den Reihen der CSU 
stammt, sondern ich werde zitieren den Herrn Se­
nator Hielscher-SPD, den Herrn Landesvorsitzen-. 
den der FDP Dr. Haas, den Herrn Landesvorsitzen­
den der SPD, Kollegen von Knoeringen, und den 
Herrn Fraktionsvorsitzenden der SPD, Herrn Kol­
legen Dr. Hoegner. 

(Heiterkeit bei der CSU - Zuruf von der 
SPD) 

- Ich muß da:s tun, meine Damen und Herren, weil 
der Herr Kollege Zietsch so betont 

(Zuruf) 

- ich werde es Ihnen sagen, warum! - weil der 
'Herr Kollege Zietsch so ·betonten Wert auf eä.ne 
Feststellung gelegt hat, bei der es fast so heraus­
gekommen ist, als ob -er sich mokieren würde, die 
da gelauteLhat: „Das Mä:dchen ,Moral' möge aus 
dem Beratungssaal draußen gelassen werden." 
Und deshalb muß ich jetzt das zitieren, was von 
den genannten Herren in Fragen der Moral, teil­
weise auch in Fra.gen der finanziellen Ausfälle, ge­
sagt worden i!st. 

Der Herr Senator Hi e 1 s c h e r , Mitglied der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, hat ge­
sa;gt: 

„Ich bin durchaus der Meinung, daß derjenige, 
der eine Möglichkeit zum Spielen eröffnet, 
eines Spieles, an dem er sich selbst nicht be­
tei1igt, weil er es womöglich für unmoraHsch 
hält, sich aber dadurch, daß ·er daran verdient" 

- das wäre der Staat -, 

„passiv beteiligt, mindestens so schädlich wirkt 
wie derjenige, der das Spiel selbst 1betretbt. 
Wir von den Gewerkschaften" 

- ·so hat der Herr Senator Hielscher weiter er­
klärt -

„wünschen nicht, daß Arbeiter in die Spiel­
höllen hineingehen. Wir wünschen nicht, daß 
diejenigen, die sich zum Mittelstand rechnen, 
seien es Angestellte oder sonstwie kleine Leute, 
die Spielhöllen besuchen. Wir sind nicht daran 
interessiert, für eine Schicht von Leuten, die es 
sich 1eisten können oder nicht arbeiten wollen, 
besondere Sensationen zu schaffen. 

{Sehr gut! bei der CSU) 

Man nennt als Vorteil", 

- ich zitiere immer noch Hielscher :_ 

4 

„daß mit der Abgabe Wohnungen finanziert 
werden können. Wir sind doch hier alle alt ge­
nug, um zu wissen, daß wir nicht Opportuni­
sten sein dürfen. Wir haben in den letzten 30 
Jahren mit Opportunismus einiges erlebt. In 
wichtigen Dingen muß man den Opportmris­
mus verlassen und auf kleine geldliche Vor­
teile um des Gedankens und der Idee willen 
verzichten." 

(Sehr gut! bei der CSU und vereinzelter 
Beifall) 

Ich darf jetzt, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, zu einem Zitat des Landes.vorsitzenden der 
FDP, Herrn Kollegen Dr. Haas, kommen, der 1951 
in diesem Hohen Hause gesagt hat: 

„Es besteht kein Zweifel, ... " 

(Abg. Dr. Dehler: Damals war er noch nicht 
Landesvorsitzender!) 

- damallS war er noch nicht Landesvorsitzender. 
Aber ich meine, daß man in grundsätzlichen Fra­
gen setine Meinung nicht ändert. 

(Abg. Greib: Sehr gut! - Lebhafter Beifall 
bei der CSU - Zurufe von •dier SPD und 

FDP) 

- Ach, Herr Kollege· Schlichtinger, das ist doch 
keine Änderung in grundsätzlichen Fragen! Sie 
we11den es gleich hören, warmn wir es getan ha­
ben. Wir haben es auch mit Rücksicht auf einige 
Herren Ihrer Fraktion getan. 

(Heiterkeit und Zurufe von de·r SPD) 

Meine Damen und Herven! Lassen Sie mich j-etzt 
bitte den FDP-Lande•svorsitzenden, Herrn Kollegen 
Dr. Ha·a•s, aus dem Jahre· 1951 zitieren. Er hat 
damals gesagt: 

„Es besteht kein Zweifel, daß der Typ des 
Glücksspielers sehr unsympathisch ist; denn 
der Glücksspieler vergeudet Z·eit und Geld, 
ohne es. vernünftig und volkswirtschaftlich 
anzulegen. Sein Tun sei vom moralischen und 
volkswirtschaftlichen Standpunkt aus gesehen 
bedenklich, wenn nicht gar verwerflich. 

(Sehr gut! bei c:J:er CSU) 

Daneben' gebe• es freilich den etwas harmlo1se­
ren Typ des Gelegenheitsspielers, aber auch 
beti ihm dürfe man nicht verkennen, daß er 
soziale Spannungen zwar nicht erneuge, aber 
immerhin unterstreiche.'' 

So weit der Herr Kollege Dr. Haa'S. 

(Abg. Dr. Raas: Weiterfahren, weiterfahren! 
- Heiterkeit) 

Verehrter Herr Kollege Dr. Haas., Sie können 
von mir nur verlangen, daß ich Sie richtig zitiere; 
Sie können von mir aber nicht verlangen, daß ich 
Ih:Pe Reden insge'Samt ver1e'Se. 

(Heiterkeit und lebhafter Beifall bei der· 
CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herr1en! Ich 
darf als dritten nunmehr auf den Ko1leg1en von 
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sage ich eines: Gesetzgeber, werde hart!" 

Knoerihgen, Landesvorsitzender der SPD, zu 
sprechen kommen, der am 21. 8. 1958 im Rechts­
und Verfassungsausschuß gesagt hat, 

„ ... er habe von Anfang an in den Spielban­
kein ein trauriges Zeichen einer wenig sozia­
len Gesellschaftsordnung gesehen." 

(Abg. Kreußel: Sehr richtig!} 

Meine Damen und Herren! Und jetzt darf ich 
verlesen, was der Herr Fraktionsvorsitzende der 
SPD, Herr Kollege Dr. Ho e g n er, bei dem ich 
wiederum davon ausgehe, daß er in grundsätz­
lichen Fragen sicherlich seine Meinung nicht ge­
ändert hat, in diesem Hohen Hause gesagt hat. Ich 
darf vorweg sagen: Ich und meine Fraktion unter­
streichen im wesentlichen jedes Wort, das der Herr 
KoUege Dr. Ho·egner seinerzeit gesagt hat. Er hat 
wörtlich erklärt: 

„Meine Damen und Herren! Ich. habe das 
Gefühl, daß sich ·ein Teil der Mitglieder dieses 
Hohen Hauses vom Schein, vom Gelde blen­
den läßt. Sie sehen nur die eine Seite der An­
gelegenheit; die Vorteile staatlicher oder mei­
stens sogar nur örtlicher Art, die aus der Spiel­
bank zu erwarten sind; sie sehen aber nicht die 
andere Seite, die erheblich dunkler ist und die 
auch gestreift werden muß. Meine Damen und 
Herren! Wir leben in einer Zeit moralischen 
Verfalls; ich spreche das ganz offen aus. Ich 
bedaure, wenn diese ernste Angelegenheit hier 
auf das materielle Gebiet übertragen wird ... " 

(Abg. Bezold: Immer dasselbe!) 

„Ich bedaure, daß gerade vonseiten der Jugend 
diese Gefahr, die unserer Jugend droht, an­
scheinend nicht erkannt wird . . . Ich glaube, 
wir müssen, soweit wir diese Gefahr erkennen, 
alle Kräfte aufwenden und auf Mittel und 
Maßnahmen sinnen, um ihrer Herr zu wer­
den. Hier hat der Staat - das spreche ich offen 
aus - eine moralische Aufgabe. Er hat nicht 
das Recht, einzig und allein immer nur die 
materielle Seite der Dinge zu sehen." 

„Wie setzen sich nun" 

- so hat der Herr Kollege Dr. Hoegner seinerzeit 
u. a. weiter gefragt -

„die Spieler bei den Spielbanken zusammen? 
Es gibt hier zwei Gruppen. Eines kann man 
vorausnehmen: Das arbeitende Volk, die Ar­
beiter, die kleinen Angestellten, die Beamten 

·können nicht spielen, weil sie das Geld und 
die Zeit dazu nicht haben. 

(Zurufe) 

Die ·eine Gruppe sind die sogenannten reichen 
Leute", 

(Zuruf des Abg. Bezold) 

- ach, ich zitiere jetzt etwas ausführlicher, weil es 
anscheinend gewünscht wird. Es ist auch schön, 
Herr Kollege Bezold ,-

„die man ddrt um ihr überflüssiges Geld brin­
·gen will, die reichen Leute, die sich langweilen 

(Lebhafter Beifall bei der CSU) 

Der Herr Ko11ege Dr. Hoegner bedankt sich durch 
Kopfnicken für diese Ovation. Ich würde ihm wün­
schen, daß ihm 1seine Fraktion in der gleichen Sache 
eine gleiche Ovation darbringt. 

(Lebhafter Beifall bei der CSU) 

Meine Damen und Herren! Der Herr Kollege Dr. 
Hoegner ist dann fortgefahren: 

„Und dann die andere Gruppe. Es gibt Leute, 
die von der Hoffnung auf Segen leben. Es ist 
nicht Sentimentalität, wenn ich jetzt von ge'" 
wissen Erscheinungen spreche. Beim Toto, man 
mag darüber denken, wie man will, handelt es 
sich für den ·einzelnen um kleine Summen. 
Aber wie ist es bei den Spielbanken? Ein gro­
ßer T·eil der Besucher der Spielbanken setzt 
sich aus Leuten zusammen, die aus irgendwel­
chen Gründen glauben, reich werden und das 
Glück versuchen zu müssen. Ein Teil sind 
leichtfertige Leute. Ich spreche aus der Praxis. 
Irgendein junger Mann, ein Angestellter, hat 
die Möglichkeit, Geld einzukassieren. Er hat; 
sagen wir, ein Verhältnis, das ihn Geld kostet. 
Und was tut ·er? Er sagt sich, ich nehme das 
Geld, das ich bei anderen Leuten einkassiert 
habe, ich will diesen Betrag verdoppeln. Das 
sind die Leute, die hingehen, und dann un­
glücklich werden." 

(Abg. Bezold: Das passiert auch bei Toto 
und Lotto!) 

Ich würde sagen, meine Damen und Herren, dies;e 
Leute machen nicht nur sich selbst unglücklich, son­
dern in diesem Falle, wo sie das Geld anderer ein­
kassiert haben, auch andere. 

Ich zitie11e Herrn Dr. Hoegner weiter: 

„Das sind Tatsachen, über die nicht hinwegzu­
kommen ist. 

· Ein anderer Teil befindet sich mit s·einer Fa- · 
milie in einer Notlage, das heißt nicht in un­
mittelbarer Notlage, aber er meint, es könne 
ihm besser gehen. Er nimmt sein Gehalt ... und 
verspielt selbstverständlich das Gel:d. Aus die­
sen Kreisen setzt sich ein Teil der Besucher 
der Spielbanken zusammen. Ich frage:" 

- ich zitiere immer noch Herrn Dr. Hoegner -

„Soll der Staat dazu die Gelegenheit geben? 
Die menschliche Natur ist schwach, sie ist be­
sonders heute schwach, und wir wissen, daß 
viele der Versuchung unterliegen. Deshalb 
möchte ich doch auch ein ernstes Wort spre­
chen. Ich glaube, eine der schönsten Bitten un­
seres Vaterunsers ist: Führe uns nicht in Ver­
suchung! Der Staat soll niemand in Versuchung 
führen. Das ist nicht seine Aufgabe. Meine Da­
men und Herren, ich habe· Ihnen schon gesagt: 
Es handelt sich bei den Spielbanken um be­
trächtliche Summen, beim Toto-Spiel handelt 
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es sich um kleine Summen. Von der Spiellei­
denschaft kann man denken, was man Will. 
Wenn wir die beiden Seiten", 

- ich komme jetzt zum Schluß von dem, was der 
Herr Kollege Dr. Hoegner seinerzeit gesagt hat -

„die kleinen Vorteile einerseits und die großen 
Nachteile, insbesondere den moralischen Scha­
den der Allgemeinheit andererseits gegenein­
ander abwägen, so bin ich der Meinung: Man 
kann nicht für diesen Antrag stimmen! Ich 
glaube, man sollte nicht am Unglück von ir­
gendwelchen Menschen schuld sein. Ich, lehne 
das jedenfalls ab. Ich sage noch einmal: Es ist 
nicht Aufgabe des Staates, Geld aus solchen, 
manchmal sehr trüben Quellen zu schöpfen." 

(Sehr gut! und Beifall bei der CSU) 

So weit, meine Damen und Herren, der Herr Frak­
tionsvorsitzende der Sozialdemokratischen Partei 
in diesem Hohen Hause. Ich habe das auch deshalb 
zitiert, weil eben, wie ich schon eingangs sagte, der 
Herr Kollege Zietsch bei der Ausschußberatung 
gesagt hat, man möge das Mädchen „Moral" aus 
dem Saale lassen. Ich habe v.orher gesagt, es habe 
fast geklungen, als ob er sich über die mokiert 
hätte, die' von der Moral gesprochen haben. Ich 
kann da nur zugunsten des Herrn Kollegen Dr. 
Hoegner hoffen, daß sich der Herr Kollege Zietsch 
damit nicht auch über die Moralauffassung seines 
eigenen Fraktionsvorsitzenden äußern wollte. 

Meine Damen und Herren, ich darf zum z w e i -
t e n K e r n s atz kommen. Ich werde Sie nicht 
mehr lange mit meinen Ausführungen in Anspruch 
nehmen. Ich meine die Nichtanerkennung von 
Rechtsansprüchen. 

(Abg. Bezold: Herr Kollege, so ·etwas war 
noch nicht da in diesem Hause. Das ist erst-

malig! - Zuruf des Abg. Dr·exler) 

Meine Damen und Herren, es kommen in Betracht 
- habe ich vorhin in der Berichterstattung über die 
Beratung des Rechts- und Verfassungsausschusses 
gesagt - Rechtsansprüche von Arbeitnehmern, 
Rechtsansprüche von Mitgesellschaftern, Rechts­
ansprüche von Gemeinden. Meine Damen und Her­
ren, im Hinblick darauf, daß meine Fraktion ihren 
Antrag auf Beilage 1821 etwas abgeändert hat, 
glaube ich, nun zu diesen Rechtsfragen keine län­
geren Ausführungen mehr machen zu müssen, und 
zwar deshalb nicht, weil, wenn wir noch eine ge­
wisse Übergangszeit einbauen, ja diese Rechts­
ansprüche heute nicht hier abschließend erörtert 
werden müssen. Im übrigen bin ich der Meinung, 
daß auch beim Nichtbestehen von Rechtsansprüchen 
der Staat vielleicht aus anderen Gründen ein ge­
wisses Entgegenkommen zeigen kann. 

Und nun, Hohes Haus, meine sehr verehrten.Da­
men und Herren, darf ich zum Schluß kommen und 
den Abänderungsantrag speziell begründen. Für 
meine Fraktion, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, steht die grundsätzliche Entscheidung im 
Vordergrund der Erwägungen und der Beratungen, 
die heute hier anzustellen sind. In den letzten Ta-

gen ist aus verschiedenen Erörterungen der Ein­
druck entstanden, es könnte eine eventuelle Be­
reitschaft verschiedener Mitglieder dieses Hohen 
Hauses bestehen, grundsätzlich für eine Sci:iließung 
der Spielbanken einzutreten, Es könnten aber auch 
im Hinblick auf momentan obwaltende Umstände 
Vorbehalte vorhanden sein. Es ist auch gesagt wor­
den, meine Damen und Herren, der Landtag solle 
der Regierung nicht jeden Spielraum nehmen. -
Nun, meine Damen und Herren, mit dem geänder­
ten Antrag, der Ihnen nun vorliegt - den meine 
Fraktion, ich sage Ihnen das ganz offen, nicht sehr 
·gern gestellt hat -, ist solchen Bedenken und sol­
chen Einwendungen Rechnung getragen. Dieser 
Antrag lautet: 

Die Staatsregierung wird ersucht, die Spiel­
banken Bad Kissingen, Bad Reichenhall, Bad 
Wiessee und in Garmisch-Partenkirchen zu 
schließen. Sie wird jedoch ermächtigt, im In­
teresse einer Bereinigung noch offener Fragen 
den Spielbetrieb unter Einschaltung aller 
Vorsichtsmaßnahmen in geeigneter Form vor­
übergehend noch abzuwickeln. 

Meine Damen und Herren, das ist also, was wir 
haben wollen und was wir jetzt ganz betont in den 
Vordergrund der zu treffenden Entscheidung stel­
len, die grundsätzliche Entscheidung, ob der Spiel­
betrieb in Bayern fortgesetzt wird. Jeder, der der 
Meinung ist, wegen irgendwelcher momentaner 
oder zeitlich begrenzter Ausfälle könnte er diese 
grundsätzliche Entscheidung jetzt nicht treffen, 
wird nun die Möglichkeit haben, diesem geänderten 
Antrag der Fraktion der Christlich-Sozialen Union· 
zuzustimmen. 

(Zuruf von der SPD: Wie süß!) 

Niemand, meine Damen und Herren, kann sich nun 
dieser grundsätzlichen Entscheidung mehr entzie­
hen. Die CSU-Fraktion hofft, daß sie nunmehr 
allen, die dem ursprünglichen Antrag aus momen­
tanen Gründen glaubten nicht zustimmen zu kön­
nen, die willkommene Gelegenheit bietet, ein 
grundsätzliches Ja zur Schließung der Spielbanken 
zu sagen. Dazu, meine Damen und Herren aller 
Fraktionen, darf ich Sie namens der Fraktion der 
CSU sehr herzlich einladen. 

Mir bleibt, meine Damen und Herren, am Schluß, 
damit nicht eine ungute Stimmung wegen eines 
Satzes zurückbleibt, noch eine Verpflichtung, näm­
lich festzustellen - und ich bitte den Herrn Kolle-. 
gen Zietsch, das entgegenzunehmen -, daß mir 
vorhin völlig fern gelegen war, ihn selbst persön­
lich anzugreifen, ihn irgendwie zu beleidigen oder 
ihm irgendwie zu unterstellen, als habe er sich 
mokiert; ich habe nur gesagt, es habe der Eindruck 
entstehen können, 

(Unruhe und Zurufe) 

nein, meine Da'men und Berren, ich unterstelle, daß 
der Herr Kollege Zietsch diesen Eindruck sicherlich 
nicht entstehen lassen wollte. Ich bin lediglich des­
halb darauf zurückgekommen, meine Damen und 
Herren, weil man in der letzten Zeit schon oft den 
Eindruck zu erwecken versucht hat, als habe die 
Fraktion der CSU allein aus moralischen Gründen 
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gehandelt und es habe die CSU nur moralische 
Gründe - auf der anderen S1eite würden aber 
Gründe der Moral nie irgendeine Rolle gespielt 
haben. 

(Unruhe) 

Ich glaube, daß sich für die Schließung dieser 
Spielbanken eine ganze Reihe guter Gründe finden . 
läßt. Ich habe mich bemüht, fünf Gruppen von sol­
chen Gründen anzuführen. Und ich möchte wün­
schen und meine Fraktion würde es begrüßen, 
wenn das Hohe Haus diese Grundsatzentscheidung 
für die Schließung der Spielbanken ohne Erregung 
in der erforderlichen Gelassenheit unter der Modi­
fikation unseres nunmehr geändert vorliegenden 
Antrags treffen könnte. Meine Damen und Herl'en, 
ich glaube, wir würden dam:it in Übereinstimmung 
mit der Meinung des bayerischen Volkes handeln 
und würden dem Ansehen Bayerns einen sehr gu­
ten Dienst erweisen. 

(Lebhafter Beifall bei der CSU) 

Präsident Hanauer: Meine Damen und Herren! 
Ich glaube, ich wäre :f\ehl beraten, würde ich den 
aussichtslosen Versuch unternehmen, die im Hause 
liegende Erregung mit dem Klang meiner Glocke 
einzudämmen. Aber vielleicht versuchen Sie, ab 
und zu Intervalle der Ruhe einzulegen, nicht zu­
letzt deshalb, weil wir auf beiden Tribünen heute 
eine ziemlich starke Besetzung haben, und ich gern 
haben möchte, daß die Damen und Herren im 
Hause, die unsere Gäste sind, auch ab und zu etwas 
davon hören, was hier gesprochen wird. 

Es ist der Wunsch des Hohen Hauses, daß auch 
der zweite Abänderungsantrag begründet wird, 
bevor wir die Sitzung zu internen Beratungen un­
terbrechen. Zu Wort hat sich hierfür gemeldet der 
Herr Abgeordnete Dr. Wüllner; ich erteile ihm das 
Wort. 

Dr. Wülh1er (GB): Herr Präsident, Hohes Haus! 
Ohne Erregung und mit der erforderlichen Gelas­
senheit möchte ich den Abänderungsantrag, den ich 
gemeinsam mit Ko1legen Kallenbach gestellt habe, 
begründen und möchte einiges von dem von unse­
rer Sicht aus beleuchten, worüber der Kollege vor­
hin, nun in ,einer, wie es hieß, kurzen Begründung 
- so lautete der Antrag des Kollegen Gabert -
eine Stunde lang gesprochen hat. Wir sollten uns 
von einem Gedanken leiten lassen: In diesem Hause 
war die Frage der Spielbanken vom ersten Tage 
ihl'es Auftauchens nicht eine Ange1egenheit fr,g,end­
einer Koalition oder irgendeiner Fraktion, 

(Abg. Dr. Becher: Sehr richtig!) 

sie war Angelegenheit des Gewissens und der Ent­
scheidung jedes einzelnen, wie es die Verfassung 
vorsieht. In jeder Fraktion waren Menschen, die 
diese oder die jene Entsche1dung für ;richtiger hiel­
ten. Deshalb hat bei der Entscheidung 1955 nicht 
diese oder jene Fraktion g es c h 1 o s s e n abge­
stimmt, sondern es hat eben jeder seinem Gewis­
sen folgend gestimmt, wie er damals. glaubte, stim-

men zu sollen. Ich würde es sehr begrüßen, wenn 
wir an dieser Feststellung f.esthalten wollten: Es 
gibt doch auch noch eine ganze Reihe ander,er Län­
der in der Bundesrepublik, die gegenwärtig nicht 
vor die Frage geste1lt werden, Spielbanken weiter-­
zuführen oder zu schließen, und in denen auch 
Mehrheiten der ,einen oder Mehrheiten der anderen 
Fraktion sifaen und nicht Anstoß rdiar·an nehmen, 
daß seit Jahren ungetrübt und ohne von drer 
Öffentlichkeit in irgendeiner Weise betroffen zu 
werden, dieser Spielbankbetrieb zum Nutzen des 
Staates und ohne Schädigung der Moral weiterläuft. 

Meine Damen und Herren, ich darf einen Punkt 
vorwegnehmen. Sicherlich werden lbei der Ent­
sche:i!dung von Volksvertretern, die schließlich auch 
darüber zu befinden haben, was mit dem Vermö­
gen urrd den Einkünften ,eines Staates zu geschehen 
hat, finanzielle Gesichtspunkte mit im Vordergrund 
stehen. Ich möchte aber davon ,ausigehen, daß wir 
immer bemüht 'Sind, der Öffentlichkeit draußen die 
Dinge so klar wie möglich hinzustellen. Wir kön­
nen nicht dem kleinen Bauern in Ptding und dem 
Landwirt in der Oberpfalz oder in Schwaben sagen, 
es stehe bei der heutigen Entscheidung ein Tau­
sendstel des Staatshaushalts oder ein Hundertstel 
der Summe des Nachtragshaushalts zur Debatte. 
Daraus kann er sich überhaupt kein Bild machen. 
Aber er kann sich ein Bild machen, wenn man ihm 
sagt, dadurch, daß im Jahre 1960 bereits die Ein­
nahmen des Staates aus dem Spielbank'betrieb 
in Bayern zugunsten einiger weniger Konzessionäre 
- und ohne daß das Hohe Haus Gelegenheit hatte, 
sich vorher mit dieser Frage zu befassen - - dla 
dadurch allein, wenn wir die Summe für 1960 und 
den bis 1961 bereits klaren Entfall zusammenneh­
men, run:d 10 Millionen an Staatseinnahmen ver­
lorengegangen sind; und wenn wir diese Summen 
auf die Jahre bis 1965 beziehen, für die sich damals 
der Bayerische Landtag mit einer klaren demokra­
tischen Mehrheit gebunden hatte, und auf Grund 
deren die mit dieser klaren Entscheidung rechnen­
den Gemeinden auch entsprechend verfahren sind, 
dann bedeutet der Entfall an Einnahmen für diese 
Gemeinden allein in der Zeit. von 1960 oder 1961 
bis 1965, wenn man dem anderen Abänderungsvor­
schlag folgen wollte, daß weitere etwa 10· Mil­
lionen zum Schaden dieser Gemeinden verlorenge­
hen. Es ist wohl klar, daß 10' Millionen für vier Ge­
meinden - es sind schließlich vier sehr ansehnliche, 
aber nicht mit Glücksgütern gesegnete Geme1nden 
- ·doch wohl erheblich zu Buche schlagen werun 
wir die Einnahmen ungefähr auf der heutigen Basis 
berechnen, so, als ob sie sich nicht jährlich vermeh­
ren würden. - Ich darf betonen, daß nach den Zu­
schriften der Oberbürgermeister und Bürgermei­
ster der betroffenen Gemeinden e'i111deutig klar ist, 
daß für alle Gemeinden - bloß bei Lindau kön­
nen wir es nicht feststellen, weil ja für Lindau 
offenbar in jeder Hinsicht Sondergesetze beste­
hen ._,, es natürlich schon zu Buche schlägt, was 
hier an weiteren Einnahmen zu erwarten ist. 

Wir wissen, daß die Spielbanken jährlich zuneh­
mend mehr an Erträgen abwerfen. Schätzungs­
weise 40 Millionen DM Spielbankabgaben - wir 
wollen 1eine Durchschnittssumme von dem, was ge-
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nannt worden ist, herausheben - dürften in den 
Jahren bis 1965 dµrch die verschiedenen .A:bgaben 
einkommen. Dazu sind im Jahr nach den bisheri­
gen und vom Finanzministerium bestätigten An­
gaben - die Angaben aus der geheimen Sitzung 
wurden uns von den Bürgermeistern ·der betreffen­
den Städte gern als nicht geheim bestätigt; aber 
auch in offener Sitzung wm1de uns das gesagt -
5 Millionen DM im Schnitt in den Tronc hinein­
geflossen. 5 Millionen DM sind - alljährlich, nicht 
insgesamt - in· diesen Städten durch den Ver­
brauch der Arbeiter und Angestellten dieser Spiel­
banken umgesetzt worden. Wenn in den letzten Ta­
gen zugunsten de·r Spielbanken eine Reihe von 
Sprechern, vor allem auch von Gewerkschaftern, 
in diesem Hause auftrat, .dann darf ich sagen, daß 
diese Herren ·einen von der Praxis her sehr lebens­
nahen Standpunkt vertreten haben, und ich darf 
mich auf diese Stimmen mehr berufen als auf die 
Stimmen von 1951. Diese dürften für die heutig.e 
Entscheidung weniger ins Gewicht fallen. Eines, 
meine Damen und Herren, wollen Sie bitte nicht 
außer acht lassen: Wenn wir 1955 anders entschie­
den hätten, nämlich <so, daß in Bayern kein e 
Spielbanken errichtet werden, wenn wir dann also 
nicht, wie jetzt, den klaren finanziellen Erfolg die­
ser Spielbanken vor uns hätten - undJdamals ha-

. ben wir ihn nicht gehabt-, dann wären sicherlich 
manche Argumente für die Nichterrichtung von 
Spi!elbanken durchaus auch anderen geläufig, die 
sonst sich eher für einen Spielbank!betrieb ein­
setz;en. Aber wenn die Erfahrung in Bayern bewie­
sen hat, daß die bayerische Moral in keiner Weise 
dadurch Schaden litt, daß in Bayern Spielbanken 
existieren, und wenn die Erfahrung bewiesen hat, 
daß es in Bayern - ich möchte mich da nicht den 
Worten des Vorredner·s anschließen - durchaus 
nicht ungewöhnlich i<st, in irgendeiner Weise zu 
spielen, dann weiß ich nicht, warum man diese 
kleine Schicht von Mensch·en, die, ohne einem ein­
zigen von uns_ zu ·schaden, in Spielbanken dem 
Staate enorme Millionenbeträge bringen - - Es 
sind allein bis 1965 40 Millionen DM; es sind bis 
1965 weitere 25 Millionen DM aus dem Tronc. Es 
sind alljährl!ich 200 000 DM aus der Umsatzsteuer; 
es sind ungeheure Beträge, ·die dem Fremdenver­
kehr zufließen, Kurtaxen, Getränkesteuer und son­
stige Sachen. Es sind erhebliche Einnahmen des 
Bundes, über die wir als Kostgänger des Bundes· 
hier mit befinden. Wenn Sie das alles. zusammen­
nehmen, dann kommen Sie auf eine Schätzung, wie 
sie in sehr ernst zu nehmenden Kreisen getroffen 
worden ist, daß man im Durchschnitt die Gesamt­
einnahmen eines Jahres mit 18 bis 20 Millionen DM 
veranschlagen kann. Das sind Beträge, die schon 
ins Gewicht fallen. 

Wenn Sie wissen, daß wir, genau dem Wunsch 
einer Reihe von Kollegen aus allen Fraktionen, ge­
rade auch aus unserer eigenen, folgend, im Jahre 
1955 ·eine Zweckbindung für die Erträgnisse aus 
den Spielbanken festgelegt haben, wenn Sie wis­
sen, daß wir damals die Festlegung getroffen haben, 
diese Erträgnisse ausschließlich für den Sozialen 
Wohnungsbau zu verwenden, dann darf ich Ihnen 
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eine Gegenrechnung aufstellen, die für einige sehr 
interessant sein wird. Das Land Bayern hat vom 
Jahr 1955 biis jetzt für den Sozialen Wohnungsbau 
- da gebe ich dem Kollegen Dr. Huber recht -
344 Millionen DM aufgewendet. Sie wissen, daß in 
diesem Betrag, entsprechend dem einhelligen 
Wunsch dieses Hohen Hauses, eine außerordentlich 
hohe Summe enthalten ist, die sich ausschließlich 
auf Zins- und Tilgungsmittel bezieht. Sie wissen, 
daß 1 Million DM an Zins- und Tilgungsmitteln -
die Kenner 'in allen Fraktionen werden das bestä­
tigen - einem Kapital von ungefähr 11 Millionen 
DM entsprechen. Wenn wir also 19 Millionen DM 
oder 20 Millionen DM annehmen, wie man in der 
Zeitung liest, oder 18 Millionen DM - ·wir wollen 
uns gar nicht auf den Betrag festlegen; sonst heißt 
es vielleicht, ich würde ein Steuergeheimnis· an­
ritzen -, dann kann ich ganz grob sagen: 200 bis·220 
Millionen DM sind dem bayerischen Wohnungsbau 
für den Zins- und Tilgungsdienst aus dem Erträg­
nis der Spielbanken zugeflossen, ohne daß ein ein­
ziger Steuerzahler in Bayern dazu auch nur •die 
Hand gerührt hat. Die große Zahl der Ausländer, 
die zu diesem Betrag beigetragen hat, wird es 
heute sehr gerne hören, daß sie praktisch mehr als 
die Hälfte der Aufwendungen für den Sozialen 
Wohnungsbau in Bayern seit 1955 aufgebracht hat. 
Das sind Summen, meine Damen und Herren, die 
man nicht übersehen kann. 

Jetzt darf ich noch etwas sagen. Ich habe mit 
Vergnügen gehört, daß Bayern nicht spielt. Nun, 
selbstverständlich kann der Freistaat Bayern nicht 
spielen, weil ein Fr.eistaat andere Sorgen hat. Ich 
möchte nicht auf d:le Sorgen, aber auf das Spielen 
eingehen. Ich möchte sagen: Lotto und Toto, Pferde­
wetten und all •die Möglichkeiten, sein Geld auf 
rasche Weise zu verlieren, sind bisher von nieman­
'dem vom Standpunkt der Moral her angeg·riffen 
worden. 

(Zuruf ides Abg. Dr. Merk - A'.bg. Dr. Becher: 
Nachtklubs!) 

- Von den Nachtklubs möchte ich schon deswegen 
gar nicht r:eden, weil ich nicht weiß, wo ich da an­
fangen und enden soll. 

(Abg. Dr. Becher: Striptease!) 

Und vom Striptease will ich schon deswegen nicht 
reden, weil ich überzeugt bin, daß alle, selbst die 
Gegner einer Spielbank, diese Dinge keinesfalls als 
moralisch ansehen können. Ich bin auch überzeugt 
von einem. Ich darf hier das Wort des Bürgermei­
sters von Garmisch-Partenkirchen, des CSU-Bür­
germeisters V o g e 1, zitieren, der sinngemäß -
Sie sehen, ich spreche frei - gesagt hat: Es ist 
doch kennz;eichnend, daß wir bis 1955 in Garmisch­
Partenkirchen, in Bad Reichenhall und in den an­
deren Spielbankorten unter einem ganz unangeneh­
men Übel gelitten haben. In Garmisch war es ganz 
besonder.s arg, w;eil in dem Recreation-Center, dem 
Erholungszentrum der Amerikaner, die Sache fühl­
ba11er wurde. Es waren da die vielen kleinen Spiel­
klubs, die in der Nacht tätig waren, die nicht kon­
trolliert werden konnten, und in denen man bei 
17 und 4 offenkundig herrlich sein Geld los werden 
konnte. Diese Spielklubs· sind mit der Errichtung 
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der Bayerischen Spielbanken in diesen großen Kur­
orten mit .einem Schlage verschwunden. Ist das un­
moralisch? - möchte ich zwischendurch fragen; ich 
glaube, daß wir da vom ganzen Hause aus eine 
durchaus moralische Tat getan haben, indem wir 
nämlich das unk o n tr o 11 i erb a r e Spielen be­
seitigt haben. 

Aber es wird Sie interessieren, daß in Bayern 
der Jahresumsatz für Toto und Lotto nicht un­
beachtlich ist. Wir wissen aus Äußerungen von 
Mitgliedern aller Fraktionen: Menschenskind, wie 
gering ist doch die Chance, im Lotto und im Toto 
etwas zu gewinnen; aber wie groß ist die Wahr­
scheinlichkeit, daß jedei: kleine Arbeiter und An­
gestellte - und d i e sind die Teilnehmer beim 
Toto und Lotto - sein Geld allwöchentlich oder 
allmonatlich, weiß Gott, im erheblichen Betrag 
diesen Einrichtungen zuführt. Sie mögen sagen: 
Das sind keine Beträge. Ich werde eine Zahl nen­
nen, die vielleicht doch zu denken gibt. Für Toto 
und Lotto - bitte lesen Sie die Zahlen in den 
amtlichen Berichten nach - finden Sie in Bayern 
den Umsatz von einer halben Milliarde DM im 
Jahr. Da sagt kein Mensch etwas von Moral, 

(Zuruf des Abg. Bantele) 

und hier stinkt das Geld nicht. Ich will ganz 
nüchtern sagen, wie es ist. 

(Beifall bei der SPD, der FDP und beim GB) 

Wir haben in Bayern eine Einrichtung, die ich 
äußerst begrüße, weil sie ja in einem marktwirt­
schaftlich orientierten Gebiet als marktregelnd 
notwendig ist. Wir haben eine hervorragend ge~ 
leitete und gerade von Mitgliedern solcher großer 
Gruppen, die sonst nicht für Spielbanken sind, mit 
beeinflußte bayerische Börse in München. Nun, 
nehmen Sie die Möglichkeit an, wir würden in 
diesem Landtag allen Ernstes sagen: Bei den un­
geheuren Verlusten, die bei der Börse eintreten 
können - Sie wissen, daß es ein Papier gab, für 
das vor wenigen Monaten 10 000 Mark notiert 
wurden und das jetzt bei 2000 liegt; ich brauche· 
es nicht zu nennen. Sie wissen, daß auch bayeri­
sche Papiere erheblichen Schwankungen unter­
lagen. Sie wissen, daß man, auch von seiten des 
Bundes, ,jetzt so warm dafür eintritt, daß das 
ganze Volk doch ein Volk von Volksaktionären 
werden möge. Man beginnt dabei gerade beim 
Volkswagenwerk. 

(Heiterkeit und Beifall bei SPD und BP) 

Wenn Sie diesen Umstand berücksichtigen, werden 
Sie 'sich sagen: Die Schwankungen, denen solche 
Aktien ausgesetzt sein können, werden zwar den 
Spielbankspieler in Reichenhall, in Garmisch oder 
in Kissingen niemals treffen, aber sie werden den 
kleinen Mann treffen, der sich auf dieses Glatteis 
begibt. Ersparen Sie es mir, eine Summe zu nen­
nen. Ich könnte es, wenn ·ich Ihnen ausrechnen 
wollte, wie hoch nach den Ermittlungen der beiden 
großen bayerischen Banken die effektiven Ver­
luste an der Börse in Bayern in den letzten sechs 
Monaten sind. Ich möchte das nicht tun; denn das 
würde die Sache nicht gerade verbessern. 

------ -·-------------

Aber eines: Sie sagten, in Bayern spielt man 
nicht. Es ist nett, daß unlängst ·eine Illustrierte 
oder eine Zeitung - ich weiß es nicht mehr - er­
rechnet hat, was äußerst interessant iist. Sie sagte 
nämlich, auf jeden Säugling - also bezogen auf 
die annähernd 9,1 oder fast 10 Millionen der Be­
völkerung in Bayern - werden im Lotto und Toto 
je Woche 30 Pfennig, je Jahr ungefähr 16 DM auf­
gewendet - rechnen Sie mal aus -, die richtig­
gehend hineingebuttert werden, ohne daß prak­
tisch ein Pfennig sozusagen wieder zurückfließt. 

Wenn ich diese Dinge sportlich, fair und char­
mant behandeln will, bleibt mir gar nichts anderes 
übrig, als zu sagen, wir dürfen uns ein ·e m Vor­
wurf niemals aussetzen - Sie wissen, das geht 
jetzt gegen niemanden, er mag eine Überzeugung 
ha:ben, wie er will -, wir dürfen uns niemals dem 
Vorwurf einer doppelten Moral aussetzen, 

(Beifall bei der SPD) 

auch nicht dem Vorwurf, daß wir etwa aus einer 
doppelten Moral heraus den Spielbanken zustim­
men. Wir sind uns einig: Der Arbeiter draußen 
spielt nicht in der Spielbank. 

r(Sehr gut!) 

Der Angestellte ,spielt nicht in der Spielbank und 
das Gros der bayerischen Bevölkerung spielt auch 
nicht in der Spielbank, aber die Ausländer spielen 
im Gros in der Spielbank. Das wollen wir einmal 
berücksichtigen! Und dazu darf ich Ihnen sagen, 
was Bad Reichenhall ermittelt hat, das bekanntlich 
an der österreichischen Grenze liegt und auf der 
anderen Seite bereits in Salzburg eine Spielbank 
hat, wohin das Geld aus Bayern und der Bundes­
republik abfließt. Dieses Reichenhall hat für die 
Zuführung seiner Gäste von München und von 
Salzburg aus eigene Omnibusse eingesetzt. Ich 
glaube, die Münchner Moral hat nicht darunter ge­
litten, daß aus München insgesamt, mit Einschluß 
der den Omnibus mit benützenden Ausländer, 
22 000 Gäste nach Reichenhall fuhren. Aus dem be­
stimmt nicht weniger moralischen Salzburg fuhren 
in der gleichen Zeit im Omnibus nach Reichenhall 
aber 46 000 Leute. Nach den Angaben des Reichen­
haller Bürgermeisters kam etwa die doppelte An­
zahl mit Privatwagen; Sie wissen, die Spieler fah­
ren nicht gern mit dem Omnibus, die haben schon 
ihr·e eigenen großen Wagen. 

(Heiterkeit) 

Die doppelte Anzahl ist meiner Meinung nach sehr 
niedrig geschätzt. Aber jedenfalls 'ist eine bedeu­
tend größere Zahl aus Salzburg nach Reichenhall 
gefahren nur zu dem Zweck, um hier Unmorali­
sches zu tun und das Geld offenbar auf irgendeine · 
Weise los zu werden! Wäre die Sache vom Stand­
punkt unserer Gemeinden aus unmoralisch, hätte 
die Gemeindepolizei oder - ich darf ,eiin Wort des 
Herrn Dr. Hoegner anziehen, der sagte, die Ge­
meindepolizeien würden zum Schaden der Städte 
weitgehend verstaatlicht - die bayerische Land­
polizei sicherlich Gelegenheit gehabt, in Lindau 
und in Reichenhall und in Wiessee usw. dafür zu 
sorgen, daß die Ordnung wiederhergestellt wird. 

(Zuruf des Abg. Dr. Rundhammer) 
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Es ist noch etwas zu bemerken: Eine unmorali­
sche Angelegenheit läge dann vor - - ich darf 
eine Zwischenbemerkung machen, meine Herrren! 
Ich werde mich durch nichts und durch niemand 
von dem Vorsatz abbringen lassen, ohne Erregung 
und mit der erforder liehen Gelassenheit zu spre­
chen. 

(Weiterer Zuruf des Abg. Dr. Rund-
hammer) 

- Ich bin gar nicht böse, wenn andere Zwischen­
rufe machen. Ich nehme an, daß sich diese Zwi­
schenrufe durch meine Ausführungen ohnehin von 
selbst erledigen werden. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Dr. Rund­
hammer) 

Nun darf ich bei der anderen Frage 'bleiben. Ich 
.darf bei der Frage bleiben, daß wir ja seit 1957 
in diesem Bayerischen Staate auch eine neue Re­
gierung haben. Ich glaube nicht, daß es im Jahre 
1957 oder 1958 eine Frage gewesen wäre, ob die 
Spielbanken weitergeführt werden oder nicht. Wäre 
es nämlich damals eine Frage gewesen oder wäre 
das jetzt eine Frage der Koalition geworden -·sie 
ist es Gott sei Dank nicht und ich habe Verständnis 
dafür und begrüße das -, dann hätte doch jeder 
gesagt: Wir können doch nicht nach dem Muster 
„rin in die Kartoffeln, raus aus den Kartoffeln" 
nach zwei Jahren das Gegenteil von dem beschlie­
ßen, was wir 1955 mit überwiegender Mehrheit, 
mit demokratischer Mehrheit in diesem Lande ge­
wollt haben. 

Aber jetzt noch etwas anderes! Wir haben uns 
gestern die Mühe genommen, ich auch, über die 
Möglichkeiten des bayerischen Föderalismus zu 
sprechen. Wir. haben davon gesprochen, welche 
Kraft in der Eigenstaatlichkeit wohnt und wie man 
diese Kraft stärken kann. Ich muß sagen, ich habe 
es außerordentlich begrüßt, ·daß der Herr Minister­
präsident, der sehr ausgezeichnete Darlegungen 
über die Steigerung der Wirtschafts- und damit der 
Finaµzkraft Bayerns machte, ausdrücklich auch her­
vorgehoben 'hat, daß wir die einzelnen finanziell 
noch nicht so gefestigten Werte draußen mit allen 
Mitteln verfestigen müssen. Wir haben ihm auch 
dabei recht gegeben. Es wäre mir aber sehr schwer, 
ihm heute dabei recht zu geben, wenn er etwa 
sagen wollte: Was in Lindau recht, in Konstanz bil­
lig, in Baden-Baden selbstverständlich, in Neuen­
ahr eine Notwendigkeit ist und in Travemünde von 
der ganzen Welt durchaus begrüßt wird, das sei 
plötzlich in ·dem großen Fremc;lenyerkehrsland 
Bayern unmöglich. 

(Beifall bei SPD, GB und FDP) 

Ich glaube also, daß wir uns über diesen Punkt 
wirklich in aller Ruhe äußern können. Wir sehen 
das auch aus den Zuschriften einer Reihe von Mit­
arbeitern aller Parteien; ich habe auch eine Reihe 
von Zuschriften von sehr namhaften Vertretern der 
CSU. Ich freue mich darüber, daß diese Dinge keine 
1Sache einer Partei sind. Es ist, wie ich immer sage, 
eine Sache der ruhigen Überlegung. Nun hatte ich 
mich schon gefreut, als vor wenigen _Tagen im 

Haushaltsausschuß nach nicht immer unbedingt 
schönen Debatten - ich möchte auf diese Sache 
nicht eingehen - gerade von einem Kollegen, der 
für den Spielbankenschlußantrag, für. den „Laden­
schlußverkauf" eintrat, der also diesen ,.,Laden­
schlußverkauf" immer wieder begründet hat und 
von seinem Standpunkt aus sehr gut begründet 
hat, der Antrag kam, die Sache nochmals in die 
Fraktionen zurückzuverweisen. Daraus sah man: 
Man überlegt, ob man nicht etwa vom Saulus zum 
Paulus werden soll. · 

(Zuruf des Abg. Vi1gertshofer) 

Nun, diese Hoffnung hat getrogen. Denn das, was 
uns heute früh auf den Tisch des Hauses gelegt 
worden ist - wobei der Herr Kollege Gabert 
durchaus recht hatte zu verlangen, die Dinge zu 
begründen-, zeigt mir doch, daß man beim Wan­
del vom Saulus zum Paulus mitten auf halbem 
Weg stehengeblieben ist. Ein Stück auf diesem Weg 
ist man zweifellos gegangen, als man nämlich jetzt 
den Irrtum doch einsah oder bekannte. Denn jedes 
Bekenntnis eines Irrtums ist wirklich zweckmäßig. 
Nicht etwa das Errare ist falsch - errare huma­
num est, Irren ist menschlich -, aber das in errore 
perseverare, das Im-Irrtum-Verharren soll nicht 
immer das Zweckmäßigste sein, wobei ich die La­
teiner nicht weiter zitieren will; denn die haben es 
in ihrer klaren Diktion dann womöglich als turpe, 
als schmählich betrachtet, wenn man in einem Irr­
tum verharren wollte. Das wollen wir von keinem, 
weder den Anhängern dieses noch den Anhängern 
jenes Standpunkts annehmen. Aber wir können 
diese Dinge ganz nüchtern sehen, wie sie wirklich 
sind. 

Es. erscheint uns also völlig untragbar zu sagen, 
für Lindau gelten in alle Ewigkeit Sondergesetze. 
Sie gelten schon deswegen nicht, weil Lindau genau 
so in Deutschland liegt wie Garmisch und Reichen­
hall. Wenn man etwa die Fremden, die nun in 
nächster Zeit nach Reichenhall, nach Wiessee und 
nach Kissingen kommen, fragen würde - ich hoffe 
nicht, daß man das tun würde; man wird sie nicht 
fragen, weil man nicht in die Lage kommen wird 
-, würden sie sagen: Ja, wieso denn, ihr habt 
Kämpfe eurer einzelnen Gruppen im Lande aus­
getragen und wir, die Fremden,. die euch das Geld 
bringen wollten, dürfen es nicht mehr hier lassen, 
danke s9hön; dann kommt es uns auf die paar Ki­
lometer bis jenseits der Grenze nicht mehr an! Drü­
ben, um nur einen Fall zu nennen, gleich hinter 
Garmisch, haben wir Seefeld, 30 Kilometer weit 
entfernt; das freut sich nur und wartet darauf, daß 
hier ein Beschluß gefaßt würde, den wir wirklich 
auf Grund des erstgestellten Abänderungsantrags 
als eine sehr unerwünschte Halbheit bezeichnen 
müssen. 

:Oenn, lbitte, rechnen Sie doch ernst! Kein Mensch 
außerhalb Bayerns und nicht allzu viele in Bayern 
würden diesen Beschluß verstehen. Herr Kollege 
Dr. Huber hat zwar gemeint, die bayerische Bevöl­
kerung_ in ihrer überwältigenden Mehrheit sei der 
Meinung, die Spielbanken müßten geschlossen wer­
den. Die bayerische Bevölkerung hat aber auf eine 
demoskopische Umfrage unlängst in ihrer überwäl­
tigenden Mehrheit etwas anderes gesagt: Nur ein 
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sehr kleiner Teil - nämlich 21 Prozent - ist für 
die unbedingte Schließung! Und wenn Sie die Zei­
tungen verfolgen, werden Sie das lesen, was in 
ausgezeichneten Zuschriften von allen ;Seiten hier 
mitgeteilt worden ist. Ich brauche gar nicht mehr 
besonders zu zitieren, schon um die Dinge nicht 
aufzuihalten. Aber, wenn Sie die Zeitungen ver­
folgen, wissen Sie, daß die Stimmen, die für eine 
Schließung sind, sehr spärlich gesät, und daß die 
Stimmen, die für eine vernünftige Weiterführung 
sind, sehr zahl'reich sind. 

Uns kommt es in unserem Antrag auf folgendes 
an. Es kommt darauf an, daß der Beschluß dieses 
Hohen Hauses, bis 196'5 die Spielbanken erst ein­
mal, gleichsam probeweise, zu führen, durchgeführt 
wird und auch wirksam 'bleibt. Die Probe aufs 
Exempel, daß die Durchführung des Spielbanken­
betriebs. einwandfrei ist, wird von keiner Seite be­
stritten. Die Vergabe der Konzessionen hat dabei 
seit 1957 und 1958 - das sind die Jahre, in denen 
unsere Partei, und sie freut sich darüber, in der 
Koalition mit der CSU steht - überhaupt keine 
Rolle gespielt, weil keine Differenzen aufgetaucht 
sind. Aber wir glauben, es mit unserer Auffassung 
von der - ich hätte jetzt fast gesagt: Staatsmoral, 
aber ich habe es mir rasch noch überlegt - Ver­
waltung staatlicher Gelder, von der Betreuung 
staatlicher Einnahmequellen und der Einnahme­
quellen der Gemeinden, nicht verantworten zu kön­
nen, wenn wir auf einen Umsatz von 100 Millionen 
Mark für die nächsten fünf Jahre verzichten. Unser 
Antrag soll allen die Möglichkeit geben, sich 1965 
so oder so zu entscheiden. Aber bis; 1965 sollen sie 
- das ist der Sinn unseres Antrags' - in der Form, 
wie er vom Herrn Kollegen Kallenbach und von 
mir formuliert worden ist, bestehen bleiben. 

·Ich darf noch ein kurzes Wort zum Antrag auf 
Beilage 1947 sagen. Wir konnten diesen Antrag 
nicht wieder in die Debatte werfen, sondern wir 
mußten diesen Antrag deshalb stellen, weil unser 
Antrag auf Beilage 1947 im Haushaltsausschuß -
wir können das sine ira et studio am Rand vermer­
ken - nicht behandelt worden ist. Wir haben darin 
eine Verletzung des § 133 der Geschäftsordnung 
gesehen. 

(Abg. Winkler: Nein!) 

Wir wollen mit diesem Antrag nicht eine Ge­
schäftsordnungsdebatte entfesseln. 

Wir wollen, daß der Bayerische Landtag - so 
wie er sich durch die ganze Zeit seiner Tätigkeit 
bemüht hat, für Bayern das Beste zu tun, seine 
Struktur auf das Beste zu stärken, seine Struktur 
so auszubauen, daß sie krisenfester ,wird als sie 
war, daß Bayern nicht Kostgänger des Bundes 
bleibt oder noch längere Zeit hindurch sein wird. 
Im Interesse Bayerns soll man den Betrieb in allen 
Spielbanken - wir nehmen Lindau nicht aus -
vorläufig, mindestens bis 1965, weiterführen. Dann 
sollen weisere Köpfe, als wir alle es sein mögen, 
entscheiden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des GB, 
der BP und der FDP) 

Präsident Hanauer: Meine Damen und Her­
ren! Die Aussprache soll hier abgebrochen wer­
den. 

Darf ich ganz kurz für das Protokoll, im Nach­
trag zum Ta g es o r d n u n g s p u n kt 5, be~~r­
ken, daß mit der Annahme des Gesetzes zur An­
derung des Gesetz·es über die kommunalen Wahl­
beamten der Antrag der ,Abgeordneten Dr. 
Heubl und Fraktion, Dr. Hoegner, Grosch, Lim:lig 
und Fraktion, Riediger, Dr. Reichstein und Frak­
tion, Dr. Fischbacher und Fraktion betreffend Ge­
setz zur Änderung des Gesetzes über die beam­
ten- und di'enststrafrechtliche Stellung, Besoldung , 
und Versorgung der kommunalen Wahlbeamten 
auf Beilage 914 seine Erledigung gefunden hat. 

Dann hat sich zur Geschäftsordnung gemeldet 
der Herr Abgeordnete Dr. Hoegner. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Dr. Hoegner (SPD}: Herr Präsident, meine Da­
men und. Henen! Namens der Sozialidemokrat!i­
schen Fraktion stelle ich den Antrag, die weite­
ren Verhandlungen des Hohen Hauses auf nach­
mittags 15 Uhr zu vertagen. 

Präsident Hanauer: Es ist vorher beschlossen 
worden, die Sitzung für 3 Viertelstunden zu un" 
terbrechen. Eine gewisse Erfahrungstatsache 
spricht dafür, daß der Zusammentritt dann wahr'­
scheinlich erst Wlieder um die 12„ die Mittags­
stunde, erfolgen könnte. Dann könnten wir auch 
nur feststellen, daß wir uns um 15 Uhr w~eder 
treffen wollen. 

Erhebt sich Widerspruch? - Das ist nicht der 
Fall. Dann unterbreche fch die' Sitzung. Wir set­
zen die Beratungen zu ·diesem Punkt nachmittags 
um 15 Uhr fort. 

(Unterbrechung der S!itzung: 10 Uhr -55 Minuten) 

Wiederaufnahme der Sitzung: 15 Uhr 4 Minu­
ten. 

Präsident Hanauer: Meine Damen und Herren! 
Die Sitzung ist wieder aufgenommen. 

Die Aussprache wird fortgesetzt. Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Essl. 

Essl (SPD): Herr Präsident, meine sehr verehr­
ten Damen und Herren! Obwohl ich die vage Hoff­
nung habe, daß sich das heikle Thema der Spiel­
banken nach der Mittagspause mit etwas kühle­
rem Kopf behandeln läßt, als das heute morgen 
teilweise der Fall war, kann ich doch nicht umhin, 
eingangs zu einigen Betrachtungen, die insbeson­
dere KoUege Dr. Huber angestellt hat, etwas zu 
sagen. 

Herr Kollege Dr. Huber meinte, Spielsäle wür'­
den nicht in das bayerische Milieu passen, und er 
hat - in Randbemerkungen - hinzugefügt, diese 
Spielsäle seien Attribute von Modebädern. Ich 
möchte einer solchen Auffassung vom Grundsätz­
lichen her widersprechen. Ich persönlich glaube, 
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daß Spielbanken ein negativer Bestandteil ·un;se­
ver heuti·gen Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung 
sin!d. 

(S•ehr richtig! •bei der S!PD) 

Solange es in unserer Wirtschaftsordnung - ob 
uns das gefällt oder nicht, ist eine ganz andere 
Frage -, begünstigt durch die heutigen Steuerver­
hältnisse, 

(Sehr gut! bei der SPD) 

möglich ist, daß manche Menschen außerordentlich 
leicht viel Ge1d verdienen, 

(S:ehr gut! bei der SPD) 

so lange werden wir uns auch mit dem Tat­
bestand, daß in dieser Gesellschaftsordnung Spiel­
banken bestehen, bis zu einem gewissen Grade ab­
finden müssen. Lassen Sie mich darauf hinweisen: es 
sind keine Arbeiter, es sind keine Angestellten 
und auch keine Beamten, die Sie dort in den 
Spielsälen finden - Ausnahmen mag es geben -; 
überwiegend sind es Menschen, die, begünstigt 
durch unsere Wirtschaftlichen Verhältnisse, in di>e 
J'...age versetzt we!'den, außerordentlich bequem 
und schnell zu Geld zu kommen, und die aus die­
ser Entwicklung heraus auch den W-ert des Geldes 
in der heutigen Zeit nicht zu schätzen wissen. 

(Bravo! bei der SPD) 

Für einen Menschen, der als Arbeiter, Angestell­
ter oder Beamter tagtäglich in voller Verpflich­
tung seiner Arbeit nachgehen muß und auch für 
eine Familie sorgt, ist eine Mark immer noch eine 
Mark. Eine solche Familie wird nicht dazu geneigt 
sein, ihr Einkommen leichtsinnig auszugeben. 

Aber sehen Sie, eine der Denkschriften, die in 
letzter Zeit vom Bundesaribeitsministerium heraus­
gegeben worden sind und die den Titel trägt 
„Eigentum für alle" bestätigt am besten die Rich­
tigkeit dessen, was ich eben gesagt habe·. In dieser 
Denkschrift wird auf die Ungerechtigkeit hinge­
wiesen, die in der Vermögensbildung in Deutsch­
land liegt. Es wird herausgestellt, daß in Deutsch­
land seit ·1950 290 Milliarden DM neues Vermögen 
angesammelt wovden ist. Gleichzeitig wird im ein­
zelnen aufgeführt, daß der größere TeiLdes Volkes 
nur in den Genuß des k1eineren Teils dieses neuen 
Vermögens, gekommen ist. Arbeiter, Angestellte 
und Beamte sind es, td'ie· sich von diesem neugebil­
deten Vermögen nur 25 Prozent aneignen konnten, 
wähvend die übrigen 75 Prozent des· neuen Ver­
mögens in die Hände eines Teils jener Menschen 
gekommen sind, die eben vi·elfach nli.cht s0; hart ar­
beiten müss-en, um sich ihr Brot zu verdienen, wie 
Arbeiter, Angestellte und Beamte. 

(Abg. Dr. Pirkl: Sie haben die Vermögens­
bildung des Staates dabei vergessen!) 

- Dabei sind 40 Prozent Vermögen des Staates; 
. von den 75 Prozent bleföen also immer noch 35 
Prozent ü:ber; 

(Abg. Dr. Pirkl: Jetzt wird es klarer!) 

6 

das ist immer noch ein schöner Batzen, der in die 
Hände des kleineren Teils des Volkes geflossen 
ist. Eis sind immerhin über 100 Millionen, die in 
die Hän!de dies:es kleineren Teils geflossen sind. Aus 
solchen gesellschaftlichen Entwicklungen heraus 
sind dann auch Erscheinungen mögl'ich, wie wir sie 
im Augenblick da und dort mit den Spielbanken 
erleben .. 

Ich meine also, wenn man über solche Dinge 
spricht, dann sollte man Ursache und Wirkung 
nicht verwechseln, sondern man sollte seine poli­
tische Betrachtungsweise von den Ursachen her 
anzusetzen bereit sein. 

Der Herr Kollege Dr. Huber hat dann sehr 
stark die Moral angesprochen. Er hat hier eine 
Reihe von Vorgängen behandelt und meinte: 
Spielbanken seien in einem Lande außerordentlich 
unmoralisch. Ich möchte ganz offen sagen, das was 

·heute morgen von dem Herrn Kollegen Dr. Huber 
hier im ·einzelnen getan worden ist, 'indem er näm­
lich auf der einen Seite meinte, ·das sei ja alles 
pure Unmo·ral, und auf der anderen Seite eine 
Reihe von Äußerungen aus Protokollen des Land­
tags von maßgebenden Persönlichkeiten zitierte -
ich meine: das war Scheinheiligkeit am völlig ver~ 
kehrten Platze. 

(Lebhafter Widerspruch bei der CSU) 

Wenn der Herr Kollege Dr. Huber hätte· objektiv 
sein wollen - -

(Anhaltender starker Widerspruch bei der 
CSU - Zurufe) 

dann hätte er nicht nur den Kollegen Dr. Hoegner 
zitieren dürfen, sondern er hätte gleichzeitig auch 
zitieren müssen - -

(Zuruf von der CSU: Herr Präsident, das 
ist unmöglich! - Abg. Dr. Rundhammer: 
Das ist 'eine Formalbeleidigung! - Weiterer 
lebhafter Widerspruch- Zuruf von der CSU: 

„Scheinheiligkeit" ist etwas Unziemliches!) 

Präsident .Hanauer: Meine Damen und Herren! 
Ich darf um etwas. Ruhe bitten. Ich darf feststel­
len, daß li.ch bei den schlechten akustischen Ver­
hältnissen am· Präsidententisch wegen des Lärms 
nicht gehört habe, was der Vortragende· gesagt 
hat. 

(Zurufe von der CSU: „Scheinheiligkeit"!) 

- Herr Abgeordneter Essl! Ist der Vorwurf 
„Scheinheiligkeit" von Ihnen gebraucht worden? 

Essl (SPD): Jawohl! 

Präsident Hanauer: Dann darf ich dieses Wort 
rügen. - Bitte, .fahren Sie fort. 

(Unruhe bei der CSU) 

Essl (SPD): Ich habe dem Herrn Kollegen Dr. 
Huber in 'diesem Zusammenhang vorgeworfen, 
daß er einseitig Protokolle zitiert und dadurch 
einen falschen Eindruck erweckt. Ich gestatte mir 
jetzt, mit Genehmigung des Herrn Präsidenten, das 
Protokoll der Landtagssitzung vom Mittwoch, 30. 
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Mai 1951, zu z'itieren. Damals sprach in :diesem 
Hohen Hause der Herr Finanzminister Eberhard. 
Er sagte - ich darf es wörtlich vorlesen - folgen­
des: 

„Hohes Haus, meine Damen und Herren! Ich 
glaube, zum Abschluß noch auf einige wichtige 
Punkte hinweisen zu sollen. Zunächst möchte 
ich bemerken, daß ich es für abwegig halten 
würde, das Problem der Spielbankenzulassung 
zu einer weltanschaulichen Grundsatzfrage zu 
machen; denn dann müßten wir, glaube ich, 
die Konsequenzen auf vielen anderen Gebie­
ten ziehen, auf denen der Gedanke des 
Glückspiels in der gleichen Weise beteiligt ist 
wie b~i der Spielbankfrage. Ich möchte" 

- so sagte Herr Dr. Eberhard-

„vor allem noch darauf hinweisen, daß die 
finanziellen, Vorteile, das heißt das Aufkom­
men für die öffentliche Hand, insbesondere 
für soziale Zwecke, zweifellos überwiegen und 
daß die übrigen Bedenken, die ich auch teile, 
als das kleinere Übel angesehen werden müs­
sen. 

Wenn mein Fraktionsvorsitzender Dr. Hund­
hammer vorhin gesagt hat, er müsse es ab­
lehnen, den sozialen Wohnungsbau auf die 
lasterhaften Füße der Mittel aus den Spiel­
banken zu stellen, dann möchte ich dem ent­
gegenhalten, daß eine so ausgesprochen wich­
tige soziale Frage wie die des Jugendwohn­
heimbaus ebenfalls auf die lasterhaften Füße 
des Glückspiels, und zwar ausschließlich auf die 
Mittel des Bayerischen Fußball-Totos in Höhe 
von 2,25 Millionen, gestellt wird und daß dar­
. über hinaus nach Auffassung des Bayerischen 
Finanzministeriums auch nicht eine einzige 
Mark für diesen anerkannt sozialen Zweck, 
der in der Regierungserklärung des Herrn Mi­
nisterpräsidenten seinen Niederschlag gefun­
den hat, zur Verfügung gestellt werden kann." 

(Abg. Dr. Oechsle: Das sind nur Kinder-
füßchen!) 

Soweit damals der 1;Ierr Finanzminister Dr. Eber­
hard. Ich habe das deshalb zitiert, um herauszu­
stellen, daß es auf beiden Seiten sehr verschiedene 
Meinungen zu diesem Problem gibt, und daß diese 
Meinungen auch von sehr verschiedenen Stand­
punkten her außerordentlich gut begründet wer­
den können. Ich persönlich möchte meinen: Die 
Errichtung und der Betrieb von Spielbanken hat 
mit Moral nichts zu tun. 

(Abg. Dr. Elsen: Das ist Ihre Meinung!) 

- Ja! Das ist meine Meinung. Spielbankeinrich­
tungen sind wirtschaftliche Institutionen, wie so 
vieles auf dieser Erde. 

(Abg. Dr. Hundhammer: Die Theologen 
sind anderer Meinung!) 

- Sie irren, Sie irren, Herr Kollege Dr. Hund­
hammer ! Ich will Ihnen gleich dazu etwas sagen. 

Man kann auf diesem Gebiete, was den Betrieb 
von Spielbanken anbelangt, wahrlich sehr geteilter 
Meinung sein. Das muß uns doch unmittelbar klar 
werden, wenn wir uns vergegenwärtigen, daß in 
sehr katholischen Ländern, wie zum Beispiel in 
Frankreich, in Italien oder in Brasilien, wo ich 
selbst gelebt habe, Spielbanken existieren und, 
Herr Kollege Dr. Hundhammer, von seiten der 
Kirche dort keine Einwendungen gegen die Spiel­
bank ·erhoben werden. Sie wissen sehr gut, daß 
auch in Kreisen der Theologen die Meinungen zu 
diesem Fragenkomplex auseinandergehen. Es gibt 
dazu keine einmütige Meinung, und deshalb meine 
ich, sollten wir diese Dinge nüchtern von der 
wirtschaftlichen Seite und nicht von der Seite der 
Moral her betrachten. Denn wenn man von der 
Seite ·der Moral her solche Einwendungen macht 
- ich bitte jetzt, mir das nicht zu verübeln -, 
dann drängt sich naturgemäß unmittelbar die Fra­
ge auf: Wenn keine Spielbanken - ja, warum be­
treibt dann der Staat das Lottospiel und das Toto­
spiel? Warum sind dann bei uns Pferderennen zu­
gelassen, bei denen ja ebenfalls teilweise· in einer 
Art gewettet wird, die man manchmal nicht ver­
stehen kann? Wenn man schon bereit ist, von 
Moral zu reden - und wir sind gern bereit, über 
solche Dinge auch zu sprechen; man muß auch 
über solche Dinge sprechen -, dann, meine Damen 
und Herren, lassen Sie uns doch am ersten dort 
anfangen, wo wir mit der Betrachtung der Moral 
vermutlich auch eine Einmütigkeit in diesem Hause 
herbeiführen können. Ich meine damit: Fangen 
wir an und beseitigen die Schmutz- und Schund­
literatur, die heute auf dem Büchermarkt besteht, 

(Lebhafte Zurufe, starke Unruhe und 
Heiterkeit bei der CSU) 

die auf unsere Jugend außerordentlich schädigend 
wirkt! 

(Weitere lebhafte Zurufe von der CSU) 

Das, glaube ich, wäre eine sehr dankbare Auf­
gabe. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD -
Zurufe von der CSU) 

Wenn man schon die Zustände in unserer Gesell­
schaft oder im Staat, mit denen wir uns alle aus­
einanderzusetzen haben, vom Gesichtspunkt der 
Moral aus anprangert - -

(Weitere Zurufe von der CSU) 

- Sie brauchen sich da nicht zu ereifern! Sie wür­
den zu einem solchen Vorgehen sicher auch die Un­
terstützung der Sozialdemokratischen Landtags­
fraktion erhalten! 

(Zuruf von der CSU: Und die Bundestags­
fraktion! - Weitere Zurufe von der CSU) 

Eines aber verstehe ich gar nicht: Ich kann dem 
Herrn Kollegen Dr. Huber nicht folgen," wenn er 
von dieser Stelle aus den Geldverlust, der bei 
Schließung der Spielbanken dem Bayerischen 
Staat entsteht, so bagatellisiert. Dafür habe ich 
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wirklich kein Verständnis. Sie alle wissen, daß bis­
her, mit Ausnahme von - -

(Abg. Dr. Huber: Ich habe Zahlen genannt!) 

-- Bitte? 

(Abg. Dr. Huber: Ich habe Zahlen genannt!) 

- Sie haben Zahlen genannt. 

(Abg. Dr. Huber: Die stimmen doch!) 

- Sie sagten, es sei ein Tausendstel des Staats­
haushalts. 

(Abg~ Dr. Huber: Das stimmt doch!) 

- föe haben in Paranthese gesagt „das sei also 
gar nicht so schlimm". Wenn man aber die abso­
luten Zahlen betrachtet; so ist das ein ganz gewal­
tiger Betrag, um den es geht. Seitdem die Spiel­
banken in Bayern errichtet worden sind, sind dem 
Bayerischen Staat insgesamt 26 Millionen DM zu­
geflossen, von denen die vier Gemeinden 6 Millio­
nen DM erhalten haben. Dem Bund wurden 1,7 
Millionen überwiesen, so daß in der Hand des 
Bayerischen Staates immerhin rund 18 Millionen 
DM geblieben sind. Mit diesen 18 Millionen DM 
konnten in dieser Zeit rund 2500 Wohnungen ge­
baut werden. Wenn wir uns nun überlegen, was 
passieren wird, wenn die Spielbanken geschlossen 
werden und welchen Schaden, materiell gesehen, 
dann dem Bayerischen Staat entstehen wird, dann 
sollen wir uns vergegenwärtigen, daß durch das 
Schließen der Spielbanken ein unmittelbarer Ein­
nahmeverlust von jährlich 7,4 Millionen DM für 
den Bayerischen Staat entsteht. Die Schätzungen 
liegen zwischen 7 ,4 und 8 Millionen DM. Wenn 
ich etwas aufrunde, kommen wir auf etwa 29 Mil­
lionen DM, die nach den Berechnungen dem Baye.­
rischen Staat bei einer unmittelbaren Schließung 
der Spielbanken als Verlust entstehen. Experten, 
die ein wenig mehr von den Dingen verstehen als 
wir, die ihre Berechnungen von den steigenden 
Vermögensverhältnissen aus anstellen, behaupten, 
daß der Einnahmeverlust sogar in die Nähe der 
40-Millionen-DM-Grenze kommen dürfte. Dazu, 
meine Damen und Herren, kommen .eventuell 
Schadensersatzansprüche der Gemeinden und der 
Beschäftigten, die auch in die Millionen gehen 
können. Es sind also schon einige ganz eklatante 
Millionenbeträge, mit denen wir uns hier ausein­
anderzusetzen haben. 

Was geschieht denn, wenn die vier bayerischen 
Spielbanken geschlossen werden? Wenn Sie errei­
chen könnten, daß alle Spielbanken in Deutsch­
land geschlossen werden, dann hätte ich für den 
Antrag noch ein bißchen Verständnis. 

(Zuruf von der CSU: Auch nur ein bißchen?) 

- Auch nur zum Teil, weil ich Ihnen eben sagte, 
daß es für mich eine rein wirtschaftliche Über­
legung ist. Wenn Sie wirklich so vom Moralischen 
her die Spielbanken betrachten, dann müßten Sie, 
wenn Sie bereit wären, Ihre Haltung konsequent 
durchzusetzen eigentlich über ihre Freunde im 
Bundestag einen Antrag stellen, der das Ziel hat, 
alle Spielbanken in Deutschland aufzulösen. · 

------------
Es ist gemeint worden, wir hätten Wichtigeres 

zu tun, als uns mit Spielbankfragen zu beschäfti­
gen. Sicher, das mag stimmen. Aber warum sagt 
man uns das? Der Antrag, 1die vier. Spielbanken 
in Bayern zu schließen, ist ·doch nicht von uns ge­
stellt worden, sondern er stammt aus Kreisen der 
CSU. 

(Abg. Dr. Huber: Aber Sie haben sie 
eingeführt!) 

- Ich bin ·dankbar für den Hinweis, jetzt haben 
Sie das Politikum wieder einmal herausgestellt, 
und das macht es für uns interessant. Sehen Sie, 
wir haben Wichtigeres zu tun. Das hätten Sie doch 
damals wissen müssen, als Sie selbst den Antrag 
gestellt haben; denn Sie haben nur zu gut gewußt, 
daß Sie mit diesem Antrag auf Schließung der vier 
bayerischen Spielbanken ein Stück Sprengstoff in 
das bayerische Parlament hineintragen und daß 
daraus Auseinandersetzungen kommen werden und 
müssen, an denen mancher von uns keine allzu­
große Freude hat. 

(Abg. Dr. Merk: Wir haben nicht damit ge­
rechnet, daß manche so zäh an den Spiel­
banken hängen! - Heiterkeit bei der SPD) 

~ Das soll man auch nicht tun. Man soll seinen 
Partner auch nicht unterschätzen. Das Leben ver­
langt von uns, daß wir zäh sind und uns mit den 
Fragen auseinandersetzen. 

Aber lassen Sie micli doch etwas ansprechen, zu 
dem wir alle stehen. Wir alle bejahen die Demokra­
tie, in der wir leben, und wir alle stehen zu dem 
Gedanken der Freiheit. Ich meine, Freiheit und 
Demokratie sind unteilbare Begriffe. Wenn durch 
die heutigen Verhältnisse die Bevölkerung ge­
zwungen würde, in Spielbanken zu gehen, dann 
hätte ich außerordentlich viel Verständnis für den 
Antrag der CSU und für die· Ausführungen, die 
gemacht worden sind. Aber es wird niemand ge-' 
zwungen, in eine Spielbank zu gehen, 

(Zuruf von der CSU: Aber verleitet!) 

sondern es obliegt der freien Entscheidung eines 
jeden Menschen, ob er glaubt in eine Spielbank 
gehen zu wollen oder nicht gehen zu wollen. Jeder 
weiß auch, wenn er in eine Spielbank geht, welche 
Chancen ihn dort erwarten. 

(Abg. Dr. Merk: Freiheit und Demokratie 
mit Spielbanken in Bezug zu bringen, das ist 

.eine eigenartige Geschichte!) 

- Ja, man muß auch bereit sein, diese Dinge 
auch dann zu betrachten, wenn sie im Augenblick 
etwas unangenehm sind. 

(Abg. Dr. Pirkl: Es wird auch niemand 
gezwungen, Schmutz und Schund zu lesen!) 

- Das ist ein ganz anderes Thema, das Sie an­
sprechen. Schmutz und Schund wird von Jugend­
lichen, die nicht über den Wert urteilen können, 
gekauft und löst bei diesen· Jugendlichen Erschei­
nungen aus, die für die Gesellschaft nicht tragbar 

. sind. In die Spielbank kann kein Jugendlich.er hin­
ein; in die Spielbank gehen nur erwachsene Men­
schen, und soweit ich informiert bin, besteht sogar 
noch eine Kontrolle. Jeder muß sich dort eintra-
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gen lassen, ·et kann nicht ·einfach hineingehen und 
ohne weiteres in eine Spielbank kommen. Insofern 
ist der Vergleich nicht anwendbar. 

(Abg. Dr. Wüllner: Spielautomaten sind 
schon ärger!) 

Man kann also sowohl für als auch gegen Spiel­
banken sein, und die ·heutige Aussprache hat ·ge­
zeigt, daß sich für und gegen beide Auffassungen 
sehr gute Argumente vortragen lassen, die sowohl 
im Moralischen wie Weltanschaulichen oder Ethi­
schen begründet sein können. Trotz der unter~ 
schiedlichen Beurteilung, die in diesem Hause in 
der Spielbankenfrage herrscht, über ihren Wert 
oder Unwert, dürfte aber das Hohe Haus jene 
Vorgänge, die seinerzeit im Zusammenhang mit 
den Konzessionserteilungen in Bayern sich abge­
spielt haben, 'einmütig verurteilen. Hier sind wir 
uns wohl alle klar und einer Meinung. Ich glaube 
aber, im Augenblick gilt es, Person und Sache zu 
trennen und nicht das Kind mit dem Bade auszu­
schütten und unter Umständen einen Schil!dbürger­
streich zu begehen. Wenn wir uns schon mit Spiel­
bankfragen beschäftigen, die draußen im Lande 
und Mer außerordentlich diskutiert werden, soll­
ten wir . daran interessiert sein, einen möglichst 
eindeutigen Beschluß des Hohen Hauses zu errei­
ch·en. Ich 'kann mich beim best~m Willen nicht für 
den Antrag der CSU begeistern, aber es wäre 
vielleicht möglich, aus These und Antithese zu 
einer Synthese zu kommen. 

Warum kann maru s[ch 11icht ohne weiteres für 
diesen Antrag der CSU begeistern? Im ·ersteru Ab-: 
satz sagt der Antrag der CSU: 

Die Staatsregierung wird .ersucht, die Spiel­
banken in Bad Kissingen, Bad Reichenhall, 
Bad Wiessee und Garmisch-Partenkirchen ·zu 
schließen. 

Eine Reihe von F!'eunden machen 'Sofort aufmerk­
sam: Wenn man grundsätzlich gegen Spielbanken 
ist, müßte man eigentlich auch die Spielbank 
Lindau ansprechen. Heute morgen sagte Herr 
Kollege Dr. Huber, es handle sich um eine politi­
sche Sachentscheidung. Wenn ich aber ·eine politi­
sche Sachentscheidung treffen will, kann ich, unab­
hängig von dem Rechtsfragenkomplex, auch Lindau 
ansprechen. Wir wissen aber, daß die Rechtssitua­
tion in Lindau anders ist, und der Herr Kollege 
Dr. Heubl hat selbst offen gesagt: Meine Haltung 
zu den Spielbanken macht auch vor der Spielbank 
in Lindau nicht halt! Das ist ein offenes Wort. Mit 
anderen Worten: Ich, Dr. Heubl, bin auch für die 
Schließung der Spielbank in Lindau! Das ist eine 

· grundsätzliche, saubere und klare Erklärung, das 
andere is.t ,eine Frage des Termins und des Aus­
laufens,. 

Im zweiten Absatz sagen Sie: 

Sie wird jedoch ·ermächtigt, im Interesse 
einer Bereinigung noch offener Fragen den . 
'Spielbetrieb unter Einschaltung aller Vor­
sichtsmaßnahmen in geeigneter Form vorüber­
gehend noch abzuwickeln. 

Bitte, jetzt betrachten Sie einmal ganz unvorein­
genommen Ihre eigene Formulierung! Diese For­
mulierung spricht nichts deutlich an; 'sie ist prak­
tisch ein Freibrief, 'eine Blankovollmacht für die 
Staatsregierung. Hier wivd nicht gesagt, wie die 
Staatsregierung tatsächlich zu verfahren geden1ü. 

(Zuruf von der CSU: Abwickeln!) 

Nach dieser Formulierung kann sie morgen die 
Spielbanken schließen, oder sie kann, wenn sie 
will, die Spielbanken erst in einigen Jahren schlie­
ßen. Dieser ·zweite Absatz drückt also nicht aus, 
was die Staatsregierung tatsächlich will. Ich bin 
der Meinung, solange uns nicht ganz eindeutig ge­
sagt wird, was die Staatsregierung tatsächlich will, 

(Zuruf: Tun soll!) 

kann man dem Antrag auch nicht zustimmen. Ich 
könnte mir vorstellen, daß auch aus Kreisen der 
SPD für den Antrag der CSU eine Mehrheit für 
den Antrag gewonnen werden könnte, wenn sie 
im zweiten Absatz sich eindeutig dafür ausspre­
chen würde, daß si·e sich im Interesse der anste­
henden schwierigen Fragenkomplexe·, die mit der 
Schließung der Spielbanken zusammenhängen, be­
reiterklärt, die Spielbanken bis zum Auslaufen 
der Konzession, nämlich bis zum 31. Dez·ember 
1965, erst ·einmal unter der Aufsicht des Staates 
weiterzuführen. Wenn Sie sich zu einer ähnlichen 
Formulierung in Ihrem Antrag bereiterklären 
könnten, glaube ich, würde es interessant sein, 
noch einmal die Sitzung des Hohen Hauses: zu 
unterbrechen und in den Fraktionen einen unter 
Umständen. geänderten Antrag weiter zu beraten. 

(Beifall bei der SPD) 

Prä!ddent Hana'u:er: Das Wort hat der Herr Ab­
geordnete Bezold. 

Bezold (FDP): Herr Präsident, meine s·ehr v;er­
ehrten Damen und Herren! Nachdem heute vor­
mittag der Herr KolJ.e.ge Dr. Huber außerordent­
lich weit in die Genesis der Spielbanken vorge­
drungen ist, sehe ich mich genötigt - ich wollte es 
nicht tun -, auch von der Entstehung der Spiel­
banken zu sprechen. 

Wenn man den Kollegen Dr. Huber gehört hat, 
konnte man meinen, daß es spielsüchtige Abge­
ordnete waren, die mit glitzernden Augen Spiel­
banken verlangt haben und die Ursache waren, daß 
Spielbanken in Bayern entstanden sind. Ich darf 
Sie demgegenüber bitten, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, sich zurückzuerinnern, wie es 
eigentlich zu den Anträgen um die Spielbanken 
kam. Es war doch sö, daß die Gemeinderäte unse­
rer Badeorte - durchaus nicht Gemeinderäte, die 
etwa mit Abgeordneten der FDP überbesetzt wa­
ren - wir sind ja eine „kleine Partei" und haben 
nicht überviele Gemeinderäte - sondern die mit 
Bürgern besetzt waren, die teils der CSU, 

(Zuruf von der SPD: Größtenteils!) 

teils der SPD angehörten - die Erkenntnis ge­
wonnen haben, es wäre gut für ihre Orte, wenn sie 
Spielbanken hätten. Diese Gemeinderäte waren es 
dann,. die sich an Abgeordnete di<eses: Hohen Parla-
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ments gewandt und sie mit aller Überredungskraft 
gebeten ha'ben, doch auch in ihren Gemeinden, so­
weit es das• Spielbankgesetz ermö.glicht, Spielban­
ken zuzulassen. Nun, ·eg, kam dann so, daß sich Ab­
geordnete gefunden haben - und soviel ich weiß, 
waren es meistens. Abgeordnete, denen man keines­
wegs nachsagen kann, daß sie vom Spielteufel be­
herrscht seien-, 

(Abg. Förster: Unmoralisch seien!) 

die 1diese Anträge .aufgenommen und dann das Ent-
sprechende in die Wege geleitet haben. · 

Es ist richtig, eine Sache, die an sich vielleicht 
rein Angelegenheit der Exekutive .gewesen wäre, 
ist durch ·das. Votum dieses Hohen Hauses entschie­
den worden. Aber ich glaube - ich darf noch ein­
mal wiederholen, was ich bereits im Rechtsaus­
schuß vorgetragen habe -: Wir dürfen, wenn wir 
schon auf dem Standpunkt stehen, daß ein möglich­
ster Zusammenklang zwischen der Regierung und 
diesem Hohen Hause vorhanden sein soll und es 
im Sinne der Demokratie gut wäre, unserer Regie­
rung nicht vorwerfen, daß sie eine Frage, die im 
Landtag bereits ·einmal entschieden worden ist, nun 
ein zweites Mal, wo1bei es vielleicht zu einer letzten 
Entscheidung kommt - wir wollen das hoffen -, 
diesem Hohen Hause und den Herren Volks.vertre­
tern vorlegt. Ich glaube das war wünschenswert, und 
das ist nach dem Gang der Dinge normal. Ich sage: 
Hoff.entlieh das letzte Mal; denn ich bin wohl ·mit 
dem ganzen Hohen Hauses der Meinung, daß die 
Aufregung, ·die sich um ·die Spielbanken entwickelt 
hat - und die vielleicht etwas angefacht war von 
dem verständlichen Willen der Presse, ihren Lesern 
Dinge zu schildern, die fesseln und spannend zu 
lesen sind -, kein übermäßig .großer Vorteil für 
das Ansehen Bayerns im Bundesgebiet war. Und 
wenn wir von ·der FDP, meine Damen und Herren, 
wenn die ·beiden Antragsteller des Abänderungs­
antr::>.g.:; und ich selbst der Meinung sein könnten, 
daß mit der Zustimmung zu einem Antrag, der 
praktisch zunächst einmal die absolute Ablehnung 
und Schließung der Spielbanken wollte und heute 
mittelbar diese Schließung will, dem Ansehen des 
Staates insofern gedienrt wäre, als die Di1skussion 
dann wirklich zum Schweigen käme, dann wären 
wir alle, und ich einschließlich, wahrscheinlich die 
letzten, die sich dem Antrag nicht angeschlossen 
hätten. Aber so einfach sind die Dinge im mensch­
lichen Leben nicht. EbeI11So wenig, wie man das 
Vorhandensein der Armut damit aus der Welt dis­
kutieren kann, daß man das Betteln verbietet, wäre 
irgendeiner von urus hier herinnen imstande, wei­
tere Diskussionen über die Spielbanken dadurch zu 
verhüten, daß hier ein abschließender und die 
Spielbanken ·beendender' Antrag angenommen wür­
de. Im Gegenteil! Wir müssen annehmen, daß durch 
eine Reihe von Prozessen, daß durch mehr oder 
weniger laute Klagen, daß durch das Wehklagen 
der Gemeinrden eine ganze Reihe von neuen Dis­
kussionen. aufbräche, Diskussionen, die ihre große 
Grundmelodie dadurch e11hielten, daß sich die 
Steuerzahler des gesamten Landes etwas betroffen 
fragen würden: Wie kommen eigentlich wir dazu, 

mit unseren Steuerzahlungen hier irg·end etwas gut­
zumachen oder irgend etwas beenden zu lassen, was 
uns nichts angeht, weil wir weder davon einen Vo·r­
teil haben noch irgendwie persönlich in die Dinge 
verwickelt sind? 

. _ '(Abg. Dr. Merk: Aber als Staat .doch!) 

Meine Damen und Herren! Ich bin also der Mei­
nung, es 1bleibt uns gar nicht erapart, das Rad der 
Geschichte zurückzUJdrehen und uns nochmal zu 
überlegen, ob es damals wirklich. ein sehr großer 
Irrtum seitens des Landtags war, daß man zu die­
sen Spielbanken gekommen ist. 

Ich erspare es mir und erspare es Ihnen, über den 
mutmaßlichen Schaden zu sprechen, der zumindest 
durch eine sofortige SchHeßUll!g oder durch einen 
unbestimmten Termin der Schließung der Spiel­
banken entstehen könnte. Eine Bemerkung darf 
ich mir aber dazu doch gestatten. Die Spielbanken 
bedürfen eines bestimmten, .geschulten Personals, 
und Sie werden doch selbst nicht im Ernst glau·ben, 
daß· sie dreses Personal an ihren Tischen und in 
ihren Tätigkeitsbereichen halten können, wenn Sie 
einen Antrag annehmen, der !bedeutet, daß jede 
Woche oder jeden Monat der Blitz der Schließung 
der Spi:elbanken dieses Peraonal um seine Arbeits·­
stätte bringen kann; es sei denn, meine Damen und 
Herren - und ich bin überzeugt, daß Sie daran 
nicht denken-, daß Sie hinter.gründig s.ich irgend­
wie vorstellen, daß die Regierung nun im Weg von 
Besprechungen oder Kulissengesprächen beruhigen­
de Gespräche. führen müßte. Aber da muß ich 
schon sagen, diese Gespräche wollen wir doch wahr­
haftig unserem Herrn Ministerpräs·identen und un­
seren Ministern, kurz unserer Regi•erung, ersparen; 
denn sie wären bestimmt nicht gut. 

~-~~-~~~~~ 

Ich stehe auch nicht auf dem Standpunkt, daß 
man heute, in einer Zeit, in der die Aufgaben, die 
auf unseren .Staat und .auf unsere Gemeinden zu­
kommen, so unendlich groß sind, daß es bei weitem 
noch nicht möglich ist, selbst beim besten Steuer­
einkommen, auch nur •einen Teil dieser Aufga.ben 
zu erledigen, so ohne weiteres über den Daumen 
gepeilt sagen könnte: Ach, die Ausfälle, die da ent­
stehen; die paar Millionen sind nicht so wichtig, 
daß man sich deshalb überhaupt auch nur ein 
Kopfzerbrechen machen müßte! Meine Damen und 
Herren, ich kann Ihnen sagen, ich wäre recht froh, 
wenn ich die paar Millionen für einzelne Aufgaben 
des Staates hätte! Ich könnte Ihnen eine ganze 
Reihe von Aufgaben nennen, für die diese paar 
Millionen sinnvoll und .gut zur Verfügung gestellt 
werden könnten. 

(Abg. Dr. Dehler: Sehr richtig!) 

Heute vormittag ist zweimal der sehr verehrte 
Herr Senator Hielscher zitiert worden. Ich muß 
Ihnen dazu aber sagen, daß mich die Ausführungen 
eines· Mannes über diese paar Millionen dann nicht 
ohne weiteres überzeugen können, wenn der glei­
che Mann glaubt, in der Frage der Getränkesteuer 
und in der Frage der Bagatellsteuern ausführen 
zu müssen, daß es: einen Zusammenbruch seines 
Haushalts 'bedeuten würde, wenn diese Steuern 
nicht eingingen. Meine Damen und Herren, Sie 
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müss1en mir gestatten, zu sagen, daß hier irgend­
eine Bewußtseinsspaltung vorliegt, 

(Heiterkeit) 

die ich mir praktisch nicht erklären kann, die mich 
nichts angeht, mir aber eine Aussage dieses Mannes 
etwa als authentische Aussage in dieser Frage nicht 
besonders geeignet erscheinen läßt. 

Nun gestehe ich Ihnen ganz offen, auch ich war 
damals, als· es sich darum handelte; den Antrag 
auf Spielbanken zu stellen, durchaus nicht von 
Skrupeln und Bedenken frei. Auch heute bin ich 
von diesen Skrupeln nicht frei. Ich gebe auch ohne 
weiteres zu, daß jeder Abgeordnete dieses Hohen 
Hauses nicht· nur das Recht, sondern sogar die 
Pflicht hat, sich über diese Skrupeln Gedanken zu 
mach·en; denn wir sollten 'uns über eines klar sein: 
Es ist nicht richtig, wenn behauptet wird, daß der 
Betrieb der Spielbanken auf einen Spieltrieb zu­
rückgeht, etwa so wie ihn Huizinga in seinem 
„Homo ludens" als Grundlage alles menschlichen 
Fortschrittes und vieler gegenseitiger Rücksicht­
nahme versteht. Seien wir einmal ehrlich, es ist 
kein Spieltrieb im eigentlichen Sinn, der die Men­
schen an den Spieltisch bringt, sondern es ist der 
Trieb, ohne Arbeit, auf. leichte Art, in der Atmo­
sphäre einer gewissen Spannung, Geld zu erlangen. 

(Abg. G!"eib: Oder zu verlieren!) 

Ich gebe ohne weiteres zu, daß föeser Trieb mit 
dem eigentlichen christlichen Ethos - wenn wir 
schon einmal auf die Moral zu sprechen kommen -
in Widerspruch steht; denn der Sinn und die 
Grundlage des Christentums, im Gegensatz zum 
antiken Ethos, war die Anerkennung und die Hei­
ligung der Arbeit. 

Nun, meine Damen und Herren, 1sind aber die 
Dinge auf der Welt leider nicht so einfach, daß 
man sie ohne weiteres von den Grundlagen her 
entscheiden könnte. Sie haben heute vormittag ge­
hört, daß der Herr Kollege Huber doch glaubte, 
den Begriff der Ethik und der Moral anz~ehen zu · 
müssen, und von diesen Begriffen aus bestimmte 
Ausführungen gemacht hat. Ich gebe ohne weite­
res zu - ich möchte das nochmals betonen -, daß 
das durchaus hörenswert ist und daß man sich dar­
über durchaus unterhalten kann. Allerdings bin 
ich der Meinung: Wenn ich schon die Frage der 
Ethik und der Moral - und es kann sich ja wohl 
nur um christliche Ethik und um christliche Moral 
handeln; darüber sind wir uns wohl alle einig -
in die Diskussion stelle und dafür sozusagen Zeugen 
anrufe, dann können diese Zeugen - ich will damit 
die Herren nicht herabwürdigen - weder in dem 
Namen des Herrn Hielscher noch in dem Namen 
unseres sehr verehrten Herrn Ministerpräsidenten 
Dr. Hoegner noch in dem Namen meines sehr ver­
ehrten Herrn Parteivorsitzenden Dr. Haas beruhen, 
sondern dann wäre es, wenn gewichtigere und zu­
ständigere Stimmen zu diesen Fragen gesprochen 
'haben, doch zumindest nützlich, d i e s e Stimmen 
klingen zu lassen und sich über ihre Aussagen zu 
unterhalten. 

Nun, wir haben solche Stimmen; wir haben sie 
einmal aus dem engsten Gebiet der christlichen 
Moral und der christlichen Ethik und wir haben 
sie zum anderen aus dem Gebiet der Philosophie 
der neueren Zeit, des 19. und 20. Jahrhunderts. Sie 
werden mir gestatten, daß ich ganz kurz darauf zu 
sprechen komme. Wir wissen, wie die Kanonisten 
zur Frage der Spielbanken stehen. Wir wissen es 
deshalb, weil sich Thomas von Aquin zur Frage 
des Spieles eindeutig geäußert und die Frage der 
Moralität des Spiels dahin beantwortet hat, daß 
das Spiel weder gut noch böse sei, daß es böse 
erst durch den freien Willen des Menschen werden 
könne, 

(Sehr gut! bei der FDP) 

nämlich durch den Überfluß, durch die luxuria, die 
ibeim Spiel angewandt wel"den kann. Und wenn 
heute vormittag die Rede davon war, daß der Staat 
aus moralischen Gründen gezwungen sei, dafür zu 
sorgen, daß der einzelne Staatsbürger sozusagen 
nicht in Versuchung fallen könne und daß ihrh 
nichts Unmoralisches begegnen könne, dann muß 
ich - Herr Kollege Dr. Huber, das haben Sie heute 
vormittag vergessen! - erwähnen, daß eine der 
Grundauffassungen der christlichen Moral die An­
'erkenntnis der Willensfreiheit des Menschen ist 
und daß die christliche Lehre immer auf dem 
Standpunkt gestanden war, es muß dem Menschen 
unbenommen bleiben, ob er Gutes tut oder ob er 
sündigt, und es ist nicht Sache des Staates - nicht 
einmal eines Gottesstaates im Sinne des Augusti­
nus -, ihn von der Sünde mit Zwang abzuhalten. 
Wenn es anders wäre, dann könnte sich ja nie­
mand Verdienste durch Unterlassen der Sünde er­
werben. Diese Auffassung, der Thomas von Aquin 
durch den Satz. Worte verliehen hat: Permittit ta­
rnen aliqua mala fieri in universo, quae prohibere 
passet, das heißt, Gott hat es zugelassen, daß sich 
innerhalb unserer menschlichen Welt Böses ereig­
net, obgleich er durch die Kraft seiner Allmacht 
imstande wäre, dies zu verhüten - hat ·die christ­
liche Moral und Ethik über die Augustinische Mo­
raltheologie hinweg veranlaßt, immer eine Abwä­
gung zwischen den einzelnen Gütern und dem, was 
nach dem Sinne. der Moral gut oder bös, besser 
oder schlechter ist, vorzunehmen. 

Es kann gar keine Frage sein - auch das ist 
heute früh schon angeklungen-, daß es nicht ge­

. lingen wird, zumindest im gegenwärtigen Augen­
blick nicht, jenen vielleicht verhängnisvollen Zug 
zum raschen und leichten Geldverdienen, zu einem 
Geldverdienen als Erfolg einer harten Arbeit, wie 
es die christliche Ethik vorsieht - ich darf Sie 

·daran erinnern, daß das Christentum aus diesem 
Grund das Zinsnehmen verboten hat - zu besei­
tigen. Da wir nicht damit rechnen können, daß wir 
das entfernen können, sind auch wir gezwungen, 
eine Abwägung der Güter vorzunehmen. Muß ich 
dabei sagen, daß diese Sucht nach raschem Geld­
verdienen heute auf einer ganzen Reihe von Ge­
bieten Blüte geschlagen hat, die uns alle selbst die 
ernstesten Gedanken machen läßt und die sich un­
ter Umständen sehr viel über den Rahmen der 
Spielbanken hinaus auf den einzelnen ungünstig 
auswirkt 

(Zuruf von der FDP: Kann man wohl sagen!) 
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und von der heute hohe und höchste Herren der 
Bundesregierung mit Besorgnis und mit Ermah­
nungen sprechen? Wir werden inden nächsten Jah­
ren wahrscheinlich nicht imstande sein, diesen Zug 
einzudämmen. Und seien Sie überzeugt, wir wer­
den am wenigsten dann dazu im Stande sein, wenn 
wir uns gegenseitig über Dinge zerstreiten, die in 
unser Leben kaum eingreifen und eigentlich des 
Streitens kaum wert sind; denn - darüber sind 
wir uns alle klar - verbieten wir die Spielbanken, 
ganz gleich wann, das Spielen wird weitergehen. 

(Zuruf: Jawohl!) 

Es wird weitergehen, wenn Sie es dorthin vertrie­
ben haben, in irgendwelchen Hinterwinkeln, in 
Kaschemmen 

(Abg. Dr. Wüllner: Und in Lindau!) 

und in Verbrecherkneipen. Und Sie werden den 
einzigen.Zügel, den man im Sinne einer staatlichen 

. Ethik diesen Erscheinungen überhaupt noch anle­
gen kann, nämlich den Zügel der Beaufsichtigung, 
von ihnen genommen haben. 

(Zuruf aus der Mitte: Genau das!) 

Und das werden Sie doch gerade im Sinne meiner 
Ausführungen, meine sehr verehrten Zuhörer, im 
Ernst nicht wollen. 

Ich darf noch einmal auf die Kasuistik und auf die 
Kanonisten zurückkommen. Es ist gar kein Zwei-

. fel, daß schon die Kanonisten und daß die Kirche 
bis herauf zum heutigen Jahrhundert an dem 
Standpunkt festgehalten haben, daß am bedenk­
lichsten das Lotto ist, und zwar deshalb, weil es 
hineingreift in das Geschehen der kleinen Welt, 
weil es hineingreift in das Treiben jener, für die 
nun auch ein kleiner Geldverlust eine wirtschaft­
liche und eine familiäre Katastrophe darstellen 
kann. 

(Sehr richtig!) 

Meine Damen und Herren, ich glaube, das Staats­
lexikon des Herder-Verlages ·entzieht sich sicher 
jedem Vorwurf, etwa übermäßig liberalistisch zu 
sein, so daß Sie seinen Gedanken nicht folgen 
könnten. Auch dieses Staatslexikon erklärt, daß 
Spielbanken zwar nicht wünschenswert und im 
Sinn der strengen Moral verwerflich seien, daß 
aber am schlimmsten und am verwerflichsten das 
Lotto und jene Möglichkeiten im Sinne des Spiels 
seien, nämlich des Leicht-zu-Geld-kommen-Wol­
'iens, die in die Menge des Volkes hineinwirkten, 
wobei hinzukommt, daß man hier nicht die ge­
ringste Kontrolle hat. Sie wissen nicht, wieviel 
Tipscheine oder Lottoscheine der einzelne Mann 
ausfüllt, während immerhin die Gewähr gegeben 
ist, daß dann, wenn ein Mann seine Familie durch 
Spielverlust zu zerstören im Begriff ist, ihm durch 
entsprechende Nachricht an die Spielbanken der 
Eintritt in die Spielbanken verwehrt werden kann. 
Bei dem anonymen Spiel, wo immer es vor ·sich 
geht, besteht keine Möglichkeit einer Bremse. Und 
ich kann Ihnen sagen, in allen Fällen - ich werde 
auf einen Fall zu sprechen kommen -, wo Anträ-

ge gegen die Zulassung oder auf Schließung von 
Spielbanken gestellt worden sind, waren diese An­
träge verbunden mit Anträgen auf Schließung von 
Lotto- und Toto-Geschäften. Es ist immerhin nicht 
ganz uninteressant, daß in den letzten Tagen -
vielleicht ist Ihnen das unbemerkt geblieben - in 
Holland in der Nähe von Amsterdam der Rat der 
christlich-reformierten Kirche in Groningen einen 
Beschluß gefaßt hat, nach dem das Totospiel als mit 
seinen christlichen Anschauungen nicht vereinbar 
gebrandmarkt wird, und der Beschluß so weit geht, 
zu erklären, daß Mitglieder seiner Gemeinde, die 
Toto spielen, in Zukunft irgendwelche kirchlichen 
Weihen nicht mehr erhalten würden. Damit will 
ich nicht sagen, daß jemand, der für die Schließung 
der Spielbanken wäre, aber Lotto und Toto aus ge­
nau den gleichen Gründen weiterlaufen lassen will, 

. aus denen wir wenigstens zunächst die Spielban­
ken weiterlaufen lassen wollen, weil es nämlich um 
das GeJrd für den- Staat geht, einer doppelten Moral 
·bezichtigt werden müßte. Das liegt mir fern. Selbst­
verständlich kann man sagen - und ·ich nehme an, 
daß das die Gedanken jener Abgeordneten sind, 
die an die sofortige Abschaffung der Spielbanken 
denken -, wir wollen stufenweise vorgehen, wir 
schaffen zunächst einmal das ab, was sieh am mei­
sten in das Bewußtsein der Öffentlichkeit gedrängt 
hat, nämlich die Spielbanken, und wir werden uns 
dann über ·die Abschaffung von Lotto und Toto 
noch Gedanken machen. Das mag durchaus honett 
und vertretbar sein. Aber es ist immerhin interes­
sant, daß man darauf verweisen kann, daß es in 
der modernen politischen Geschichte keinen Antrag 
auf Schließung der Spielbanken gibt, der nicht zu­
gleich d-ie Abschaffung der anderen Möglichkeiten 
des Spiels angesprochen hätte, und damit bis hin­
ein in alle Möglichkeiten, wo leicht Geld verdient 
wird, auch bis in die Börse hinein, •in Gottes Na­
men. 

Meine Damen und Herren! Wir haben noch einen 
Mann; der als Philosoph innerhalb der modernen 
Philosophie als der. eigentliche Moralist gelten darf 
und sich über die Spie1banken und über das Spielen 
geäußert hat. Es ist kein geringerer als Immanuel 
Kant. Immanuel Kant ist nun so weit gegangen -
ich möchte meinerseitS gar nicht so weit gehen-, 
daß er erklärt hat, das Spiel sei nicht allein eine 
nützliche Verstandesübung, sondern in anständiger 
Gesellschaft gespielt auch eine Übung in der 
Selbstbeherrschung, mithin eine Kultur der Morali­
tät. 

(Lachen) 

- Man kann darüber lachen, aber man wird sich 
'schwer tun, zu bestreiten, daß Kant eine wesent­
liche Grundlage unserer heutigen Moralauffassung 
sei. Ich sagte, ich will nicht so weit gehen. Aber 
wenn wir diesen Satz erklären, dann finden wir 
hier ganz deutlich wieder jene Grundlage des 
christlichen Glaubens, die Dinge auf die freie Wil­
lensbestimmung und auf die freie Willensmöglich­
keit des Menschen als Herr seines Schicksals, als 
Herr seines moralischen Verhaltens abzustellen. 

Nun, meine Damen und Herren, darf ich Ihnen. 
zum Schluß, damit die Dinge ein etwas lebhafteres 
Gesicht bekommen, noch etwas erzählen: Sie sind 
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im Begriff, etwas zu tun, was bereits im Jahre 1848 
geschehen ist; 

(Abg. Dr. Becher: Hört!) 

denn es gilt hier wie überall der Satz des alten 
Ben Akiba: „Es ist alles schon dagewesen!" Im 
Jahre 1848 hat, betrieben durch die Gebrüder 
Blanc, die dann Monte Carlo eingerichtet haben, 
in Homburg eine 1bekannte und sehr florierende 
Spielbank bestanden. Als das Parlament, die Na­
tionalver.sammlun:g in Frankfurt, zusammentrat, 
hat man geglaubt, sich mit dieser Frage beschäfti­
gen zu müssen. ·Es war der sehr verehrte Professor 
Friedrich Theodor V.ischer - Sie kennen den Na­
men; ·es ist der Mann, der den nicht gerade über­
mäßig spannenden Roman „Auch einer" geschrie­
ben hat, der geglaubt hat, nun auf die Tribüne ge­
hen zu müssen und - man kann schon sagen -
diese Spielban-ken mit F·euer und Schwefel aus­
tilgen zu müssen. Das, was damals Herr Vi:scher 
gesagt hat, war außerordentlich viel schärfer und 
außerordentlich viel härter, als alles, was jemals 
in diesem Hause über Spielbanken gesagt worden 
ist. Ich zitiere aus einem Buch, das sehr hübsch ist 
und das ich Ihnen nur zur Lektüre empfehlen 
kann. Es ist „Conte Corti, Der Zauberer von Hom­
burg und Monte Carlo". Dort steht auf Seite 80 
eine der Reden des Herrn Vischer. Herr Vl!scher 
hat erklärt, das Spiel sei ein arsenikales Laster, 
ein giftiges Sublimat der Sinnlichkeit, das den 
Staat zum Kuppler mache und das der Prostitution 
gleichzustellen sei. Es könne Deutschland nicht in 
Zukunft zugemutet werden, und es sei ein Ehren­
standpunkt des Vaterlandes, daß diese Vertreter 
romanischer Verdorbenheit 

'~Heiterkeit) 

mit Stumpf und Stiel ausgerottet würden. Deutsch­
land verdiene es nicht, eine Kloake des. Lasters zu 
sein. Es handle sich also bei der .A!bschaffung der 
Spieibanken darum, ein brandiges Glied des deut­
schen Körpers mit einem schnellen und kühnen 
Schnitt abzuschneiden. 

(Zurufe) 

„Wir sind in so vielem uneins", hat Herr Vischer 
gesagt, und ·damit hat er recht gehabt, „daß wir 
einmal wenigstens in ·einer Frage der politischen 
Moral gemeinsam schlagen kön[)Jen. Treten wir ge­
gen diese Schandbanken zusammen und verdam­
men wir sie!" 

Meine Damen und. Herren! Da muß nun jedem 
das Herz aufgehen, 

(Heiterkeit) 

der glaubt, daß die Spielbanken das Übel aller 
Übel seien. 

Über die weitere ErutwicklUJng darf ich Ihnen zu­
nächst einmal eines erzählen: Das gleiche Parla­
ment, das: diesen Anträgen stattgegeben hat, hat 
auch dem Antrag über die Abschaffung des Toto 
und des Lotto und der Rennwetten stattgegeben. 
Die Dinge sind dann ·etwas witzig weitergegangen. 

Der Landgraf von Hessen hat sich nämlich dem Be­
schluß nicht gefügt. Er hat gewußt, warum. 

(Heiter,keit) 

Und jetzt kam es, meine Damen .und Herren, zu 
einer Reichsexekution. Eines Morgens marschierten 
700 Mann österreichischier Truppen von Frankfurt 
gegen Homburg. Es steht fest, daß dies die einzige 
Reichsexekution ist, die sich das damalige Parla­
ment geleistet hat. 

(Zuruf des Abg. Dr. Wüllner) 

Sie wurden empfangen, und es wurde ihnen er­
klärt, die Spielbanken würden nicht geschlossen. 
Am Abend des gleichen Tages haben die Her:ren 
Offiziere dieser Truppen in ·den Spielbaruken ihr 
Spi:elchen gemacht. 

(Heiterkeit) 

Aber einige Tage darauf wurde nach vielem Hin 
und Her die Spielbank tatsächlich geschlossen; 
allerdings mit dem Abmaß, daß kurz darauf ein 
internationaler Verein für die A1bhaltung von 
Glücksspielen gegründet wurde, daß diesem Verein 
- man würde es wahrscheinlich auch heute nicht 
können - nicht rechtlich begegnet werden konnte 
und daß das Spiel in Homburg ganz munter weiter­
ging, nur mit :dem Unterschied, daß nachher statt 
eines Portiers. zwei Portiers vor der Türe standen 
und die Eintrittsherechtigun:g der Spielenden genau 
prüften. Das hat allerdings nicht sehr lange ge­
dauert. Dann wurde di:e Spielbank Homburg ver­
größert. Und nicht zuletzt dieser Spielbank hat 
Hombur.g, wie mancher andere. Ort, seine inter­
nationale Bedeutung und seine Blfüe verdankt, bis 
dann in Monte Carlo das große Konkurrenzunter­
nehmen auftrat, und die internationalen Spieler 
der Welt, die es heute längst nicht mehr gibt, an 
sich zog. Inzwischen, Sie können sich davon über­
~eugen, ist das Spiel eine etwas langweilige und 
simple Angelegenheit geworden. 

Und was geschah, meine Damen und Herren, mit 
dem Ge1d in Monte Carlo? Sie wissen, daß der 
Fürst das Geld aus der Spie1bank von Monte 
Carlo dazu benutzt hat, um Tiefseeforschung zu 
treiben, eine große Tiefseeibibliothek und ein gro­
ßes Aquarium anzulegen. Er hat damit der Wissen­
schaft wesenitliche Dienste geleistet, und wesent­
lich·e Erkenntnisse ermöglicht. 

Meine Damen und Herren! Es ist doch nicht so, 
daß das Geld, das1 vielleicht von der einen oder 
anderen Seite auf etwas unmoralische Weise ein­
geht- es ;JJr.auchen gar Illicht die Spi:e1banken allein 
zu sein -, mit einem Fluch. ·belastet wäre und nur 
Unsegen bring·en könnte. 

Nicht nur -in der Frage der Spielbanken, sondern 
auch in einer ganzen Reihe von anderen Fragen 
war gerade die katholische Moraltheologie so klug,. 
dann auf die Frage der Wertigkeit der Güter und 
der Wertigkeit des Gegebenen auszuweichen, wenn 
sie der Überzeugung sein mußte, daß dem Men­
schen, der ja leider von Natur aus schwach ist, 
irgendein Trieb nicht ohne weiteres zu nehmen sei. 

Und nun, meine Damen und Herren, seien wir 
doch ehrlich! Auch idie Gelder, die unsere Spiel­
banken eingespielt haben, sind zu einem guten 
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Zweck verweilldet worde:p.. Wenn man erklärt: Ja, 
was bedeuten denn diese paar Dutzend Millionen 
gegenüber jenen Hunderten von Millionen, die der 
Staat für den sozialen Wohnungsbau gibt, - dann 
hat man vergessen, darauf hinzuweisen, daß diese 
paar Dutzend Millionen DM ohne jede Bindung als 
Zuschüsse für den Wohnungsbau gegeben werden 
konnten, während die anderen Summen bekannt­
lich nur irgendwie im Wege des rückzahlbaren Dar­
lehens gegeben werden. Das darf man auch be-

, trachten, un1d darauf darf maru auch schauen, wenn 
man sich die Frage einer sofortigen Schließung, 
einer späteren Schließung und, .was damit zusam­
menhängt, überlegt. 

Ich komme jetzt zum Schluß. 

{Zuruf: Gott sei 'Dank!) 

- Gott sei DaD!k! kh habe es gehört. Ich habe 
lange Ohren und gute Ohren. Es tut mir sehr leid, 
wenn: es mir Illicht gelungen ist, Sie irgendwie zu 
fesseln. Das ist meine Schuld. Ich .gebe das zu. 

Meine Damen und Herren! Ich g.lau'be also, eben­
sosehr, wie man mit ajlem Ernst jedem zubilligen 
kann, daß er aus moralischen Gründen wrrklich 
nicht über :die - sagen wir einmal - letzte: Hürde 
springen kann, ebensowenig darf man, selbst wenn 
man die Dinge nach der strengsten Moraltheologie 
betrachtet, ·diejenigen, die nun der Meinung sind, 
es wäre doch aus .finanziellen und wirtschaftlichen 
Gründen gut, die Dinge weni.gstens- eine Zeitlang 
weiterzwbetreiben, dann aus moralischen Gründen 
verdammen und etwa auf jene linke Seite stellen, 
auf der bekanntlich zur Zeit des Weltgerichts die 
Bösen stehen. 

Was nun die beiden Anträge betrifft, meine Da­
·men und Herren, so muß ich eines sagen: Ich :fi'IlJde 
den Antrag der CSU deswegen ein wenig un­
logisch, weil er einerseits ·der Regierung - und das 
wollte sie ja - die Entscheidung abnimmt und ihr 
sagt, was sie tun soll, und andererseits, in jenem 
zweiten Absatz, der Regierung doch wieder die 
Ents·cheidung auferlegt, wann, unter welchen 
Umständen und aus welchen Gründen sie diese 
Schließung vornimmt. Ist es da nun wirklich nicht 
für die Regierun:g angenehmer und ist es wirklich 
ein so entsetzlich schwerer Entschluß, zu sagen: 
Schön, wir lassen ·die Dinge auslaufen, wir wollen 
mal sehen, wie sie gehen. Wir dürfen ja, in Klam­
mern gesagt, uns rühmen, daß aus dem Spielge­
schäft als solchem keine Klagen und keine Bela­
stung unseres staatlichen Ansehens gekommen sind. 
Wir 1assen die Dinge bis 1965 - solall!ge laufen die 
Konzessionen - auslaufen. Dann kann die Regie­
rung in ihrer eigenen Verantwortung handeln. 

.(Sehr richtig!) 

Dann wissen auch die Spiefüankunternehmer und 
die bei den Spie}banken Angestellten, wie sie dran 
sind. Denn wo in aller Welt finden Sie heute einen 
Angestellten, der einen solch unsicheren Vertrag 
annimmt. Nicht einmal eip.e Hausgehilfin bekom­
me:t1' Sie heute, wenn Sie ihr nicht sagen können: 
Du hast dein· Unterkommen zumindest. bis zu der 

und der Zeit. Es wird vollkommen unmöglich, die 
Spielbanken zu betreiben, wenn das Ende an kei­
nen Termin gebunden ist. Wäre es nicht viel besser, 
einen Termin zu setzen, wobei durchaus offenblei­
'ben mag, in welcher Form der Sauberkeit, in wel­
cher Form ·der Vorsicht die Regierung dann diese 
Spielbanken tatsächlich weitel'ibetreibt. 

Meine Damen und Herren! Wir - und ich selbst 
- haben damals nicht im Traum daran gedacht, 
daß das. etwa so gehen würde. Ich bin ja ein sehr 
einfacher Mensch, der mit solchen Formen der 
Wirtschaftlichkeit und was weiß ich, der Verflech-

. tung, nichts zu tun hatte. Daß es so gehen würde, 
daß nun hier irgendwelche Geldgeber kommen und 
sich auch noch .an dem Geschäft bereichern würden, 
haben wir nicht vorausgesehen. Wir haben gedacht, 
daß es wa'hrscheinlich die Gemeinden machen, und 
die Gemeinden und der Staat und d~r Bund wür­
den eine bestimmte Menge Geld dadurch bekom­
men. 

Seien Sie· überzeugt: Wenn: Sie sich diesem un­
serem Antrag anschließen - und wir bitten dar­
um-, sind Sie nicht schlechter, sind Sie in keinem 
Sinn schlechter oder uIJJmoralischer als irgendwelche 
anderen Abgeordneten; denn es gfüt ja nicht nur 
·bei uns in Bayern •Spielbankeru. Es gibt in Bel­
gien 8, in Österreich 6, es gibt in Frankreich 142, 

(Hört, hört!) 

es gibt in Italien 4, in Portugal 5, in Baden-Würt­
temberg, in Rheinland-Pfalz, in Hessen und in 
Schleswig-Hols.tein j.e 2 Spielbanken. Glauben Sie 
wirklich, daß dem bayerischen Ansehen - beim 
Vorliegen dieser Zahlen - ein Scha'.den entstehen 
könnte, wenn die Volks:vertreter nicht nur sagen, 
auf eine etwas verlängerte Zeit kann weitergespielt 
werden, sondern wenn sie eindeutig und absehbar 
sagen: Bis-1965! Ich glauibe es nicht! 

(Beifall bei GB, FDP, BP und SPD) 

Präsi'dent Ha,nauer: Das Wort hat ·der Herr Ab­
geordnete Dr. Panholzer. 

Dr. Panho'lzer (BP): Herr Präsident, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Zunächst möchte ich 
sagen, daß ich nicht nach der Art der Jakobiner in 
meiner Rede die Tugend auf die Tagesordnung 
setze. Wir haben diese Angelegenheit des Antrags 
auf Beilage 1881 im Haushaltsausschuß ganz unab­
hängig von der Frage der Tugend besprochen. Der 
Herr Berichterstatter, unser verehrter Kollege Fink, 
hat .se1ber gesagt, daß wir über die Frage der Moral 
im Zusammenhang mit dem Antrag überhaupt 
nicht sprechen wollen und daß seine eigene Frak­
tion die Sache nur unter staatspolitischen Gesichts­
punkten sehen wolle. Ich will mich also daran hal­
ten und werde mich hüten, mich in gefährliche 
Schluchten der moralischen Auslegung - ob Spiel­
banken zuläSsig, erlaubt, christlich oder nicht 
sind - zu verirren. 

Aber unter staatspolitischen Gesichtspunkten, 
meine sethr verehrten Damen und Herren, kann 
man das Spiel eben nach rein politischen Erwä­
gungen betrachten und sich fragen, ob eine gewisse 
Notwendigkeit ·besteht, den Spieldrang, der nun 
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leider nach diesem Krieg fürchterliche Formen an­
genommen hat, durch den Staat einigermaßen zu 
kanalisieren, das heißt den Ablauf des Spiels in 
eine Ordnung zu bringen. Kann man aus der Aus­
gabefreudigkeit der großen Spieler irgendeinen 
Nutzen für die Allgemeinheit entnehmen? Kann 
man dadurch bestimmte wirtschaftliche Einrichtun­
gen unseres Landes, sagen wir den Fremdenver­
kehr, unterstützen und in mancher Beziehung 
attraktiver machen? Nur unter diesen Gesichts­
punkten sollte man die ganzen Fragen behandeln; 
und nur, wenn man das tut, wird die Atmosphäre, 
die in diesem Hohen Hause seit heute vormittag 
einigermaßen angespannt und nervös ist, wohl wie­
der etwas für eine ruhige und sachliche Betrach­
tung geeigneter machen. 

Die Spielbankfrage hatte den Bayerischen Land­
tag schon zu Beginn der 50er Jahre beschäftigt. Da­
mals lag ein Antrag vor, der gleich sieben Spiel­
banken auf einmal in Bayern einrichten wollte. 
Dieser Antrag wurde in diesem Hohen Hause nur 
mit Stimmengleichheit abgelehnt, so daß man schon 
aus diesem Abstimmungsergebnis entnehmen kann, 
daß die Ja- und Neinsager für die Spielbanken in 
<!llen in diesem Hohen Hause vertretenen Lagern 
zu Hause waren. Die Spielbanken sind eingerich­
tet worden. Das Finanzministerium hat damals den 
Standpunkt vertreten, man solle eine Casinogesell­
schaft gründen oder den Betrieb der Spiel!banken 
der staatlichen Lotterieverwaltung an.schließen. Das 
ist nicht zustandegekommen. Man hat Konzes­
sionen ausgeteilt; man hat die Konzessionen den­
jenigen Personen gegeben, die von den Gemeinde­
räten der· Spielbankgemeinden mit besonderem 
Nach druck - ich möchte unter den Nachdruck noch 
einen Strich machen - empfohlen worden sind. 
Daß die Spielbankunternehmer unter sich unklare 
Verhältnisse hatten, daß sie miteinander gestritten 
und Prozesse geführt haben, hat an sich den ruhi­
gen und ·geordneten Ablauf des Spielbetriebs nicht 
beeinträchtigt. 

(Richtig!) 

Niemand kann sagen, daß die Orte, in denen sich 
Spielbanken befinden, etwa dadurch auch nur im 
geringsten demoralisiert worden wären. 

(Sehr richtig!) 

Wenn man in eine solche Ortschaft, nehmen wir 
einmal Garmisch-Partenkirchen, kommt, merkt man 
vom Spielbetrieb nur, daß an einzelnen Straßen 
Wegweiser „Zur Spielbank" angebracht sind. 

(Zuruf: Und Straßenkreuzer!) 

- Aber mit den Straßenkreuzern fahren dort auch 
Leute, die gar nicht in Garmisch-Partenkirchen, 
sondern woanders spielen. Aus dem bisherigen Be­
trieb der Spielbanken abzuleiten, daß diese wirk­
lich ein volksverderbendes und demoralisierendes 
Unternehmen gewesen seien, wäre bei ehrlicher 
Betrachtung abwegig. Ich habe im Haushaltsaus­
schuß darauf hingewiesen, daß ich diesen Antrag 
überhaupt für vollkommen überflüssig halte, weil 
durch die Verträge, die das Staatsministerium der 

Finanzen mit den Konzessionären der Spielbanken 
abgeschlossen hat, der Auslauf der Konzessionen 
teils am 30. April, teils am 30. ·September vor sich 
gehen wird. Es hätte aller dieser Überlegungen und 
Gedanken wahrhaftig nicht bedurft, wenn man sich 
gesagt hätte: Warten wir ruhig diese Termine ab 
.und die Spielbanken werden lautlos zugemacht. Ich 
verstehe auch gar nicht, was dieser Antrag in Wahr­
heit eigentlich erreichen will. Wir haben hier in 
Bayern ein Spielbankengesetz. Dieses Spielbanken­
gesetz wurde im Jahr 1933 gemacht; es hatte als 
·eigentliches Objekt die Wieder·errichtung der 
Spielbank in Baden-Baden zum Gegenstand und 
ist heute nach den Bestimmungen des Bonner 
Grundgesetzes bayerisches Landesgesetz. Diese ge­
setzliche Grundlage ermächtigt jede bayerische 
Staatsregierung, eine Konzession zu erteilen oder 
zurückzunehmen, ohne daß sie irgendwie der Mit­
wirkung des Parlaments bedürfte. Ob nun dieser 
Antrag heute angenommen oder abgelehnt wird: 
In beiden Fällen besteht die Rechtslage· darin, daß 
der Staatsregierung zur Erteilung oder Verweige­
rung einer Konzession eine rechtliche Basis durch 
das Spielbankengesetz gegeben ist. Diese rechtliche 
Basis kann nur über einen Beschluß des Bayeri­
schen Landtags, das Spielbankengesetz aufzuheben, 
beseitigt werden. Unter diesem Gesichtspunkt ist 
der gegenwärtige Antrag eine überflüssige Maß­
nahme, die keine rechtliche Wirkung hat, sondern 
die, sagen wir, eine Art rotes oder grünes Licht für 
die Staatsregierung darstellt. 

Nun hat man die Verträge gemacht, durch die die 
Spielbanken freiwillig ihre Pforten schließen. Am 
1. Mai bzw. am 1. Oktober werden die Casinos ge­
schlossen sein. Trotzdem ist es notwendig und un­
ausbleiblich, daß etwas geschieht, um die Situation 
zu meistern, wenn die Konzessionäre die Türen des 
Spielsaales zusperren und vom Ort ihrer bisherigen 
Tätigkeit abreisen. Denn sie hinterlassen Probleme., 
die recht schwierig sind und leicht dazu führen, 
dieses Irrlicht des Kampfes um die Spielbanken 
noch viele Jahre flackern zu lassen. Und wer schon 
glaubt, daß die Spielbanken verschwinden sollen 
- ich habe mich nie zu ihren Verteidigern ge-, 
macht -, der muß darauf bedacht sein, daß keine 
bösen Nachwehen die Öffentlichkeit beschäftigen, 
wenn die Spielbanken geschlossen sind. Ich habe 
deshalb bereits in der 1. Sitzung des Haushaltsaus• 
schusses, der sich mit der Beilage 1881 befaßt hat, 
gesagt: Ich halte es für unabdingbar, daß, wenn 
schon dieser Antrag behandelt oder angenommen 
wird, wenn schon die Spielbanken verschwinden 
sollen, eine Auslauf- und Abwicklungsfrist zu ge­
ben ist. Wir haben die Ausführungen der Vertreter 
der Staatsministerien des Innern und der Finan­
zen gehört und daraus entnommen, wie unklar und 
verworren die Verhältnisse nach dem Schließen der 
Banken in unserem Lande sein werden. Es sind 
schon allein von den Angestellten der Spielbanken 
erhebliche Mengen von Prozessen teils angekündigt, 
teils eingereicht. Diese Leute haben, wie der Herr 
Vorredner mit vollem Recht gesagt hat, für eine 
gewisse Zeit ihre Existenz sicherstellen wollen, mit 
Rücksicht auf ihre Familien sogar sicherstellen müs­
sen, und deshalb Verträge für die gesamte Laufzeit 
der Konzession, also für 10 Jahre, abgeschlossen. 

----- --------------------------·----.„ -------~-- --
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Diese Verträge müssen abgewickelt werden. So 
leicht geht das aber nicht! Ich weiß nicht, inwieweit 
die Konzessionäre in der Lage sind, diese erheb­
lichen Kosten 

(Abg. Bantele: Willens sind!) 

aus ihrem Vermögen zu bezahlen. Noch viel we­
niger weiß ich, ob die Konzessionäre bereit sind, 
auch wenn sie es könnten, dies zu tun. Die Abwick­
lung und Vollstreckung der Prozesse wird sehr 
lange dauern; denn es handelt sich immerhin um 
ungefähr 250 Angestellte - vielleicht sind es auch 
mehr - mit ihren Familien. Jedenfalls werden die 
Arbeitsgerichte auf Jahre hinaus ein besonderes 
Kapitel-ihrer Tätigkeit aufschlagen müssen. 

(Abg. Dr. Becher: Das kann man wohl sagen!) 

Es läßt sich nicht verhindern, daß das nicht ohne 
Publizität abgeht und die Dinge immer und immer 
wieder in den Zeitungen erscheinen werden. Es ist 
im Gegenteil, wenn Sie erlauben, das Normale. Es 
ist nicht ·ein Standpunkt, den meine politischen 
Freunde und ich vertreten oder auf ihr Gewissen 
nehmen möchten, ·daß ·der Staat einfach hergeht 
und sagt: Meine Herren Angestellten der Spielban­
ken, führ:en Sie die 200 Prozesse wie Sie wollen, 
uns geht das nichts an. 

Es kommt als weiteres Problem hinzu, daß die 
Angestellten in ihren Klagen oder in der Öffent­
lichkeit haben verlauten lassen, daß möglicher­
weise eine nicht ganz vollständige Aufsicht über 
den sogenannten Spielbanktronc auch zu Haftun­
gen des Staates führen kann. Solche Prozesse, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, wären wohl 
das Unangenehmste, was uns in diesem Hause er­
warten könnte. 

., 
Schließlich ist auch daran zu denken, daß die 

Spielbank-Gemeinden nicht einfach damit abgefun-' 
den werden können, daß man sagt: Seid froh, daß 
ihr bisher etwas gehabt habt und findet euch ab, 
daß ihr. es in Zukunft nicht mehr haben werdet! 
Diese Gemeinden sind gewiß nicht diejenigen, die 
die unmittelbaren Genießer eines begünstigenden 
Verwaltungsaktes sind; sie sind aber doch mittel­
bare Begünstigte; denn mit der Erteilung der Kon­
zession auf 10 Jahre hat man ihnen gesagt oder 
zumindest zu erkennen gegeben, daß sie nun mit 
·diesen Einnahmen aus der fünfzehnprozentigen 
Abgabe 10 J ahr·e lang rechnen können. Die Ge­
meinden haben aus diesem Grunde geglaubt, ge­
meinnützige Einrichtungen wie Wohnungsbau, 
Straßenbau, Kanalisierung und vieles andere in 
Angriff nehmen zu können, was ihnen im Wege 
der Kreditaufnahme jedenfalls nicht möglich ge­
wesen wäre, weil es sich zum Teil um Gemeinden 
handelt, deren Verschuldung beträchtlich ist. Man 
kann also nach meinem Dafürhalten auch von den 
Gemeinden nicht einfach verlangen, daß sie sich 
mit dem Zusperren der Spielsäle abfinden, son­
dern man wird ~ nach mei;ner Meinung unabweis­
bar - etwas tun müssen, um den Gemeinden, die 
dadurch in Schwierigkeiten geraten, von Staats 
wegen zu helfen, so daß also mit Nach.kosten -

und diesmal aus echten Steuergeldern - für den 
Fiskus mit Sicherheit zu rechnen ist. Wir haben 
darüber die Vertreter der beteiligten Staatsmini­
sterien gehört und haben auch ihre warnende 
Stimme vernommen. Man hat uns g·esagt, daß eine 
Ablauffrist von mindestens zwei Jahren notwendig 
sein. wird; ob .diese· Frist ausreicht, steht dahin. 
Jedenfalls kann ohne eine solche Abwicklung der 
Spielbetrieb nicht geschlossen werden, wenn nicht 
schwere Nachteile und Schäden entstehen sollen. 

Nun hat die große Regierungspartei dieses Hau­
ses den ursprünglichen Antrag auf Beilage 1881 
mit einem Nachsatz versehen. Ich muß Ihnen sagen, 
daß ich persönlich mich nicht ·entschließen kann, 
und meine politischen Freunde desgleichen, diesen 
Antrag anzunehmen. Der Antrag heißt: „Die Staats­
regierung wird ersucht, die Spielbanken zu schlie­
ßen" Punkt - gut. Die Spielbanken sind geschlos­
sen. Das ist der ·erste Teil. Und dann heißt es: „Sie 
wird jedoch ·ermächtigt, im Interesse einer Bereini­
gung, unter Einschaltung aller Vorsichtsmaßnah­
men den $pielbetrieb vorübergehend noch abzu­
wickeln." 

(Zuruf: Das Hintertürchen zum Glück!) 

Das heißt also, man wird zunächst "die Spielban­
ken schließen und eröffnet sie neu. Anders kann 
man das doch kaum verstehen. In Wahrheit wäre es 
angezeigt, daß in dem Augenblick, in dem die bis­
herigen Konzessionäre das Parkett ihrer Spiel­
säle verlassen und die Türen zusperren, bereits der 
Nachfolger, der den Spielbetrieb weiterführen soll, 
vor der Türe steht. So muß das wohl gemacht wer­
den. Deshalb glaube ich ni~t, daß man mit diesem 
Absatz 2 irgendwie weiterkommt. Mindestens bleibt 

·es für uns ein Rätsel, wie nach diesem Absatz 2 
verfahren wird. Aber wenn wir uns nun schon in 
den Ausschüssen beinahe zwei Wochen lang und in 
diesem Hohen Hause heute fast einen ganzen Tag 
mit dem Problem befassen, müssen wir doch we­
nigstens wissen, was dieser rätselhafte zweite Ab­
satz bedeutet. Das ist eine unklare Formulierung, 
mit der wir jedenfalls nicht zufrieden sein können. 
Denn wenn wir schon diesem Antrag zustimmen 
sollen, dann müssen wir wissen: Was ist hier ge­
plant, wie ist es gedacht, wie und wer führt die 
Spielbanken in der Ablauffrist weiter? 

(Abg. Dr. Oechsle: Ein Treuhänder!) 

- Ein Treuhänder? Meine Herren, der Treuhänder 
muß aber gut beschlagen sein, wenn er die Spiel­
banken in dieser Situation übernehmen will. Je­
denfalls können wir uns nicht entschließen, diesen 
Antrag anzunehmen; denn so wie er gestellt ist, 
enthält er eine offensichtliche Unklarheit. 

Wir haben um: eine andere Formulierung über­
legt, die - nach meiner Meinung jedenfalls - die 
Unklarheit des Absatzes 2 beseitigt; wir schlagen 
vor, dieses Hohe Haus wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, die Spiel­
banken. in Bayern bis auf weiteres im Inter­
esse einer korrekten Bereinigung noch oftener 
Fragen unter E~nschaltung aller Vorsichtsmaß­
nahmen weiterzuführen und sie durch den 
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Bayerischen Staat oder einen gemeinnützigen 
Träger betreiben zu lassen. 

Wenn die Unklarheit der Fo.rmulierung des An­
trags der Christlich-Sozialen Union, der uns heute 
früh bekannt g,eworden ist, nicht so ausgeräumt 
wird, daß für ·die Auslegung des. Antrags kein 
Zweifel besteht, und wenn unser Antrag, den wir 
als Abänderungsantrag hierzu gestellt haben, nicht 
angenommen werden sollte, dann werden wir für 
den Antrag der Kollegen Kallenbach, Dr. Wüllner 
stimmen. 

(Beifall bei der BP und beim GB) 

Präsident Hanauer: Nächster Redner ist d€r 
Herr Abgeordnete Dr. Heubl; ich erteile ihm das 
Wort. 

Dr. Heubl (CSU): Meine Damen un!d Herrenl 
Haben Sie keine Angst, daß ich viele, weitere, neue 
Argumente in diese Diskussion einführe. Ich glau­
be, es gibt überhaupt keinen neuen Gesichtspunkt 
mehr. Dieses Problem ist von allen Seiten in vie­
len Jahren und durch viele Redner in solcher Weise 
beleuchtet worden, daß jeder mitt:l:erweile Gelegen­
heit hatte, sich seine Auffassung selbst zurecht­
zulegen. Nun gehöre ich zu jenen - und ich möchte 
das laut und deutlich sagen -, die eine wohlüber'­
legte Meinung eines jeden in diesem Hohen Hause 
absolut respektieren, er mag für die Spielbanken 
sein oder er mag gegen die Spielbanken sein. Ich 
gehöre nicht - und ich habe keinerlei Äußerungen 
dazu gemacht - zu denen, die jene, die für die 
Spielbanken sind, bezichtigen, sie hätten nichts für 
Moral übrig, sie würden unmoralische Institutionen 
fördern oder selbst etwa unmoralisch sein. Ich 
wende mich abe:r, meine Damen und He:rren, mit 
der gleichen Leidenschaftlichkeit gegen den Ver­
such, der g:emacht worden ist, all jene, die für die 
Beseitigung der Spielbanken sind, der leichtfertigen 
Verschleuderung von Staatsvermögen zu bezichti­
gen. Das war nicht der Ausdruck von Toleranz, das 
war kein Zeichen von Fairneß. Ich möchte das mit 
allem Nachdruck und a11er Deutlichkeit auch von 
dieser Stelle aus einmal sagen. 

(Beifall bei der CSU) 

Meine Damen und Herrenl Ich weiß sehr wohl, 
daß im Laufe einer solchen Debatte bei einem so 
heiß umstrittenen Thema bisweilen die Wogen 
etwas höher gehen und daß man dann als, Redner 
an dieser Stelle sehr leicht in Erregung kommen 
kann. Das ist dem Herrn Kollegen Dr. Hub er 
heute morgen passiert und er hat ,es als eine selbst­
verständliche Pflicht erachtet, sich sofort an der 
gleichen Stelle in ordnungsgemäßer Form zu ent­
schuldig:en. 

(Zuruf von der SPD) 

- Bitte, ich habe Ihren Zwischenruf leider nicht 
gehört, Herr Kollege. Ich habe aber gehört, daß 
heute nachmittag - und ich habe das Stenogra­
phische Protokoll vor mir - der Herr Abgeordnete 
Essl im Zusammenhang mit den Ausführungen des 

Herrn Kollegen Dr. Huber diesem den Vorwurf 
der „Scheinheiligkeit" gemacht hat. Der Vorwurf 
lautete wörtlich: „Das war Scheinheiligkeit am 
völlig verkehrten Platze." Meine Damen und Her­
renl Ich meine, der Vorwurf der Scheinheiligkelt 
war völlig verkehrt am Platze. Ich möchte aber 
mit Nachdruck auch hier feststellen: Wenn man 
einem Menschen persönlich nachsagt, er sei schein­
heilig, dann bringt man damit zum Ausdruck, daß 
er 'etwas ander-es sagt, als er denkt oder fühlt. Es 
besteht keinerlei Veranlassung nach den Zitaten, 
die 'der Herr Kollege Dr. Huber vorgebracht hat, 
einen solchen Vorwurf zu erheben. Ich weise die­
sen Vorwurf, Herr Kollege Essl, im Namen der 
Fraktion der CSU mit Nachdruck und Schärfe zu­
rück. 

(Beifall bei der CSU) 

Ich bedauere, daß Sie es nicht genau so gemacht 
haben wie der Herr Kollege Huber, daß Sie hinter­
her die verbindliche Form g:efunden haben, um 
diese Sache aus der Welt zu schaffen. 

Meine sehr verehrten Damen und Hervenl Nach.­
dem ich aber nun schon einmal das Wort habe, darf 
ich dem Herrn Kollegen Essl noch etwas sagen. Er 
war so liebenswürdig und freundlich, sich unter 
der Zustimmung des gesamten Hohen Hauses da­
für zu verwenden, daß das jugendgefährdende 
Schrifttum zurückgedämmt, eingedämmt wird und 
durch verstärkte . Schutzmaßnahmen - hier des 
Bundestages - an Gefährlichkeit und Verbreitung 
V'erli:ert. 

Herr Kollege Essll Ich muß Sie leider darauf 
hinweisen, 1daß Sie diese Ihre Aufforderung nicht 
an den Bayerischen Landtag stellen, sondern an 
die Bundestagsfraktion der SPD weitergeben müs­
sen, weil nämlich der Deutsche Bundestag in sei­
ner Sitzung vom 18. Januar 1961 eine Verschärfung 
dieses Gesetzes beschlossen hat, urud zwar zum 
Teil bei Stimmenthaltung und zum Teil gegen die 
Stimme der Bundestagsfrak~ion der SP'.D. 

(Hört, hörtl bei der CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herrenl - -

(Abg. Hirsch: Sie sollten aber auch sagen, 
warum die SPD sich der Stimme enthalten 

hat.) 

- Herr Kollege, ich kann 'Ihnen hier nicht - -

(Abg. Hirsch: Weil wir anderer Auffassung 
über das Ausmaß des zu Erfassenden sind! -
Weiterer Zuruf von der SPD: Wollen Sie 
also damit sagen, daß die SPD für Schmutz 

und Schund istl) 

- Nein, Herr Kollege, Sie können mir j'etzt nicht 
wieder etwas unterstellen, was ich nicht gesagt 
habe. Ich habe lediglich erklärt - und das wieder­
hole ich -, Sie müßten sich mit Ihrem Anliegen 
nicht nur an den Bayerischen Landtag, sondern 
auch an Ihr,e Bundestagsfraktion wenden. 

Ich '.darf n'lln: ein Drittes sagen: Der Herr Kollege 
Dr. Pan h o 1 z er hat vorhin erwähnt, daß der 
Antrag der CSU ihm nicht klar genug erscheine. 
Herr Kollege Panholzer! Wenn man j·etzt eine phi­
lologische Untersuchung der beiden Texte vorneh-
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men würde; müßten wir sicher feststellen, daß sich 
sogar wörtliche Formulierungen in beiden Anträ­
gen gemeinsam finden. Ich habe bis jetzt tatsäch­
lich nicht gefunden, worin - a_ußer daß Sie die 
Möglichl~eit zweier verschiedener Träger aufneh­
men - die .besondere Klarheit Ihres Antrags ge­
genüber dem der CSU besteht. 

(Abg. Dr. Brentano-Hommeyer: Es fehlt der 
Absatz 1.) 

- Der Absatz 1! Der ist bei der CSU sicher völlig 
klar. Dann stimmt Ihr Argument nicht, daß unser 
Antrag unklar sei. Da hätten Sie sich ein anderes 
Argument überlegen müssen. · 

(Abg. Dr. Brentano-Hommeyer: Ihr Antrag 
ist widerspruchsvoll. Absatz 2 wi:derspricht 
dem Absatz 1. Das hat Kollege Dr. Panhol­
zer ausgeführt.) 

Nun, meine Damen und Herren,! Ich bin sicher 
und Sie mit mir, daß heute in diesem Saa1e ohne­
hin keiner mehr in der Lage ist, den anderen zu 
überzeugen. Ich möchte nur noch einmal eines 
sagen - ·dieses Thema wird leider erst so allmäh­
lich abklingen-, daß wir uns nachher auch drau­
ßen bei den Versammlungen und Gesprächen, die 
noch stattfinden werden, doch darauf einigen, wirk­
lich in dieser Frage jedem sein Argument, jedem 
seine gute Meinung, jedem seine ehrliche Über­
zeugung auch tatsächlich zu lassen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sie 
werden Verständnis dafür haben, wenn die Frak­
tion der CSU gestern der Auffassung war, daß ent­
sprechend der bisher.igen Übung in diesem Hohen 
Hause, jedesmal dann, wenn ·es sich mit diesem 
Thema beschäftigte, so auch diesmal, die Entschei­
dung durch eine namentliche Abstimmung erfolgen 
soll. 

(Abg. Essl: Herr Kollege Dr. Heubl! Sind Sie 
bereit, entsprechend dem Vorschlag der SPD 

den Absatz 2 zu ändern?) 

-·Nein, Herr Kollege Essl, ich bitte um Entschul­
digung; ich habe das übersehen. Die Fraktion der 
CSU ist der Meinung, daß die Staatsregierung auf 
Grund dieses Antrags. in der Lage ist, sachgemäß 
zu verfahren. Ich darf Ihnen sagen, daß es außer­
ordentlich schwierig ist, das Datum einzufügen, 
weil wir der Meinung sind, daß die Regelung die­
ser offenen Fragen in bezug auf die zeitliche Be­
anspruchung im gegenwärtigen Augenblick nicht 
abgesehen werden kann. Die CSU-Fraktion ist aber 
mit Sicherheit .der Auffassung - und ich darf es 
hier offiziell erklären -, daß der Zeitraum unter 
keinen Umständen länger als bis 1965 sein soll, 
sondern eher kürzer - -

(Zurufo von :der SPD) 

- sondern eher kürzer! 

(Beifall bei der CSU) 

Präsident Hanauer: Weiter:e Wortmeldungen lie­
gen nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. Wir 
kommen zur Ab stimm u n g. 

(Abg. Hirsch: Zur Abstimmung!) 

Darf ich zunächst versuchen - -

(Zuruf des Abg. Hirsch) 
- Bitte! 

Hirsch (SPD): Herr Präsident, Hohes Haus! Ich 
beantrage, über den Abänderungsantrag der CSU­
Fraktion hinsichtlich des Absatzes 1 und hinsicht­
lich des Absatzes 2 getrennt abstimmen zu lassen. 

Präsident Hanauer: Es unterbleibt nichts, um 
die Dinge zu komplizieren. Über den CSU-Antrag 
soll, wenn er zur Abstimmung kommt, in zwei 
Teilen abgestimmt werden, gesondert über Absatz 
1 und gesondert über Absatz 2. 

(Abg. Essl: Nein!) 

- Herr Kollege Hirsch! Der Herr Kollege Essl 
ruft eben ein Nein. Ich habe Ihren Geschäftsord­
nungsantrag dahingehend verstanden, daß Sie den 
Abänderungsantrag 1 in zwei Abstimmungsvorgän­
gen behandelt wissen wollen. 

Hirsch (SPD): Ja! Absatz 1 getrennt von Ab­
satz 2. 

Präsident Hanaue•r: Herr Kollege Essl! Also 
doch! Bevor ich nun dem Herrn Kollegen Dr. 
Wüllner das Wort gebe, darf ich zunächst einmal 
versuchen, klarzustellen, welche Grundlagen für 
die Abstimmung gegeben sind. Ausgangspunkt ist 
der Antrag auf Beilage· 1881, der durch die Be­
schlüsse der Ausschüsse - -

(Starke Unruhe) 

- Meine sehr verehrten Damen und Herren! Bei 
der etwas komplizierten Materie möchte ich emp­
fehlen, doch zu versuchen, meinen Ausführungen 
Ihr Ohr zu schenken. Grundlage ist - ich wieder­
hole - der Antrag auf Beilage 1881 in der For­
mulierung der Ausschußbeschlüsse auf Beilage 
1926. Das ist der Kern der Abstimmung. Zu die­
sem Antrag lie:gen drei als Ab ä n d e r u n g s an -
träge bezeichnete Anträge mit den laufenden 
Nummern 1, Abänderungsantrag der CSU; 2, Ab­
änderungsantrag der Kollegen Dr. Wüllner und 
Kallenbach; und 3, Abänderungsantrag der Frak­
tion der Bayernpartei vor. 

Ich habe mir heute mittag im Zusammenhang 
mit § 133 Absatz 3 der Geschäftsordnung die 
Frage vorgelegt, wie ich diese Anträge wäge und 
wiege, um die eventuell schwereren Gewichte zu 
ermitteln. Ich bin zu folgendem· Ergebnis gekom­
men: 

Zweifelsohne ist der Abänderungsantrag 1 ein 
echter Abänderungsantrag der antragstellenden 
Fraktion zu ihrem. eigenen Antrag. Der Abände­
rungsantrag 2 der Kollegen Dr. Wüllner und Kal­
lenbach bringt, weri'D. er als Kern haben sollte, die 
Spielbanken nicht zu schließen; sondern fortzuset­
zen, meines Erachtens keine Erweiterung des Ver­
handlungsgegenstandes, auch keine Abänderung 
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des Verhandlungsgegenstandes, sondern insoweit 
den Willen zur Negation, zur Ablehnung. Soweit 
aber in den Formulierungen in allen drei Abände­
rungsanträgen von „vorübergehend noch abzu­
wickeln", „bis auf weiteres ... weiterzuführen" und 
„ ... betreiiben zu lassen" die Rede ist, sind es Mo­
dalitäten :dieser Weiterführung, wobei man zu der 
Konsequenz kommen müßte - ich erwäge jetzt den 
Einwand, den der Sprecher der SPD g.emacht 
hat -, daß der CSU-Antr.ag möglicherweise sogar 
weiter als 1965 geht 

(Heiterkeit) 

oder gehen könnte, theoretisch wenigstens, dann 
wäre die Befristung des zweiten Abänderungsan­
trags sogar ein Minus. Ich möchte das Hohe Haus 
bitten, mir zuzustimmen, wenn ich in der Reihen­
folge der vorliegenden Anträge abstimmen lasse 
- 1, 2, 3 - und, wenn kein Widerspruch erfolgt, 
den Antrag 1 in zwei Abstimmungsvorgängen zur 
Abstimmung bringe, wobei ich die CSU-Fraktion 
·bitte, festzustellen, ob der Antrag auf namentliche 
Abstimmung für jeden der beiden Absätze gelten 
soll oder nur für einen. 

Nun hat sich zunächst zur Abstimmung zu Wort 
gemeldet der Herr Abgeordnete Dr. Wüllner. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Dr. Wüllner (GB): Hohes Haus. Gerade weil 
uns nichts daran liegt, etwa eine umfangreiche 
Geschäftsor.dnungsdebatte zu entfesseln, liegt uns 
an einer Klarstellung, die Sie, Herr Dr. Heubl, 
sicherlich auch für zweckmäßig gehalten· hätten, 
wenn es Ihren Antrag betroffen hätte. 

Ich glaube, daß wohl kein Zweifel bestehen 
kann, daß der Antrag der CSU, der Abänderungs­
antrag zu ihrem ·eigenen Antrag, nicht .so weit 
geht wie der Antrag, der von den Abgeordneten 
Dr. Wüllner und Kallenbach eingebracht worden 
ist. Ich glaube, daß in § 133 der Geschäftsordnung 
genau festgelegt ist, daß bei mehreren Anträgen 
zur Sache zuerst über den abgestimmt werden 
soll, der am weitesten von der Vorlage, dem An­
trag usw„ abweicht. Ich glaube, daß wir darüber 
nicht streiten sollten, daß am weitesten davon 
nicht abweicht der Antrag, die Spielbanken trotz­
dem zu schließen und sie vorübergehend noch ab­
zuwickeln, sondern am weitesten der Antrag, den 
Spielbankbetrieb nach Ablauf der Konzessionen 
bis auf weiteres, mindestens aber bis 1965 weiteT­
zuführen. 

Ich darf deshalb bitten, daß über diesen Antrag 
vorweg abgestimmt wird, und weiterhin sagen, 
daß der Antrag, den Dr. Brentano und Fraktion 
eingebracht haben, der praktischen Durchführung 
der Sache dient. Ich bin mit ihnen einer Meinung, 
daß unser Antrag vorweg verabschiedet und dann, 
falls es erforderlich ist, der Antrag Dr. Heubl und 
Fraktion zur Abstimmung gestellt werden soll. 

Präsident Hanauer: Gegen diesen Antrag hat 
sich zu Wort gemeldet der Herr Abgeordnete Dr. 
Merk. 

Dr. Merk (CSU): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Ich möchte mich gegen •den Antrag 
des Herrn Kollegen Hirsch wenden, den Antrag der 
Fraktion der CSU in zwei Teile zu gliedern, weil 
die CSU-Fraktion ihn als einheitlichen, in sich ge­
schlossenen Antrag betrachtet. Es hat Herr Kol­
lege Dr. Huber heute vormittag - die Gründe 
'brauche und kann ich im Zusammenhang mit der 
Geschäftsordnungsdebatte nicht wiederholen -
schon erklärt, daß der zweite Absatz ein Kompro­
miß unsererseits in Verbindung mit Absatz 1 dar­
stellt. Ich möchte also unter Bezugnahme auf 
§ 132 der Geschäftsordnung der Trennung in der 
Abstimmung widersprechen, schon auch um das 
Verfahren zu erleichtern, und den Präsidenten 
bitten, geschäftsordnungsmäßig einen Beschluß 
darüber herbeizuführen. 

Was die Reihenfolge der Abstimmung über die· 
einzelnen Anträge anlangt, stimmt meine Fraktion 
der Auffassung des Herrn Präsidenten zu. 

Präsident Hanaue•r: Ich darf geschäftsordnungs­
mäßig folgendes· feststellen. Es ist zunächst der 
Antrag gestellt worden, den Abänderungsantrag 1 
- über die Numerierung besteht wohl Klarheit im 
Hohen Hause - zu trennen. Dagegen erfolgte ge­
mäß § 132 der Geschäftsordnung Widerspruch der 
antragstellenden Fraktion. Bei Widerspruch eines 
Abgeordneten gegen die Trennung entscheidet der 
Landtag. Also muß das Plenum darüber entschei­
den. 

Es ist weiterhin - ·entgegen der von mir ge­
äußerten Auffassung - der Antrag gestellt wor­
den, den Antrag 2 als einen weitergehenden Ab­
änderungsantrag im Sinne von § 133 der Ge­
schäftsordnung zu werten. Dagegen sind Bedenken 
geltend gemacht worden mit dem Antrag, es abzu­
lehnen. Ich verweise auf § 133 Absatz 3 Satz 3 
der Geschäftsordnung, wonach im Zweifelsfall auch 
hierüber der Landtag entscheidet. 

Ich darf also zunächst diese beiden Geschäfts­
ordnungsfragen in der Reihenfolge, wie ich sie ge­
nannt habe, zur Abstimmung bringen. 

Zunächst wird abgestimmt über den Antrag des 
Herrn Abgeordneten Hirsch .auf getrennte 
Behandlung der beiden Absätze des Abänderungs­
antrags der CSU-Fraktion, Antrag Nr. 1. Wer für 
diese getrennte Abstimmung ist, den bitte ich um 
ein Handzeichen. - Danke schön. Wer ist dagegen? 
- Letzteres ist die Mehrheit. Also wird über den 
Antrag als Einheit abgestimmt werden. Damit er­
übrigt sich die vorher gestellte Anfrage, ob der 
Antrag auf namentliche Abstimmung sich auf die 
beiden getrennten Absätze bezieht. 

Es kommt weiterhin zur Abstimmung die Frage 
der Reihenfolge. Ich lasse abstimmen über den An­
trag des Herrn Kollegen Dr. Wüllner. 

Wer dafür ist, daß zunächst über den Antrag 
der Herren Abgeordneten Dr. Wüllner und Kallen­
bach, Abänderungsantrag 2, entgegen der von 
mir geäußerten Auffassung abgestimmt werden 
soll, den bitte ich um ein Handzeichen. - Danke 
schön. Die Gegenprobe. - Es bestehen Zweifel. Ich 
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muß zur Klärung einen Hammelsprung durchfüh­
ren lassen. 

Ich bitte mit Ja zu stimmen, wer dafür ist, daß 
der Antrag Dr. Wüllner und Kallenbach zuerst zur 
Abstimmung aufgerufen wird; mit Nein, wer da-
gegen ist. -

Ich bitte das Präsidium, schriftlich abzustimmen. 
Ich bitte den Sitzungssaal zu räumen. -

(Die .A..bgeordneten verlassen den Saal) 

Ich bitte, mit der Abstimmung zu beginnen. 

(Wiedereintritt und Zählung) 

Meine Damen und Herren, ich bitte die Plätze 
einzunehmen! 

Das Abstimmungsergebnis über die Geschäfts­
ordnungsfrage lautet: Mit Ja, also für die Vor­
wegnahme des Antrags Nr. 3 stimmten 87, mit 
Nein 95 Abgeordnete; Enthaltungen keine. 

Damit kommen wir zunächst zur Abstimmung 
über den Ab ä n d e r u n g s a n t r a g der C S U -
Fraktion, also den Abänderungsantrag Nr. 1. 
Ich nehme an, daß der Antrag auf namentliche 
Abstimmung aufrecht erhalten wird und daß der 
Antrag von der Fraktion der CSU .unterstützt 
wird. - Das ist der Fall. Ich bitte deshalb, die Vor­
bereitung für die namentliche Abstimmung zu 
treffen. - Das ist bereits geschehen. 

Ich bitte, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren, um mit der Feststellung des Abstimmungs­
ergebnisses nicht allzu viel Zeit zu verlieren, doch 
möglichst Ruhe zu bewahren und nach Abgabe 
der Stimme eventuell draußen im Gang einstweilen 
zu warten, damit hier nicht Fehler bei der Ab­
zeichnung der Stimmabgaben vorkommen, die wir 
dann nach langen Prüfungen auf Kosten Ihrer Zeit 
wieder klären müßten. 

Der Abstimmungsmodus ist wohl auch in diesem 
Fall klar: Wer für den Abänderungsantrag der 
CSU-Fraktion stimmt, stimmt mit Ja - blaue 
Karte -, wer dagegen stimmt, nimmt die rote 
Karte, und wer sich der Stimme enthält, stimmt 
mit der weißen Karte. 

Ich bitte, mit dem Namensaufruf zu beginnen; 
die Abstimmung beginnt. 

(Namensaufruf) 

Das Alphabet wird ein m a 1 wiederholt. -

Die Abstimmung ist geschlossen. Die Sitzung 
wird zur Feststellung des Abstimmungsergebnisses 
unteförochen. 

Ich möchte noch darauf hinweisen, daß ich un­
mittelbar nach Feststellung des Abstimmungsergeb­
nisses die zweite Lesung auf Grund der zweiten 
Nachtragstagesordnung aufrufe, ich ·bitte die Her­
ren Berichterstatter, sich ·bereitzuhalten. 

{Unterbrechung der Sitzung von 17.20 Uhr 
ibis 17.25 Uhr) 

Präsident Hanauer: Meine Damen und Herren! 
, Ich bitte Platz zu nehmen. 

Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung lau­
tet: Abgegeben wurden 182 Stimmen, und zwar 94 
Ja-Stimmen, 83 Nein-Stimmen und 5 Enthaltungen. 
Der Antrag ist damit angenommen. Gleichzeitig 
haben sich damit die Abänderungsanträge 2 und 3 
sowie der Ausschußbeschluß auf Beilage 1926 und 
der vom Haushaltsausschuß zurückgestellte Antrag 
auf Beilage 1947 erledigt. 

Mit Ja stimmten die Abgeordneten: Dr. Anker­
müller, Dr. Arnold, Bachmann Georg, Bachmann 
Wilhelm, Balk, Binder, Braun, Deininger Leonhard, 
Dr. Ehard, Ehnes, Eichelbrönner, Dr. Eisenmann, 
Dr. Elsen, Engelhardt, Euerl, von Feury, Fickler, 
Fink Hugo, von und zu Franckenstein, Freundl, 
Fürst Fugger von Glätt, Gaksch, Greih, Gretsch­
mann, Dr. Guthsmu1Jhs, Haisch, Hanauer, Helme­
rich, Helmschrott, Hempfling, Hettrich, Dr. Heubl, 
Hirsch, Dr. Hoegner, Hofmann, Dr. Huber, Huber, 
Dr. Hundhammer, Jaumann, Dr. Jüngling, Junker, 
Klughammer, Kraus, Kreußel, Lauerbach, Laufer, 
Leichtle, Dr. Lippert, Mack, Mergle:r, Dr. Merk, Dr. 
Merkt, Nägelsbach, Neundorfer, Neuner, Nüssel, Dr. 
Oechsle, Ohliger, Pflüger, Dr. Pirkl, Plank, Dr. Pöh­
ner, Rainer, Ramelsberger, Dr. Raß, Rau, Reichl, 
Reißenweber, Riedel, Röhrl, Rupp, Sackmann, 
Schäfer Franz, Schäfer Karl, Schaller Helmut, 
Schaller Wilhelm, Schmidramsl, Dr. Schu·bert, Schu­
ster, Dr. Soenning, Staudacher, Strenkert, Stuhl­
berger, Suttner, Vi1gertsihofer, Vöth, Vogel, Dr. 
Vorndran, Werner, Wimmer,.Winkler,·Wölfel, Wolff, 
Zehner. 

Mit Nein stimmten die Abgeordneten: Bantele, 
Baumgartner, Dr. Becher, Bezold, Böhm, Bothner, 
Dr. Brentano-Hommeyer, Degen, Dr. Dehler, Dei­
ninger Gottfried, Demeter, Drechsel, Drexler, 
Duschl, Dr. Ernst, Essl, Falb, Falk, Fink Otto (Ans­
bach), Fink Otto (Freyung), Dr. Fischbacher, Fischer, 
Förster, Friedrich, Gentner, Grosch, Groß, Günzl, 
Dr. Haas, Härtl, Dr. Hamm-Brücher, Heinrich, Högn, 
Irlinger, Kallenbach, Dr. Keller, Kiene, Dr. Klings,, 
Kluge, Köhler, Kramer, Dr. Kriegisch, Krüger, Lal;., 
linger, Lindig, Laos, Lorenz, Maag, Mauler, Muth, 
Nerlinger, Dr. Oeckler, Ospald, Dr. Pan!holzer, Pro­
chazka, Dr. Reichstein, Riediger, Rupprecht, Sauer, 
Scherber, Schlichtinger, Schönhuber, Dr. Schweiger, 
Seifert, Sichler, Simmel, Soldmann, Sonntag, Dr. 
Sornik, Stamm, Stenglein, Stiefvater, Stock, Stracke, 
Strohmayr, Ungermann, Wehr, Weilmaier, Wein­
ihuber, Wolf, Dr. Wüllner, Zietsch, Zink. 

Mit Ich enthalte mich stimmten die Abgeordne­
ten: Gabert, Gaßner, Müller, Pöllath, Dr. Seidl. 

Jch darf Sie meiner Ankündigung gemäß bitten, 
von der zweiten Nachtragstagesordnung den einzi­
gen Punkt aufrufen zu dürfen, und zwar zweit e 
Lesung zum 

Entwurf eines Gesetzes über die Gewäh­
rung von Miet- und Lastenbeihilfen zur 
Förderung des sozialen Wohnungsbaues 
1961 und zur Änderung des Gesetzes über 
die Übernahme von Staatsbürgschaften 

(Beilage 1933) 

Zunächst •berichtet über die Beratungen des So­
zialpolitischen Ausschusses {Beilage 1973) der Herr 
Abgeordnete Ohliger; ich erteile ihm das Wort. 
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OhUgei' (CSU), Bericht er statt er: Herr 
Präsiderit, Hohes Haus! Der Ausschuß für sozial­
pohltische Angelegenheiten und für Angelegenhei­
ten der Heimatvertriebenen und Kriegsfolgege­
schädigten hat sich in seiner 46. Sitzung, am Mitt­
woch, dem 8. Februar., mit der Vorlage der Staats­
regierung auf Beilage 1933 betreffend Entwurf 
eines Gesetzes über die Gewährung von Miet- und 
Lastenbeihilfen zur Förderung des sozialen Woh­
nungsbaues 1961 und zur Änderung des Gesetzes 
über die Übernahme von Staatsbürgschaften be­
schäftigt. Berichterstatter war ich, Mitberichterstat­
ter der Herir Kollege Deininger Gottfried. 

Der B er i c h t er s t.a t t e r führte aus, Sinn und 
Zweck dieses Gesetzes sei eine stärkere Förderung 
eines Personenkreises, für den auch in § 73 des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes die Zuständigkeit 
der Ltmdesbehör:den bestimmt sei. Anderseits solle 
mit diesem Gesetz ein Personenkreis Hilfe erfah­
ren, der durch die jetzige Wohnungsmarktentwick­
lung offensichtlich benachteiligt sei. Die Staats­
regierung leiste mit diesem Gesetzentwurf insbe­
sondere für kinderreiche Familien einen wesent­
lichen Beitrag zur Linderung von Wohnungs­
elendsfällen. Dem Gesetz dürfe unter keinen Um­
ständen Fürsorgecharakter anhaften, es schaffe 
einen ganz klaren Rechtsanspruch für den beteilig­
ten Personenkreis. 

In der Aussprache wies der Mitberichter­
s tat t er, Kollege Deininiger, besonders darauf hin, 
daß der Gesetzentwurf zwar in seiner Zielsetzung 
ähnliches beinhalte, daß er aber nicht ganz mit dem 
Verlangen der Sozia1demokratischen Fxaktion in 
dem Antrag auf Beilage 1734 übereinstimme. 

An Artikel 1 kritisierte der Mitberichterstatter 
besonders, daß die Richtsätze, die bisher im sozialen 
Wohnungsbau von 1,70 ibis 2,30 DM gezahlt wür­
den, weit von dem entfernt lägen, was bei den heu­
tigen Einkommensverhältnissen zumutbar erschei­
nen könne. Er brachte zu Artikel 1 Absatz 1 den 
.A!bänderungsvorsch1ag ein, Absatz 1 ab den Wor­
ten „zu gewähren" wie folgt zu ändern: 

. . . wenn dem Wohnungsinhaber eine Wohnung 
zugeteilt wird, die mit öffentlichen Mitteln 
nach den Vorschriften des Teils III des Zweiten 
Wohnungs:baugesetzes gefördert wurde. 

An der Diskussion beteiligten sich noch die Ab­
geordneten Hempfling sowie der Vorsitzende des 
Sozialpolitischen Ausschusses, Herr Kollege Weis­
häupl. In der Aussprache wurde besonders von mir 
darauf hingewiesen, daß nach Auskunft der Ober­
sten Baubelhörde im Jahr 1959 in dem öff~ntlich 
geförderten Mietwohnungsbau kein Mietpreis den 
Satz von 1,60 DM überstiegen habe. 

Der Mi t· 'b er i c h t e r s t a t t e r sprach sich noch 
dafür aus, daß in die Gesetzesivorlage noch der Per­
sonenkreis mit einbezogen werden soll, der nach 
dem Inkrafttreten des Zweiten Wohnungsbaugeset­
zes in den Jahren 1957 'bis 1960 eine öffentlich ge­
förderte Wohnung ·erhalten hat; dieser Personen­
kreis sollte nunmehr ab 1961 diese Mietförderung 
mit erhalten. 

Demgegenüber haben der Berichters tat -
t er wie auch der Vertreter der Staats r ·e g i e -

r u n g geltend gemacht, daß dieser Gesetzentwurf 
auch die Zielsetzung beinlhalte, den Wohnungsbau 
in seinem Volumen zu e'l"halten. Da die Baukosten 
eine wesentliche Steigerung erführen, könnten 
nicht rückwirkend Mietbeihilfen für Wohnungen 
gewährt werden, die bereits öffentlich gefördert 
wurden und von ihren Mietern bereits entspre­
chend akzeptiert wurden. Es ist durchaus zu be­
merken, daß hierbei auch im Einzelfall Härten vor­
kommen. 

Nachdem die allgemeine Aussprache geschlossen 
war, wurde dann die Einzelberatung des Gesetz­
entwurfs vorgenommen. Es wur:de dann der Antrag 
des MitJberichterstatters auf Änderung des Gesetz­
entwurfs im Sinne der 'bereits zitierten Formulie­
rung des Mitberichterstatters zm Abstimmung ge­
stellt. Der Antrag des Mitberichterstatters wurde 
mit 14 gegen 8 Stimmen bei 1 Stimmenthaltung ab­
gelehnt. Damit wurde die RegieruTugsvorlage mit 
Mehrheit gebilligt. 

Alle übrigen Artikel des Gesetzentwurfs wurden 
einstimmig. angenommen. 

Bei der Schlußabstimmung über das Gesetz wur­
de die Regierungsvorlage bei Stimmenthaltung der 
SPD angenommen. Ich bitte das Hohe Haus, diesem 
Votum zuzustimmen.· 

Präsident Hanauer: Der Herr Abgeordnete Fink 
berichtet über die Beratungen des Ausschusses für 
den Staatshaushalt und Finanzfragen {Beilage 1974). 
Ich erteile ihm das Wort. 

Fink Hugo (CSU), Berichterstatter: Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Der. Ausschuß 
für den Staatshaushalt und Finanzfragen hat in 
seiner gestrigen Sitzung den vorliegenden Gesetz­
entwurf heraten. Abänderungsanträge wurden nicht 
gestellt. Der Ausschuß hat einstimmig 1beschlossen, 
Ihnen die Annahme dieses Gesetzentwurfs zu emp­
fehlen. Gleichzeitig war er der Auffassung, daß der 
Antrag der SPD auf der Beilage 1734 durch die 
Gesetzesvorlage der Regierung seine Erledigung 
gefunden habe . 

Ich bitte, diesem Beschluß beizutreten. 

Präsident Hanauer: Außerdem berichtet noch 
über die Beratungen des Ausschusses für Verfas• 
sungsfragen und Rechtsfragen .(Beilage 1975) der 
Herr AJbgeordnete Sackmann. 

Sackman1n (CSU}, Berichterstatter: Herr 
Präsident, Hohes Haus! Der Ausschuß fifr Verfas­
sungsfragen und Rechtsfragen hat sich in seiner 
108. Sitzung mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
befaßt. Mitberichterstatter war der Herr Kollege 
Dr. Kriegisch. 

Nachdem meine Vorredner hier bereits zum In­
halt des Gesetzes Stellung genommen haben, kann 
ich es mir ersparen, noch darüber zu 1sprechen. Es 
liegt ein einstimmiger Beschluß des Ausschusses 
vor mit dem Wortlaut: 

Gegen den Beschluß des: Ausschusses für so­
zialpolitische Angelegenheiten und für Ange­
legenheiten der Heimatvertriebenen und 
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Kriegsfolgegeschädigten (Beilage 1973) und den 
Beschluß des Ausschusses für den Staatshaus­
halt und Finanzfoagen (Beilage 1974) werden 
keine rechtlichen oder verfassungsrechtlichen 
Bedenken erhoben. 

Ich bitte das Hohe Haus, diesem Beschluß bei­
zutr.eten. 

Präsident Hanauer: Die Berichterstattung ist 
damit beendet .. 

Ich eröffne die allgemeine ·Aus s p r a c h e. 
Herr Abgeordneter Deininger bitte! 

Delininger Gottfried (SPD): Herr Präsitdent, 
meine Damen und Herren! Der Antrag der Sozial­
demokratischen Fraktion auf der Beilage 1734 zielt 
darauf ab, den Personenkreis, der in der Zeit nach 
Inkrafttreten des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
von 1956 bis einschließlich 1960 eine Wohnung aus 
dem sozialen Wohnungsbau erhalten hat, in die 
Vergünstigung der Miet- und Lastenbeihilfen mit 
einzubeziehen. Der Antrag ist, wie Sie aus der Be­
richterstattung gehört haben, im Sozialpolitischen 
Ausschuß mit 14 gegen 8 Stimmen abgelehnt wor­
den. Ich sehe mich veranlaßt, npch einmal auf die 
Sachlage ·einzugehen und im besonderen auch et­
was zu dem Argument zu sagen, daß die finan­
zielle Belastung, die sich aus diesem Antrag er­
gäbe,. für den Bayerischen Staat nicht tragbar 
wäre, weil sich der Bund an :diesen Belastungen 
nicht beteilige, Meine Damen und Herren, wir wa­
ren vorher, gerade in bezug auf die A.lbschre.ibung 
von Millionenbeträgen, sehr großzügig, 

(Sehr gut! bei der SPD) 

un!d ich sehe nicht recht ein, weshalb jetzt in dem 
Augenblick bei diesen Millionen, wobei ·es sich, wie 
das Finanzministerium im Haushaltsausschuß ge­
sagt haben soll - im Sozialpolitischen Ausschuß 
ist das nicht behauptet worden -, um einen B:e­
trag von rund 8 Millionen DM handelt, was ich 
persönlich zunächst einmal noch bezweifeln möch­
te, plötzlich derartige Bedenken geltend gemacht 
werden wollen, wenn auf der anderen Seite eine 
solche Großzügigkeit an den Tag gelegt wird. Nun 
ist ja an sich eine Bremse eingebaut. Das sage ich 
im Hinblick auf die Einwendungen, daß eine Reihe 
von Leuten in den Genuß dieser Mietbeihilfen 
kämen, die es· ·eigentlich gar nicht vel'dienten. Im 
§ 27 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes, auf den 
in der Gesetzesvorlage Bezug genommen worden 
ist, sind Einkommensgrenzen für den Personen­
kreis festgesetzt, der überhaupt antragsberechtigt 
ist. In Artikel 1 der Gesetzesvorlage sind diese 
Einkommensgrenzen jetzt um 30 Prozent erhöht 
worden. Zahlen.mäßig sieht das z.B. so aus: Für 
den Alleinstehenden ist in § 27 ein Jahreseinkom­
men von 2400 DM festgelegt,. dazu 30 ProZient, das 
sind 720 DM, das ergibt ein Jahreseinkommen 
von 3120 DM oder ein Monatseinkommen von 260 
DM. Für ein Ehepaar sind 3600 DM festgesetzt; 
dazu 30 Prozent, das sind 1080 DM, das ergibt ein 
Jahreseinkommen von 4680 DM oder ein monatli-

ches Einkommen von 360 DM. Nun haben wir eine 
große Anza}J.l von Leuten, ältere Ehepaare und 
auch andere, idie im Jahr 1960 mit einer Wohnung 
:des sozialen Wohnungs'baues •berücksichtigt worden 
sind. 1960' haben die Quadratmetermieten bereits 
1,60 DM, zum Teil 1,70 DM, betragen. Nun frage 
ich Sie, meine Damen und Herren: Wenn ein sol­
ches Ehepaar 360 DM monatlich hat und jetzt eine 
Wohnung von angenommen 55 qm bewohnt, also 
immerhin eine Miete von, gering gerechnet, 55 X 
1,60 DM, das: sind also rund 90 DM, aufzubringen 
hat, - was bleibt den armen Leuten noch, wenn 
die Miete von den 360 Mark abgezogen ist? Ich 
meine, das hier ist doch wirklich ein soziales An­
liegen, das mit Politik gar nicht so sehr v~el zu 
tun hat. Hier geht es vielmehr darum, daß man 
ein paar so armen Teufeln - 1es sind gar nicht 
allzu viele - hilft und auch ihnen die Möglich­
keit gibt, wenigstens die Antragstellung tätigen zu 
können. Warum soll denn nun ·der Personenkreis, 
der von 1956 bis 1960 eine solthe Wohnung bezogen 
hat, nicht, wie die anderen, die ab 1961 ·eine solche 
Wohnung bekommen, die Möglichkeit haben, letzt­
lich a:uch einen Antrag auf eine solche Mietbeihilfe 
zu stellen? Ich habe vorhin gesagt, ich ·pezweifle, 
daß hier der Betrag von 8 Millionen DM anfällt. 
So groß ist die Zahl derjenigen, die unter diese 
Bestimmungen fallen können, meiner Auffassung 
nach nicht. Ich darf nicht unerwähnt lassen, daß 
bei der ersten Sitzung des Sozialpolitischen Aus­
schusses, in welcher der Antrag der SPD-Fraktion 
behandelt wo:nden ist, der Herr Vertreter des Fi­
nanzministeriums von einem Aufwand von 13 Mil­
lionen DM gesprochen hat. Er hat also seine Auf­
fassung selber in der Zwischenz·eit bis zu den Ver­
handlungen im Haushaltsausschuß von 13 auf 8 
Millionen r·eduziert. Ich bezweifle aber, daß auch 
d1e letztere Summe ·erforderlich ist. 

Meine Damen und Herren! Es soll mir niemand 
sagert, daß etwa die Mietpreise, die 1959/60 ge,... 
fordert worden sind, die von mir angezogene Höhe 
nicht erreicht hätten. Ich kann Ihnen aus· dem so­
genannten Sonderprogramm für Sowjetzonenflücht­
linge und Spätaussiedler sagen, daß. auch dort die 
Mieten 1960 ber·eits 1,50 DM pro Quadratmeter 
betragen haben, obwohl diese Wohnungen pro 
Wohnungseinheit nicht mit einem Normalbetrag 
von 8000 DM, sondern mit einem öffentlichen För­
derungsbetrag von je· 14 000' DM erbaut und er­
richtet worden sind. Also bei 14 000 DM öffentli­
chen Mitteln 1.,50 DM pro Quadratmeter - und 
dann können Sie sicher ermessen, daß letztlich der 
angegebene Mietpreis von 1,70 DM für das Nor­
malprogramm nicht zu hoch gegriff.en ist. 

Meine ·Damen un!d Herren! Wenn man diese 
Dinge berücksichtigt und sich vergegenwärtigt, daß, 
wenn Sie die Leute in den Genuß dieser Mietbeihil­
fen kommen fassen, .deswegen der allgemeine so­
ziale Wohnungsbau um kein Jota beeinträchtigt 
wird - das möchte ich nur nebenbei bemerken, das 
ist ausgeschlossen, daß das so sein wird -, dann 
ist der Betrag, der hier in Frage kommt - so habe 
ich im Sozialpolitischen Ausschuß gesagt -, nicht 
so hoch, daß •etwa der Bayerische Staat oder ir-
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gerrdsonst jemand darunter besonders zu leiden 
hätte. 

Der Antrag der SPD-Fraktion will nichts ande­
res - und ich bitte Sie doch, das noch einmal zu 
überlegen und dem Antrag dann Ihre Zustimmung 
zu geben -, als die Gleichheit für den Personen­
kreis herstellen, der genauso bedürftig ist wie jene, 
die vielleicht nach dem Jahre 1961 in den Genuß 
einer Wohnung kommen können und hoffentlich 
auch kommen. Ich darf Sie bitten, sich das noch 
einmal zu überlegen und unserem Antrag Ihre Zu­
stimmung zu geben. 

Einwendungen sind nur erhoben worden in be­
zug auf •den Artikel 1. Hierzu liegt ein Antrag vor, 
wonach wir haben wollen, daß nach dem Wort 
„gewähren" eingesetzt wird „wenn dem Woh­
nungssuchenden eine Wohnung zugeteilt wurde 
oder wird, die mit öffentlichen Mitteln nach den 
Vorschriften des Teils III des Zweiten Wohnungs­
baugesetzes gefördert wurde". Das ist die Ände­
rung, die wir wünschen, Einbeziehung der· vier 
Jahre. Und es liegt nach unserer Auffassung kein 
Grund vor, das nicht zu tun. - Darf ich bitten, 
daß Sie diesem Antrag Ihre Zustimmung geben. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Hanauer: Das Wort hat der Herr 
Staatssekretär im Staatsministerium des Innern. 

Staatssekretär Junker: Herr Präsident, Hphes 
Haus! Ich möchte im Namen der Staatsregie­
rung dem Abänderungsantrag widersprechen. Es 
ist nicht die Aufgabe des ·vorliegenden Gesetzes, 
hier allgemein irgendwie soziale Lasten zu besei­
tigen, sondern es ist seine einzige und alleinige 
Aufgabe, das Wohnungsbauprogramm 1961 so zu 
fördern, daß es nicht unter den Rahmen der bis­
herigen Wohnbautätigkeit heruntersinkt. Die Auf­
gabe, die der Herr Kollege Deininger sieht, obliegt 
den vom Bund noch zu treffenden Regelungen 
über Miet- und Lastenbeihilfen. Ich würde Sie 
bitten, dieses Gesetz - das sich, wie die Überschrift 
auch ausführlich besagt, mit der Förderung des 
sozialen Wohnungsbaus 1961 befaßt - nicht mit 
einer Hypothek zu belasten, die sich aus früheren 
Jahren ergibt. Wir sehen ein, daß es Sinn haben 
mag, auch diese früheren Belastungsverhältnisse zu 
regeln. Aber es wäre wohl falsch; allzu viel in 
ein Gesetz hineinzugeheimnissen und damit den 
Erfolg dieses unseres Gesetzes zu gefährden. Wenn 
Sie sich überlegen, daß es sich noch gar nicht ab­
sehen läßt, wieweit die von dem SPD-Antrag an­
gesprochenen Kreise, nämlich die Wohnungssuchen­
den, denen bereits seit 1956 eine Wohnung nach 
diesen Richtlinien zugeteilt wurde, sich erstrecken, 
dann werden Sie mir recht geben, daß wir diesen 
Antrag mit einer gewissen Besorgnis sehen; denn 
seine Auswirkungen können weder wir noch Sie 
absehen. Ich glaube aber, daß in erster Linie doch 
das Ziel, das die Staatsregierung mit dem vorlie­
genden Gesetzentwurf verfolgt, nämlich die Förde­
rung zunächst einmal des Wohnungsbaus 1961 zu 

betreiben, als .erstes gesehen werden muß. Ich wür­
de Sie deshalb bitten, dem Abänderungsantrag im 
Hinblick auf den dann klar erkennbaren und 
heute auch schon ausrechenbaren Erfolg für das: 
Jahr 1961, nämlich Beibehaltung des Wohnbau­
volumens, nicht zuzustimmen. 

Präsident Hanauer: Das Wort hat der Herr 
Staatssekretär im Staatsministerium der Finanzen. 

Staatssekretär Dr. Lippert: Herr Präsident,. 
meine sehr verehrten Damen und Herren! Dem 
Abänderungsantrag ist entgegenzuhalten, daß· 
Mietbeihilfen für Altwohnungen und Wohnungen, 
die bis zum Inkrafttreten des Zweiten Wohnungs~ 
baugesetzes neu gefördert wurden, nur insoweit 
gewährt werden, als für die Wohnungen auf 
Grund des Wohnungsbaugesetzes eine Mieterhö­
hung eingetreten ist. Die Wohnungen, die bish~r 
im Rahmen des Zweiten Wohnungsbaugesetzes er­
richtet wurden, haben ohnehin· eine noch verhält­
nismäßig günstige Miete. Insbesondere sind in den 
Jahren 1957 bis 1959 noch eine Reihe von Woh­
nungen mit einer Miete erstellt worden, die den 
Einkommensverhältnissen der Minderbemittelten 
entsprechen. Eine Mietbeihilfe ist also aus diesem 
Grunde kaum veranlaßt. Das würde auch nicht 
von den Personen mit geringem Einkommen, die 
bis jetzt noch zu keiner Wohnung gekommen sind, 
verstanden werden, und dieser Personenkreis wür­
de sicherlich dafür . plädieren, die für diese Miet­
beihilfen erforderlichen Mittel zum Neubau von 
Wohnungen iur Verfügung zu stellen. 

Der Bedarf an Mitteln für diese Mietbeihilfe 
lasse sich im Augenblick, so. ist im Ausschuß er­
-klärt worden, nicht genau abschätzen. Nach in­
zwischen aber angestellten Berechnungen bzw. 
Schätzungen bewegt er sich wenigstens . in der 
Höhe von 6 bis 8 Millionen DM. Als von seiten 
des Vertreters des Finanzministeriums im Haus­
haltsausschuß diese Angaben gemacht wurden, 
und man sich im Augenblick keinen Weg vorstel­
len konnte, wie dieser Millionenbetrag im Nach­
tragsetat noch untergebracht wevden könnte, wur­
de ja auch die Diskussion im Haushaltsausschuß 
nicht mehr vertieft, sondern die Gesetzesvorlage 
einstimmig angenommen. - Ich bitte das Hohe 
Haus, ebenso verfahren zu wollen. 

Präsident Hanauer: Das Wort hat der Herr Ab­
geordnete. Gabert. 

Gabert (SPD): Meine Damen und Herren! Um 
aufzuklären, warum im Haushaltsausschuß die Ge­
·schichte einstimmig war, darf ich folgendes fest­
stellen: Es wurde uns vom Landtagsamt berichtet, 
daß im Sozialpolitischen Ausschuß die Annahme 
letzten Endes einstimmig gewesen und am Antrag 
dort nicht mehr festgehalten worden wäre. So ha­
be ich es aufgefaßt. Und deswegen haben wir dort 
diesen Antrag nicht mehr aufgegriffen, weil ja der 
Sozialpolitische Ausschuß der Fachausschuß ist, der 
sich zuerst mit diesen Fragen z.u beschäftigen hat. 
Wir haben nun festgestellt, daß im Sozialpoliti­
schen Ausschuß keine Einmütigkeit erreicht wer-
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den konnte, daß der Antrag der SPD dort aufrecht­
-erhalten und überstimmt worden ist. 

Ich kann auch den Argumenten, die von den bei­
den Vertretern der Staatsregierung vorgetragen 
wurden, nicht ganz folgen. Nach dem Lücke-Plan 
sollen für die Mieterhöhungen, die bei den Woh­
nungen eingetreten sind, die nach dem Ersten W oh­
nungsbaugesetz erbaut worden sind, Mietbeihilfen 
gegeben werden. Es ist doch ganz klar - und der 

· Herr Kollege Deininger hat das mit Recht gesagt-, 
daß z. B. im Jahre 1959 bzw. 1960 die Mieten lei­
der auch schon ganz schön angezogen haben und 
daß sie jetzt, 1961, wie uns gesagt wurde, fast 
schon bei 2;30 DM liegen. Wir könnten also hier 
ohne weiteres, glaube ich, ein solches Gesetz et­
was weitmaschiger fassen. Es ist einzusehen, daß 
die Regierung ein gewisses Experiment machen 
möchte. Auf der anderen Seite kann man nicht an­
nehmen, daß 1962 die Mieten wieder absinken wer­
den - leider, möchte ich sagen. Man kann auch 
nicht annehmen; daß 1962 die Baukosten wieder 
sinken werden. Das Gegenteil ist anzunehmen, so 
daß das Gesetz nicht auf ein Jahr abgestellt wer­
den sollte. Es sollte eine Maßnahme eingeführt 
werden, um tatsächlich das mit Recht hier Vorge­
tragene zu erreichen. Dies also sind die Argumente. 

Ich darf ·zur Aufklärung noch einmal sagen, daß 
uns im Haushaltsausschuß auf dem Zettel, der auf 
den Tisch gele.gt worden ist - -

(Zuruf des Abg. Winkler) 

- Gut, dann habe ich ·das mißverstanden. Ich 
meinte, daß im Sozialpolitischen Ausschuß eine Ein­
stimmigkeit erzielt worden ist, wodurch der An­
trag nicht mehr zur Debatte gestanden hätte. Dem 
war aber nicht so, so daß wir heute im Plenum da­
rüber zu entscheiden haben. 

Präsident ~anauer: Das Wort hat der Herr Ab­
geordnete Winklet. 

Winkler (CSU): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Ich möchte feststellen, daß im Hau~­
haltsausschuß folgendes festgestellt worden war: 
Der Sozialpolitische Ausschuß hat mit 15 zu 6 Stim­
men - so stand es auf dem Zettel - beschlossen. 

(Abg. Wolff: Stimmt gar nicht; es war ein 
anderes Stimmverhältnis! - Weiterer Zuruf 

des Abg. Gabert) 

Zum anderen habe ich festgestellt, daß der Rechts­
und Verfassungsausschuß einstimmig zugestimmt 
hat. Es mag ·ein Mißverständnis gewesen sein, Herr 
Kollege Gabert. 

Zur Sache darf ich kurz folgendes sagen: Wir ha­
ben im Haushaltsausschuß, der sich in besonderer 
Weise über die finanzielle Auswirkung ein Bild zu 
machen hat, festgestellt, daß mit diesem Gesetz 
über Miet- und Lastenbeihilfen vermutlich für das 
Haushaltsjahr 1961 ein Betrag von 9 Millionen DM 
anzusetzen sein wird. Eine Erweiterung im Sinne 
des Antrags der SPD würde - und nun greife ich 
ein Wort des Herrn Kollegen Gabert auf - eine 
sehr weitmaschige Auslegung und Ausdehnung des 

Gesetzes bedeuten, so daß mindestens· ·70 bis 80, 
wenn nicht gar 90 Millionen DM erforderlich wür­
den. Eine klare Berechnung - dies wurde im 
Haushaltsausschuß zusätzlich betont - liegt nicht 
vor, aber es wäre etwa mit einer Verachtfachung 
des jetzt notwendig werdenden Betrags zu rech­
nen. 

Es wurde ferner ausdrücklich darauf hingewie­
sen - und ich nehme an, daß das mit ein Grund 
für die Herren von der SPD war, den Antrag zu­
rückzuziehen -, daß man zuerst einmal die Aus­
wirkungen dieses ersten Miet- und Lastenbeihil­
fengesetzes für das Jahr 1961 abwarten müsse. Es 
wurde ausdrücklich gesagt, es lasse sich darüber 
reden, ob man diese Bestimmungen in einer ande­
ren Form ausdehnt, wenn Ende dieses Jahres die 
Auswirkung dieses Gesetzes bekannt ist, welche 
Kreise einbezogen worden sd.nd und wieviel Mittel 
dafür aufgebracht werden müssen. Man sollte sich 
im Bayerischen Landtag über eine Ausdehnung des 
in dem vorliegenden Gesetz angesprochenen Per­
sonenkreises also erst unterhalten, wenn die· Aus­
wirkungen des Gesetzes über die Miet- und Lasten­
beihilfen bekannt sind. Ich glaube, daß es ein Ge„ 
bot der Nüchternheit ist, nicht etwas ins Blaue hin-· 
ein zu beschließen. 

Aus diesen Erwägungen heraus bitte ich, dem 
Abänderungsantrag nicht zuzustimmen. 

Präsident Hanauer: Das Wort hat der Herr Ab­
geordnete Deininger. 

Deininger Gottfried (SPD): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Die bis jetzt vorgebrachten 
Gründe gegen den Antrag können mich in keine~ 
Weise überzeugen. Die Miet- und Lastenbeihilfen, 
welche nach dem Lücke-Plan zu zahlen sind und 
die in der Zwischenzeit auf Grund der Verordnung 
vom 28. Dezember 1960 durch den Bund eine Re­
gelung erfahren haben, können nicht mit den Miet­
und Lastenbeihilfen·verquickt werden, die nur die­
jenigen Wohnunge·n umfassen sollen, welche nach 
dem Zweiten Wohnungsbaugesetz gefördert worden 
sind.. Warum der Lücke-Plan die nach dem Zweiten 
Wohnungsbaugesetz geförderten Wohnungen nicht 
anspricht und dafür die Miet- und Lastenbeihilfen 
nicht vorsieht, entzieht sich im Augenblick meiner 
Kenntnis. · 

U.nd nun, meine Damen und Herren, zu den Ein­
wendungen der Herren Regierungsvertreter und 
des Herrn Kollegen Winkler. Glauben Sie doch 
nicht, daß Sie mit den paar Kröten, die Sie bei die­
sen armen Teufeln einsparen, in der Lage sein 
werden, für die Zukunft den Wohnungsbau voran­
zutreiben oder besonders zu fördernl 

(Beifall bei der SPD - Abg. Winkler: Das 
sind keine paar Kröten, das sind 70 Mil-

lionen DM!) 

Das ist eine Rechnung, die deswegen nicht auf­
geht, Herr Kollege Winkle'r, weil die Mietpreise 
fortgesetzt steigen und die Baukosten in die Höhe 
gehen. Dann allerdings werden Sie Mehrbeträge 
für diejenigen brauchen, 

(Abg. Winkler: Das habe ich ja gesagt!) 
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die in der Zukunft solche Wohnungen beziehen. 
Ist ·das aber, so frage ich, ein Grund dafür, einem 
verhältnismäßig kleinen Kreis, insbesondere für 
die Jahre 1959/60, das vorzuenthalten, was man 
allen anderen zubilligt? 

(Abg. Winkler: Der Kre•is ist gar nicht über­
schaubar!) 

Wäre man ein kle'in wenig guten Willens, so 
könnte man dem Antrag zustimmen, ohne sich da­
bei etwas zu vergeben. Ich bitte Sie, dies im Hin­
blick auf die angestellten Überlegungen ·zu tun. 

Meine Damen und Herren! Wir, di:e wir in der 
Praxis stehen und tagtäglich Erfahrungen sam­
meln, sehen, wie die armen Teufel zu 20 'bis 25 täg­
lich vor der Tür stehen, die nicht wissen, wie sie 
die Miete aufbringen sollen und die sagen: Ich 
kann die Wohnung nicht beziehen, die sie mir da 
anbieten, weH ich nicht in der Lage bin, die dafür 
geforderte Miete aufzubringen. Denen zü helfen, 
müßte ein wirkliches Anliegen aller im Hause sein. 

P1räs•ident Hana·uer: Der Herr Abgeovdnete Rup­
precht hat das Wort. 

Ruppreeht (SPD): Herr Präsi!dent, meine Damen 
und Herren! Der Herr Kollege Wirrkler hat gesagt, 
daß der Antrag der SPD im Rechts- und Verfas­
sungsausschuß einstimmig abgelehnt worden sei. 
Das ist ein Irrtum insofern, als der Rechts- und 
V:erfassungsausschuß nicht den Antrag 1der SPD zu 
prüfen hatte, sondern lediglich die Vorlage vom 
Haushaltsausschuß und dem Sozialpolitischen Aus­
schuß daraufüin, ob irgendwelche verfassungs­
rechtlichen oder rechtlichen Bedenken dagegen be­
stünden, nicht aber, ob irgendwelche sachliche Ein­
wendungen dagegen sprächen. 

(Ahg. Dr. Me11k: Das ist richtig!) 

Der Rechts- und Verfassungsausschuß hat also le­
diglich einstimmig 'beschlossen, daß gegen den Ge­
setzentwurf keine rechtlichen und verfassungs­
rechtlichen Bedenken bestehen. 

(Abg. Dr. Merk: Das hat der Herr Bericht­
erstatter schon festgestellt!) 

- Aber der Herr Kollege Winkler hat es anders 
ausgedrückt. 

Präsident Hanauer: Das Wort hat d:er Herr Ab­
geordnete Hempfling. 

Hempflli1ng (CSIU): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Wir sollten das Problem ruhig und 
lei!denschaftslos diskutieren. Es1 besteht meines Er­
achtens bei den Ko11egen im Hause nicht überall 
restlose Klarheit darüber, was die Miet- und La­
stenbeihilfen •eigentlich bezwecken und welche 
Krei:se sie im •einz·elnen fördern. Ich darf ganz kurz 
darauf hinweisen: Wir haben einmal di:e· Beihilf.en 
nach dem Abbaugesetz, dem sogenannten Lücke­
Plan. Diese Beihilfen beziehen sich nur auf den 
Differenzbetrag zwischen alter und neuer Miete, 
nachdem d:ie Mieten erhöht wo11den sind. Das 

schließt auch die nach dem Ersten Wohnungsbau­
gesetz errichteten Wohnungen ein. Die rrach 1dem 
Zweiten Wohnungsbaug.esetz geschaffenen Woh­
nungen, also der Jahre 1956 bis 1960, werden hier 
nicht erfaßt. Wir haben in Bayern in di•esen Jahren 
nach d·em Zweiten Wohnungsbaugesetz mit einem 
gemischten Förderungssystem ge.baut: Kapitalsub­
vention plus Aufwe111dungszuschüsse und Zins- und 
Tilgungsbeihilfen. Es wmden Staats:baudarlehen je 
nach der Ortsklasse von 12 000, 13 000 und 
14 000 DM geg·eben. Es wurde also ein verhältnis­
mäßig gün:süges Finanzierungssystem geschaffen, 

. um tragbare Mieten zu realisieren. Das. ist im we­
sentlichen - im wes•entlichen, sage ich - auch ge~ 
schehen. Ich verkenne nicht, daß es auch Mieten 
gibt, die teilweise hoch sind und natürlich eine g~ 
wisse Härte darste11en. Ich glaube, meine sehr ver­
ehrten Anwesenden, wir können dem Anliegen der 
SPD - es. ist durchaus ein Anliegen, das ich nicht 
v.erkenne, meine verehrten Kollegen; das ist klar -
nicht auf diese Weise gerecht werden. Wir müssen 
das sauber machen. 

Der Gesetzentwurf der Staatsregierung sieht be­
kanntlich vor, im Jahre 1961 mit einem gemischten 
neuartigen Fö:rderungssystem, also einem System 
von Kapitalsubvention plus Aufwendungszuschuß 
plus Miet- und Lastenbeihilfen zunächst das Woh­
nungsbauvolumen im sozialen Wohnungsbau in 
der Höhe der Vorjahre zu halten, nämlich in diesem 
Jahr in Bayern wieder annähern!d 32 000 Sozial­
wohnung:en zu erstellen. Das ist also das primäre 
Ziel dieses Gesetzes über die Gewährung von Miet­
und Lastenbeihilfen. Daß es gleichzeitig auch trag­
bare Mieten für ·einen P·ersonerrkreis bringt, der 
als einkommenschwach und kinderreich gilt, das ist 
sozusagen eine soziale Begleiterscheinung, die wir 
selbstverständlich alle in diesem Hohen Hause be­
grüßen. 

lch möchte also abschließend sagen, wir müssen 
uns klar s_ein, ob wir hier nach dem Wunsch d:er 
SPD-Fraktion bereits allgemeine Miet- Un!d La­
stenbeihilfen voirwegnehmen wollen, wie sie be­
kanntlich vom Bundestag erarbeitet weiden und 
wie wir sie in nicht allzu ferner Zeit als Gesetzes­
vorlage vom Bundestag bekommen sollen. Wir müs­
sen unterscheiden zwischen Miet- und Lastenbei­
hilfen, die wir im Jahre 1961 zunächst als Bestand­
teil eines kombinierten Förderungssystems. zur Er­
reichung ·eines Bauvolumens von 32 000 Wohnungen 
im sozialen Wohnungsbau geben wollen und der 
Erreichung tragbarer Mieten. Deshalb, meine sehr 
verehrten Damen und Henen, glaube: ich, sollten 
wir diesen Antrag zunächst zurückstellen und zu 
einem späteren Zeitpunkt wieder beraten. Heute 
sollten wir uns auf die Annahme des Gesetzent­
wurfes der Staatsl'egierung in der vorliegenden 
Form beschränken. 

(Beifall bei der CSU) 

Präslde•nt Hanauer: Ein Blick in die Runde sieht 
keine Wortmeldungen mehr. Damit darf ich die 
Aussprache allgemeiner Art schließen. 

Wir treten in die Einzelberatung ein. Der 
Abstimmung liegt zugrunde 1die Regierungs.vorlage 

---·------------------------------
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auf Beilage 1933 und auße:r1dem der Abänderungs­
.antrag der SPD-Fraktion zu diesem Punkt, derbe-
reits ·erörtert wurde. · 

Ich lasse zunächst über diesen Ab ä n d er u n g s -
a n t r a g zu Artikel 1 abstimmen. Ich nehme an, 
daß eine Einzelaussprach1e nach der bisherigen Aus­
sprache nicht mehr gewünscht wird. 

Der Unterschied gegenüber 1der Regierungsvor­
lage besteht darin, daß vor dem Wort „wird" ein­
gefügt wird „ wurde oder" und daß die Worte „des 
Rechnungsjahres 1961" in Wegfall kämen. 

Ich lasse über den Abänderungsantrag abstim­
men. Wer ihm die Zustimmung geben will, den 
bitte ich um ein Handzeichen. - Danke schön. Die 
Gegenprobe. - Letzteres war die Mehrheit. Stimm­
enthaltungen? - 4 Stimmenth;iltungen. Der Ab­
änderungsantrag ist bei 4 Stimmenthaltungen mit 
Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen dann zur Abstimmung über den 
A r t i k e 1 1 in der unveränderten Fassung der Re­
gierungsvorl:ag.e. Wer dem zu.stimmen will, dien 
bitte ich um ein Handzeichen. - Die Gegenprobe. 
- Stimmenthaltungen? - Bei ·einer Reihe von 
Stimmenthaltungen 1c1er SPD-Fraktion angenom­
men. 

Ich rufo auf Art i k e 1 2. Auch dieser soll un­
verändert angenommen we11den. Wer dem zustim­
men will, den bitte ich um ein Handzeichen. -
Danke. Die Gegenprobe. - Stimmenthaltungen? -
2 Stimmenthaltung.en. Bei 2 Stimmenthaltung.en 
angenommen. 

Ich rufe auf Artikel 3. Wer die unveränderte 
Vorl:age annehmen will, den bitte ich um ·ein Hand­
z·eichen. - Danke. Die Gegenprobe. - •Stimment-. 
haltungen? - 3 Stimmenthaltungen. Bei 3 Stimm­
enthaltungen angenommen. 

Ich rufe auf Art i k e 1 4; er lautet: 

Dieses Gesetz ist dringlich. Es tritt am 1. Ja-
nuar 1961 in Kraft. 

Wer dem zustimmen will,. ·den bitte ich um ein 
Handzeichen. - Danke. Die Gegenprobe. - Stimm­
enthaltungen? - 2 Stimmenthaltungen. Bei 2 
Stimmenthaltungen angenommen. 

Hiermit ist die Einzelabstimmung abgeschlossen. 

Das Gesetz hat den Titel: 

Gesetz 
über. ·die Gewährung von Miet- und Lasten­
beihilfen zur Förderung des sozialen Woh­
nungsbaues 1961 und zur Änderung des Ge­
setzes über die Übernahme von Staatsbürg­
schaften. 

Bei unveränderter Annahme der Vorlage kann, 
wenn Widerspruch nicht erfolgt, die d r i.t t e L e -
s u n g sofort angeschlossen werden. - Ich stelle 
fest, daß dagegen kein Widerspruch ·erhoben wird. 

Ich eröffne die a 11 g e m e in e A u s s p r a c h e. 
- Wortmeldungen liegen nicht vor. Die allgemeine 

''Ausspr.ache ist geschlossen. 

Ich eröffne die Ein z e 1 berat u ng. Auch 
dazu .liegen keine Wortmeldungen vor. Ich schließe 
die Aussprache. · 

Wir kommen zur Abs tim m u n g in der drit­
ten 'Lesung. Dalbei liegen die Beschlüsse der zwei­
ten Lesung zugrunde. 

Ich rufe auf Artikel 1 -, Artikel 2 -, Arti­
kel 3 -, Artikel 4. 

Damit kommen wir zur Sc h 1 u ß ab s tim -
m u n g , die, wenn sich kein Widerspruch erhebt, 
unmittelbar angeschlossen werden kann. - Ich 
stelle fest, das Hohe Haus ist damit eirwerrstanden. 

Ich schlage dem Hohen Hause vor, gemäß § 136 
Absatz 2 der Geschäftsordnung die :Schlußabstim­
mung in einfacher Form vorzunehmen. - Auch da­
mit besteht, wie ich feststellen kann, Einverständ­
nis. 

Wer dem Gesetz .in der eben !beschlossenen Form 
die Zustimmung ge'ben will, den bitte ich, sich voin 
Platz zu erheben. - Danke schön. Die Gegenpro­
be. - Stimmenthaltungen? - Bei etwa 16 .Stimm­
enthaltungen :der SPD-Fraktion einstimmig .ange­
nommen. 

Das Gesetz hat den Titel: 

Gesetz 

über die Gewährung von Miet- und Lastenbei­
hilfen zur Förderung des sozialen Wohnungs­
·baues 1961 Ull!d zur Änderung des Gesetzes 
über die Übernahme von Staatsbürgschaften. 

Damit hat der Antrag auf Beilage 1734 ebenfalls 
seine Erledigung .gefunden. 

Meine Damen und Herren! Ich bitte noch nicht 
. aufzustehen. Ich muß noch die Frage stellen, oib Sie 
dem Wunsch eines A'bgeor.dneten, eine Sache vor­
wegzunehmen, entsprechen wollen. 

Zunächst darf ich ganz allgemein zur künftigen 
:S i t z u n g s f o 1 g e darauf hinweisen, daß auf 
Wunsch der Staatsregierung und· auf Grund eines 
Zirkularbeschlusses des Ältestenrates am Mittwoch, 
dem 22. Februar 1961, vormittags 10 Uhr, hier eine 
etwa einstündige Sitzung stattfinden wird, bei der 
der Herr Staatsminister der Finanzen den Nach­
tragshaushalt einbringt. 

Herr Kollege Dr. De h l er hat mich gebeten, 
weil er morgen nicht hier se.in kann, wenn es mög­
lich· ist, Punkt 4 der Nachtragstagesordnung, bei 
dem er Berichterstatter ist; heute noch aufzurufen. 
Der Fall wird uns, wie ich hoffe, nicht lange auf­
halten. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie ihm 
diese Möglichkeit gäben. 

Dabei darf ich darauf hinweisen, daß nJach einer 
Statistik über die Sitzungsdauer der Parlamente 
die Sitzungsdauer des Bayerischen Landtags im 
Verhältnis zu der anderer Länderparlamente - im 
Schnitt der Stundenz&hl - wesentlich kürzer ist. 
Ich darf also· die zehn Minuten noch zulegen 

Ich rufe dann auf die Ziffer 4 der Nachtrags­
tagesordnung: 

Entwurf einer Verordnung zur Aufhe­
bung der Verordnung über Zuständigkei-
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ten in der Sozialgerichtsbarkeit (Beilage 
1867) 

Über die Beratungen des Ausschusses für sozial­
politische Angelegenheiten (Beilage 1941) berichtet 
der Herr Abgeordnete Dr. Dehler. Ich. erteile ihm 
das Wort. 

Dr. DShler (FDP), Berichterstatter: Herr 
Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Der Ausschuß für sozialpolitische Angelegen­
heiten und für Angelegenheiten der Heimatvertrie­
benen und Kriegsfolgegeschädigten hat sich in sei­
ner 44. Sitzung am 26. J.anuar 1961 mit dem Ent­
wurf einer Verordnung auf Beilage 1867 beschäf­
tigt. Berichterstatter war ich. selbst, Mitberich.ter­
statter Herr Kollege Loos. 

Es handelt sich um einen Antrag der Staatsregie­
rung auf Änderung der Verordnung über Zustän­
digkeiten in der ·Sozialgerichtsbarkeit vom 9. April 
1954. 

Der B e r i c h t ·e r s t a t t er wies darauf hin, 
daß dem Landtag eine gleichlautende Verovdnung in 
der letzten Legislaturperiode - Beilage 1967 -
vorgelegen habe und damals ins:besondere nach. An­
hörung der Verbände der Angestellten mit einer 
Mehrheit von 13 zu 2 Stimmen abgelehnt worden 
sei. Die neue Verordnung enthalte in § 1 den 
Wunsch der Staatsregierung, die bisher in Nürn­
berg und München zentralisierten Angestellten­
kammern auf die Bereiche aller sieben Sozialge­
richte zu dezentralisieren, in § 2, .angeregt durch 
zwei oberstgerichtliche Urteile, die Kammer für 
Bundesbahnangelegenheiten zu dezentralisieren und 
aufalle Sozialgerichte zu verteilen, und in § 3, die 
beiden Kassenarztkammern in Nürnberg und in 
München ebenfalls zu dezentralisieren. 

Der Berichterstatter ging auf die. Vorgeschichte 
der ganzen Materie und ·auf ihre Auswirkungen 
ein und warnte insbesondere bei den Angestellten­
kammern vor eventuellen unangenehmen Folgen. 
Der Mit b er i c h t erst a tt er schloß sich im 
wesentlichen diesen Bedenken an. 

Der Vertreter der Staatsregierung !berief 
sich darauf, daß der § 2 der Zuständigkeitsverord­
nung von 1954 durch die schon angezogene 9berst­
gerichtliche Rechtsprechung überholt sei, da er der 
Rechtsprechung widerspreche. Der § 1 sei zu än­
dern, da die sehr großen Rückstände der Sozial­
gerichts-barkeit die volle Auslastung aller Kammern 
notwendig mache und eine rationellere und schnel­
lere Abwicklung der Rückstände durch eine De­
zentralisierung der •bisherigen Fachkammern zu er­
reichen sei. Gegen eine Nichtänderung des § 3 der 
Verordnung wandte sich .der Vertreter der Staats• 
regierung nicht von vornherein. 

In der sehr ausgiebigen Debatte, an der sich auch 
der Herr P r ä s i d e n t dieses Hohen Hauses be­
teiligte, der sich ebenfalls gegen eine Aufhebung 
des § 3 der Verordnung von 1954 aussprach, kamen 
unter anderem der Herr Kollege Dr. Reichstein 
zum Wort, .der sich gegen eine Aufhebung des § 3 
wandte, der Herr Kollege Dr. S a h 1 i g er , der im 

Prinzip für die· Verordnung eintrat und sich von 
der Aufteilung der bisherigen Fachkammerru eine 
schnel1ere Abwicklung versprach, der V o r s i t -· 
z end e des Ausschusses, Herr Kollege Weishäupl, 
der Bedenken vo:ribrachte, ob eine Dezentralisierung. 
ein rationelleres Arbeiten :der Sozialgerichte ergäbe, 
der Herr Kollege D ein in g er , der davor warn-· 
te, gut Eingespieltes zu trennen, erneut Herr Kol­
lege Dr. S a h 1 i g :e r , der sich nachdrücklich für 
die Dezentralisation aussprach, Herr Kollege Dr. 
Pirk 1 , der gegen den Entwurf sprach und den 
G:edanken ·einbrachte, zur Kammer in Nürnberg 
noch die Oberpfalz zuzuschlagen und der Herr Kol­
.lege Sold man n, der für die Dezentralisation 
eintrat. 

Nach einer Geschäftsordnungsdebatte, oq wegen 
der Anregung einer eventuellen Änderung der Zu• 
ständigkeitsbereiche der Nürnberger Kammer die 
Materie zurückgestellt werden sollte, einer Anre­
gung der Staatsregierung entsprechend, die vom 
Ausschuß .. gegen drei Stimmen abgelehnt wurde; 
beschloß der Ausschuß auf Antr.ag beider Bericht­
erstatter, die Annahme nur hinsichtlich des § 2 der 
Verordnung im Wortlaut zu empfehlen, also den 
§ 2 der Verordnung über die Zuständigkeiten in 
der Sozialgerichts:barkeit vom 9. April 1954 aufzu­
heben. 

Die Schlußabstimmung erbrachte zwei Gegen­
stimmen bei einer Stimmenthaltung. Das Ergebnis 
findet sich auf Beilage 1941. Ich bitte das Hohe 
Haus, dem Antrag des Sozialpolitischen Ausschus­
ses zuzustimmen. 

Präsident Hanauer: Herr Abgeordneter Dr. Merk 
berichtet über die Verhandlungen des Ausschus­
ses für Verfassungsfragen und Rechtsfragen (Bei­
lage 1959). Ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Merk (CSU), BerichterS'tatteT: Herr 
Präsident, Hohes Haus! der Ausschuß für Verfas­
sungsfragen und Rechtsfragen hat :sich in seiner 
Sitzung am 2. Februar 1961 mit dem Entwurf einer 
Verordnung zur Aufhebung der Verordnung über 
Zuständigkeiten in der Sozialgerichtsbarkeit (Bei­
lage 1867) befaßt. Berichterstatter war ich. selbst,. 
Mitberichtersatter Herr Kollege Dr. Kriegisch. 

Beide B ·er ich t erstatte r waren übereinstim­
mend der Meinung, daß weder gegen den Entwurf 
der Staatsregierung noch gegen den Entwurf, wie 
er in der Fassung des Ausschusses für sozialpoliti­
sche Angelegenheiten vorliegt, rechtliche oder ver­
fassungsrechtliche Bedenken bestehen. 

Dieser Beschluß wurde zwar gegen 4 Stimmen 
gefaßt, aber die Gegenstimmen wendeten sich nicht 
gegen die Rechtmäßigkeit oder Verfassungsmäßig­
keit der vorliegenden Verordnung oder des Aus­
schußbeschlusses, sondern es waren mehr sachliche 
Bedenken gegen den Entwurf der Regierungsver­
ordnung zum Ausdruck gebracht. Deshalb kann ich 
mir wohl eine ausführlichere Berichterstattung er­
sparen. 

Präsident Hanauer: Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Wir kommen zur Abs tim m u n g. Es han-
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delt sich bei der Vorlage der Regierung um eine 
Verordnung, die der Zustimmung des Bayerischen 
Landtags bedürfte. Diese Verordnung will eine 
frühere Zuständigkeitsverordnung in drei Para­
.graphen aufheben. Der Beschluß der Ausschüsse 
sieht nur vor, daß § 2 der ursprünglichen Verord­
nung aufgehoben werden soll. Nur insoweit wird 
die Zustimmung zu der Vorlage gegeben. Die §§ 1 
und 3 sollen wie bisher als Zuständigkeitsregelun­
gen bestehen bleiben. Den Beschluß finden Sie auf 
Beilage 1941. 

Wer diesem Vorschlag die Zustimmung geben 
will, den bitte ich um ein Handzeichen. - Danke 
schön. Gegenprobe! - Eine Gegenstimme. Stimm­
enthaltungen? - Zwei Stimmenthaltungen. - Da­
mit ist der Antrag angenomme:p.. 

Damit möchte ich für heute die Beratungen a:b­
brechen, aber nicht ohne vorher Ihnen die Frage 

vorzulegen, ob morgen getagt werden soll. Der 
Sitzungsplan sieht das vor, aber ich bringe es des­
halb zur Sprache, weil ich verschiedentlich gefragt 
wurde, ob m0rgen wirklich getagt wird. Ich glaube 
nicht, daß es morgen die Möglichkeit gibt, die In­
terpellation zum Landwirtschaftsgesetz durchzu­
führen. Es ist aber noch eine Reihe von ungefähr 
acht bis neun Tagesordnungspunkten vorhanden, 
die ich sonst auf die eingeschobene Sitzung am Mitt­
woch, dem 22. Februar, hinausschieben müßte. Ich 
selbst hätte diese Punkte gern morgen noch erle­
digt. 

(Zuruf: Wie lang dauert es?) 

- Etwa eine Stunde, soweit ich das übersehen 
kann. 

Damit ist die Sitzung für heute geschlossen; wir 
fahren morgen vormittag um 9 Uhr fort. 

(Schluß der Sitzung: 18 Uhr 15 Minuten) 
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